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Michael Hagner

Wissenschaft und Demokratie oder:

Wie demokratisch soll die Wissenschaft sein?



Wissenschaft zwischen Demokratie und kapitalistischer Ökonomie

Unter Demokratie versteht man gemeinhin, daß politische Handlungen der Zustimmung von Mehrheiten bedürfen, die über Abstimmungen erzielt wird, während Wissenschaft nach allgemeiner Übereinkunft der Produktion neuen Wissens dient. Auf den ersten Blick verbindet die beiden nicht viel miteinander. Im Forschungsprozeß selbst haben demokratische Prinzipien keinen Platz, und auch wenn über wissenschaftliche Theorien oder den Wert von Forschungsergebnissen unter Experten leidenschaftlich diskutiert wird, abgestimmt wird über sie nicht. Unübersichtlicher wird es bei der Frage, welche Forschung überhaupt zur Förderung ansteht. Hier spielen neben rein sachlichen Gesichtspunkten auch ethische, ökonomische und soziale Aspekte eine Rolle. Interessen, Präferenzen und Werte sind dabei nicht eindeutig von immanent wissenschaftlichen Kriterien zu trennen.

Trotz der einfachen Wahrheit, daß wissenschaftliche Erkenntnis selbst kein demokratischer Aushandlungsprozeß ist, heißt das nicht, daß Wissenschaft und Demokratie sich indifferent zueinander verhalten. Offensichtlich weist der Aufstieg beider seit dem 18. Jahrhundert Parallelen und Interdependenzen auf, was zu der weitverbreiteten Ansicht geführt hat, daß Wissenschaft und Bildung zu den Grundpfeilern demokratisch verfaßter Staaten gehören. Doch was diese für den Staat leisten sollen, ist Gegenstand unterschiedlicher Ansichten, die das gesamte Spektrum von praktischem Nutzen bis hin zu reiner Erkenntnis abdecken. In der historischen Entwicklung ist je nach politischer Wetterlage mal der eine, mal der andere Aspekt hervorgehoben worden, und bisweilen werden auch beide gegeneinander ausgespielt. Seit einiger Zeit ist das Pendel stark nach der Seite des Nutzens und der Verwertbarkeit ausgeschlagen. Wissen ist eine Ressource – so lautet bekanntlich das Credo der Wissensgesellschaft, das auf der Überzeugung basiert, Wissen sei die Grundlage für den Wohlstand einer Gesellschaft im globalen Wettbewerb. Staaten sind um so abhängiger vom Warencharakter des Wissens, je weniger sie über natürliche Ressourcen verfügen. Die Wissenschaften und die höheren Bildungseinrichtungen haben dieses Denken – vielleicht zu perplex, um abzuschätzen, was daraus folgt – ohne großen Widerstand übernommen. Formeln wie Ökonomisierung der Wissenschaft oder akademischer Kapitalismus werden inzwischen so selbstverständlich gebraucht, daß darüber eine andere Funktion der Wissenschaft für die Demokratie in den Kulissen zu verschwinden droht.

Die Wissenschaften haben ihre Bildungsheimat zwar an den Universitäten, aber sie spielen auch in der Schule seit langer Zeit eine dominierende Rolle. Kinder lernen nicht nur Mathematik und Sprachen, um besser rechnen und sich im Urlaub leichter verständigen zu können. Vielmehr geht es darum, daß am Beispiel der Wissenschaften ein kritisches Denken eingeübt wird, das nicht für Mystifizierungen und Simplifizierungen anfällig ist und zur Erziehung der Kinder zu verantwortungsvollen Staatsbürgern beiträgt. Zumindest in Europa herrscht noch weitgehend Einigkeit darüber, daß beispielsweise der Biologieunterricht die Schüler davor bewahren soll, die biologische Herkunft des Menschen aus der Weisheit eines göttlichen Plans abzuleiten. Analog dazu soll ihnen die Vermittlung physikalischen, historischen oder literarischen Wissens Kriterien dafür an die Hand geben, fliegende Teppiche von der Gravitation, Mythen von Fakten und eine per Twitter hingeworfene Befindlichkeitsartikulation von Poesie zu unterscheiden – und auch jene Ausnahmefälle zu erkennen, in denen sich das nicht mehr so genau unterscheiden läßt.

Wissenschaft mag also nicht unbedingt demokratisch strukturiert sein, aber sie ist für die Demokratie unverzichtbar, weil sie zum eigenständigen, kritischen Denken führt. Zwar geht es in der Wissenschaft noch um ganz andere Dinge, doch nimmt man den ökonomischen und den kritischen Aspekt zusammen, so könnte man sagen: Wissen ist Macht; Wissen ist aber auch Machtkontrolle, und Wissenschaft ist der Ort, an dem beide Aspekte eingeübt, praktiziert, vorgelebt und zueinander in Beziehung gesetzt werden. Ob und in welcher Weise das gelingt, ist entscheidend für das Verhältnis von Demokratie und Wissenschaft.

Die Demokratie ist von der Wissenschaft abhängig, aber gilt das auch in umgekehrter Richtung? Gewiß, ohne Zustimmung der Bevölkerung wäre kein demokratischer Staat auf Dauer in der Lage, Wissenschaft im breiten Rahmen zu fördern, aber damit ist noch nichts darüber gesagt, auf welchen Prämissen diese Zustimmung basiert. Trotz aller Bekenntnisse zum nicht quantifizierbaren Wert der höheren Bildung wirft die Tendenz zum Primat des Ökonomischen die Frage auf, welche Effekte das auf die Wissenschaft hat. Die Rentabilität des Wissens ist nicht in der Weise einklagbar, daß man am Ende eines Jahres schaut, wie hoch die Rendite des Wissens ausgefallen ist. Je unverfrorener jedoch behauptet wird, die Wissenschaften seien nur dann sinnvoll und förderungswürdig, wenn sie für die Gesellschaft einen unmittelbaren materiellen Nutzen haben und im globalen Wettbewerb zu einer günstigen Position verhelfen, desto mehr werden sie auch nach den Kriterien von Unternehmen und Beratungsfirmen eingestuft. Wie verhält sich diese Entwicklung zu der Übereinkunft, daß autonome, also nicht zentral gesteuerte Forschung integraler Bestandteil demokratischer Freiheit ist und Wissenschaft der Erkenntnis über die Beschaffenheit der Welt dient? Kommen sich ökonomische Erwartungshaltung und Kultivierung humaner Werte gar nicht erst ins Gehege, oder handelt es sich hier um einen Scheideweg, bei dem man sich wie Herakles für den einen oder den anderen Weg entscheiden muß? Was geschieht mit der Wissenschaft, wenn sie ökonomischen Zielen dient? Auch wenn man einräumt, daß ihre epistemischen Standards durch eine Anwendungs- und Nutzenorientierung keinen oder allenfalls einen beherrschbaren Schaden erleiden, bleibt das Problem, daß die Präferenz einer kommerziell verwertbaren Forschung dazu führt, andere Forschungszweige zu vernachlässigen, die womöglich von größerem gesellschaftlichen Nutzen wären, aber kommerziell nicht attraktiv sind.1

Diese Konstellation hat Robert Merton schon vor Jahrzehnten mit dem Hinweis kritisiert, die Kommerzialisierung der Forschung befördere in einer demokratischen Gesellschaft antiwissenschaftliche Einstellungen.2 Wenn diese These auch für die Beschreibung der gegenwärtigen Situation zutreffen sollte, folgt daraus, daß der für die fortschreitende Ökonomisierung der Wissenschaft zu entrichtende Preis ihre sichere Implementierung in der Demokratie ist. Das ist aber noch nicht alles. Wissenschaft kann, wie gesagt, unter dem Primat des Ökonomischen existieren, ohne selbstgesetzte Standards aufzugeben, sie kommt aber auch ohne Elemente des Demokratischen aus, sofern die Forschung im Interesse der entsprechenden Diktatur liegt. Das ist keine neue Einsicht, wenn man bedenkt, daß auch im nationalsozialistischen Deutschland und in der Sowjetunion exzellente Forschung betrieben wurde, und zwar auch über rein militärische Zwecke hinaus.

Heutzutage haben sich die Probleme verschoben. Westliche Wissenschaftler und Firmen profitieren davon, ihre Tier- und Menschenversuche oder gentechnologischen Experimente in Ländern mit geringen Einkommen und weniger oder gar nicht entwickelten demokratischen Strukturen ohne ethische Einwände und bürokratische Schwierigkeiten durchführen zu können. In ihren demokratischen Heimatländern wäre das nur mit erheblichem Aufwand zu bewerkstelligen.3 Aus einer solchen Perspektive stellt die Demokratie sogar ein Hindernis für die Forschung dar. Damit wird aber auch ein ungünstiges Licht auf das Verhältnis von Wissenschaft und Demokratie geworfen, denn so weit kann es mit der Einübung des kritischen Denkens dann doch nicht her sein, wenn es sich bei der Wissenschaft um ein opportunistisches Unterfangen handelt, das sich den jeweiligen politischen und ökonomischen Gegebenheiten anpaßt.

Wenn heute von Wissenschaft die Rede ist, bezieht sich das oftmals ganz selbstverständlich auf den sogenannten STM-Komplex (science, technology and medicine), der die Geisteswissenschaften ausklammert. Auch die Diskussionen um das Verhältnis von Wissenschaft und Demokratie beziehen sich fast ausnahmslos auf ihn. Dabei ist es keineswegs gleichgültig, ob das Ziel, Wissenschaft als einen Weg zum kritischen Denken anzusehen, eher durch natur- oder durch geisteswissenschaftliche Fähigkeiten oder am besten mit Hilfe einer Kombination der beiden zu erreichen ist. Intuitiv würde man vermutlich für letzteres votieren, aber gegenwärtig unterliegen die Geisteswissenschaften einem so spürbaren Werteverfall, daß man sich auch ohne Neigungen zum Alarmismus fragen muß, ob kritisches Denken nicht zunehmend unter die Räder markt- und wettbewerbsfähiger Verwertungskategorien gerät. Die eindringlichen Plädoyers von Martha Nussbaum und Stefan Collini zur Bedeutung der Geisteswissenschaften für eine demokratische Gesellschaft deuten darauf hin, daß die Probleme in den USA und in Großbritannien besonders gravierend sind,4 aber die Problemlage läßt sich allgemeiner formulieren: Die Geisteswissenschaften werden entweder als ein verzichtbarer Luxus betrachtet, weil sie keinerlei nützliche Erkenntnisse hervorbringen und sich nicht in das ökonomische Raster einfügen lassen;5 oder sie werden als Gefahr angesehen, weil sie eine skeptische Haltung pflegen, die der profitorientierten Zirkulation von Wissen als Ware im Wege steht.6 Wie verbreitet auch immer diese Auffassungen sein mögen: Offensichtlich hat die Ökonomisierung der Wissenschaften dazu beigetragen, daß die Maxime Wissen ist Machtkontrolle gegenüber der Maxime Wissen ist Macht ins Hintertreffen geraten ist.



Der Autoritätsverlust von Wissenschaft und Demokratie

Kommerzialisierung bzw. Ökonomisierung der Wissenschaft sowie die Unterdrückung der Geisteswissenschaften sind nur zwei der gegenwärtig relevanten Facetten des Verhältnisses von Wissenschaft und Demokratie. Daneben gibt es die neuen technologischen und therapeutischen Möglichkeiten der Biomedizin – man denke nur an die immer einfacher und kostengünstiger werdenden Gentests oder an die personalisierte Medizin –, die Gesetzgeber, Parlamente, Ethikkommissionen, Intellektuelle und Selbsthilfegruppen in einem noch vor einiger Zeit nicht für möglich gehaltenen Ausmaß beschäftigen und die Frage nach einer demokratischen Partizipation von (betroffenen) Bürgerinnen und Bürgern in ganz neuer Weise aufwerfen. Oder man betrachte die Effekte, die politisch reaktionäre Gruppierungen wie die Kreationisten und die Leugner des Klimawandels in demokratischen Staaten haben, und wie ihre Vertreter in einer mehr oder weniger geschickten Mischung aus Pochen auf demokratische Rechte und perfider Instrumentalisierung der richtigen Einsicht, daß wissenschaftliches Wissen stets vorläufig und absolute Gewißheit auf diesem Wege nicht zu haben ist, ideologisches Kapital schlagen.

Der Erfolg von Kreationisten und Klimaskeptikern, insbesondere in den USA, lenkt auch den Blick darauf, wie Wissenschaftler und wissenschaftliche Institutionen in der Öffentlichkeit auftreten. Die Intention, Wissenschaft in der Sphäre des Demos zu plazieren, ist seit dem 19. Jahrhundert von dem Wunsch getrieben worden, das Bildungsniveau der Bevölkerung den wissenschaftlich-technologischen Entwicklungen anzupassen. Immer wieder wurde die Sorge geäußert, daß eine zu große Kluft zwischen diesen rasanten Entwicklungen und deren allgemeinem Nachvollzug in der Gesellschaft ein Problem für die Demokratie darstelle, weil dadurch neue Machtcluster gebildet würden, die nicht mehr der gesellschaftlichen Kontrolle unterstehen und somit möglicherweise der Allgemeinheit nicht mehr zugute kommen. Es geht also um öffentliche Bildung. Da aber auch diese von Strategien und Repräsentationsformen abhängig ist, die in anderen Gebieten besonders erfolgreich bei der Eroberung der Öffentlichkeit waren, läßt sich seit einiger Zeit beobachten, daß die Wissenschaften und insbesondere ihre Prestige- und Großprojekte in der Öffentlichkeit strategisch so lanciert werden wie das neue Markenprodukt eines globalen Konzerns. Dabei verweisen die erheblichen Anstrengungen, die von Förderungsinstitutionen, Politik und Wissenschaftsmanagern eingefordert werden, um der Wissenschaft ein angemessenes Stück vom öffentlichen Aufmerksamkeitskuchen zu sichern, auf ein Problem, das diese mit der Demokratie teilt. Es besteht darin, daß beide in den letzten Jahrzehnten erheblich an Autorität, Ansehen und Appeal verloren haben.

In seiner Analyse der (post)demokratischen Situation hält Colin Crouch fest, daß Politiker Ansehen und Respekt, die man ihnen einst entgegenbrachte, weitgehend eingebüßt haben. Um diesen Verlust zu kompensieren, versuchen sie die Stimmung der Öffentlichkeit zu ermitteln und herauszufinden, was die »Kundschaft« von ihnen fordert. Dazu bedienen sie sich der Methoden aus denjenigen gesellschaftlichen Bereichen, deren Ansehen, Selbstvertrauen und Selbstsicherheit nicht gelitten haben: Marketing und Unterhaltungsindustrie. In diesen Bereichen geht es aber keineswegs darum, Argumente zu entwickeln und durchzusetzen, sondern darum, Produkte zu verkaufen. Eine Erosion des Demokratischen sieht Crouch darin, daß die Bürger zumindest teilweise in die Rolle passiver, manipulierter, vielleicht auch gut unterhaltener Konsumenten abgedrängt werden und daß dadurch die ohnehin schon ausgeprägte Politikverdrossenheit noch weiter verstärkt wird.7

Ich möchte nicht behaupten, das Ansehen der Wissenschaftler habe in gleicher Weise gelitten wie dasjenige der Politiker, aber es spricht viel dafür, daß der Respekt, der ihnen immer noch entgegengebracht wird, davon abhängt, in welchem Maße sie sich dazu gezwungen sehen, ihre Themen mit den Instrumenten des Branding und der Marketingkampagnen zu lancieren. Man kann es auch mit folgenden Worten formulieren: »Die Wissenschaft ist jetzt ein Akteur unter anderen auf dem Markt des Wissens, und sie verhält sich entsprechend, mit den unvermeidlichen Glaubwürdigkeitsverlusten, die Eigenwerbung mit sich bringt.«8 Noch komplizierter wird die Situation, wenn eine Wissenschaft unter dem Druck steht, politisch verwertbare Resultate zu liefern, die Forscher wegen der Komplexität des Gegenstandes allerdings nicht zu eindeutigen Resultaten kommen. Das läßt sich am Beispiel der Klimaforschung nachvollziehen. Vorausgeschickt sei, daß man mit den politischen Interventionen der Klimaforscher völlig einverstanden sein kann (wie ich es zum Beispiel bin) und gleichzeitig konstatieren muß, daß sie mit ihren Bemühungen, die Klimapolitik zu steuern, auf erheblichen Widerstand gestoßen und zumindest vorerst gescheitert sind.9 Die Gründe dafür sind zu vielfältig, um sie hier näher betrachten zu können,10 aber auf einen Punkt möchte ich doch aufmerksam machen: Die Klimaforscher sind mit Strategien in die große politische Arena getreten, die sich zum Teil der Methoden des Marketing und der Inszenierung bedienten. Für die Leugner des Klimawandels war das ein Ansatzpunkt, um einige, im Grunde nicht gravierende Ungereimtheiten und Fehler – ebenfalls mit den Mitteln der Inszenierung und des Marketing – so aufzublasen, daß die Klimaforscher sich prompt genötigt sahen, ihre Autorität und ihr Ansehen zu verteidigen.

Man kann mit Recht einwenden, daß die Klimaforscher kaum über andere als die erwähnten Möglichkeiten verfügen, um sich global Gehör zu verschaffen. Doch ändert das nichts daran, daß Wissenschaftler sich keinen Gefallen tun, wenn sie ihren Wertehimmel mit zu vielen Elementen des Produktmarketing bestücken und ihre in vielen Fällen abstrakten und unverständlichen Forschungen mittels Branding sowie Instrumenten aus der Unterhaltungsindustrie in die Öffentlichkeit tragen. Das mag zu kurzfristigen Erfolgen führen, doch längerfristig dürfte es einerseits kaum ausbleiben, daß die herkömmlichen und bewährten epistemischen Tugenden wegen des Drucks und der damit verbundenen Abkürzungen auf dem Parcours der wissenschaftlichen Sorgfalt Schaden nehmen. Andererseits werden Wissenschaftler und ihre Tätigkeit schleichend nach den Kriterien beurteilt, die auch für Politik, Wirtschaft oder Celebrity Culture gelten.

Wissenschaft ist ebensowenig wie Demokratie unabhängig von den Werten und Kategorien, Sprachspielen und Repräsentationen, die sie sich zu eigen macht. Dazu vergegenwärtige man sich nur die Verschiebung bei der Definition von Begriffen wie Wissen, Glück oder Freiheit. Bei allen dreien gibt es eine Tendenz, anspruchsvolle Entwürfe durch eine dürre Prosa zu ersetzen, die sich auf die Ermittlung meß- bzw. quantifizierbarer Zustände beschränkt. Wissen ist demnach ein verwertbarer content oder eine nützliche Information, die schnell abrufbar sein muß, nicht mehr ein allmählich sich entwickelndes Gewebe von Kenntnissen und Einsichten, die eine gewisse Orientierung erlauben; Glück ist eine kurzfristige Ausschüttung bestimmter Hormone oder auch ein neuronales Impulsgeknatter und nicht mehr das vielleicht lohnenswerteste Ziel, auf das man hinarbeitet; Freiheit als Willensfreiheit ist eine neuronale Illusion und nicht mehr ein Begriff, der Begründungen oder Argumenten überhaupt erst ihre Bedeutung verleiht. Es geht gar nicht darum, eine einheitliche Doktrin zu etablieren, die ein für allemal festlegt, was unter Wissen, Glück oder Freiheit zu verstehen sei. Gegen überhöhte Erwartungen und Ansprüche kann die dürre Prosa beizeiten sogar ein nützliches Antidot sein. Doch wenn Ideale auf Akutzustände und Dosisveränderungen sowie Waren-, Geld- und Aufmerksamkeitsflüsse reduziert werden, dann haben Wissenschaft und Demokratie gleichermaßen ein Problem.

Die Aufzählung besorgniserregender Symptome hat nicht den Zweck, einen früheren Zustand heraufzubeschwören, in dem alles besser war. Den gab es nämlich nicht. Die Demokratie hat ihre Sternstunden gehabt, sich aber auch immer wieder gegen innere und äußere Anfechtungen durchsetzen müssen. Für die Wissenschaften ist der Krisenzustand nicht ganz so notorisch, aber zweifellos hat es in der Moderne immer wieder bedrohliche Anfechtungen gegeben. Deswegen ist es in analytischer Hinsicht wenig hilfreich, global von einer Krise der Wissenschaften oder einer krisenhaften Beziehung zwischen ihr und der Demokratie zu sprechen. Wer nach einer Krise sucht, wird immer fündig. Es ist viel ergiebiger, die unterschiedlichen Problemlagen im Verhältnis von Wissenschaft und Demokratie genauer zu untersuchen und sich dabei an den oben skizzierten Stichworten – Kommerzialisierung und Öffentlichkeit, Unterdrückung der Geisteswissenschaften und Vertrauen auf technokratisches Management, Biomedizin und Klimawandel sowie politische Diktaturen und Fundamentalismus – zu orientieren.

Worin könnten die demokratischen Potentiale der Wissenschaft unter den gegenwärtigen Bedingungen bestehen? Was kann sie zur Sicherung der Demokratie beitragen, wo bestehen Reibungsflächen? Was könnte die Wissenschaft umgekehrt von der Demokratie lernen, und worin bestehen deren Verpflichtungen für den Erhalt der Wissenschaft? All diese Fragen sind heute mindestens ebenso relevant wie in den mittleren Jahrzehnten des 20. Jahrhunderts, als die Beziehung von Wissenschaft und Demokratie Dreh- und Angelpunkt soziologischer, politischer und wissenschaftsphilosophischer Diskussionen war. Gleiche Relevanz bedeutet jedoch nicht, daß auch die Problemlagen dieselben sind. Mit den globalen Umwälzungen in Ökonomie und Medientechnologie sowie dem Aufstieg einer nichtdemokratischen Supermacht wie China ergeben sich andere Konstellationen als vor der historischen Zäsur von 1989.

Eine umfassende historische Übersicht der Beziehung von Demokratie und Wissenschaft wäre wünschenswert,11 liegt aber jenseits der Möglichkeiten dieses Essays. Die Spuren werden ebensowenig ins antike Athen wie ins London des 17. Jahrhunderts zurückverfolgt, als Robert Boyle und Thomas Hobbes sich darum stritten, ob nun das Politische oder die Wissenschaft den Vorrang habe.12 Die Hoffnung Condorcets und anderer Aufklärer, daß die Wissenschaften eine freiheitliche Gesellschaftsordnung befördern mögen, wird ebenso übersprungen wie der berüchtigte Satz »La république n’a pas besoin de savants«,13 mit dem kurz nach der Französischen Revolution Antoine Lavoisier aufs Schafott geschickt wurde. Und auch die 1848er Revolutionszeit in Europa, als die Popularisierung des wissenschaftlichen Wissens zum Bestandteil des Demokratisierungsprozesses wurde, bleibt unberücksichtigt.14 Mein pointillistischer Überblick setzt mit dem sogenannten Zeitalter der Extreme im 20. Jahrhundert ein, weil erst zu jener Zeit, im Angesicht erbitterter Auseinandersetzungen der politischen Blöcke, Verflechtungen zwischen Wissenschaft und Demokratie behauptet, kontrovers diskutiert, instrumentalisiert und auch theoretisiert wurden. Für die Demokratietheorie war diese historische Konstellation vielleicht nur eine Fußnote, für die Entwicklung der Wissenschaftsforschung war sie konstitutiv. Darauf werde ich im nächsten Abschnitt genauer eingehen.

Nimmt man das Jahr 1933 als Fluchtpunkt, so lassen sich seitdem drei ineinander übergehende Phasen identifizieren, in denen Wissenschaft und Demokratie auf denkbar unterschiedliche Weise verhandelt worden sind.15 Die erste war von den Auseinandersetzungen der westlichen Demokratien mit den totalitären Systemen des Nationalsozialismus und des Kommunismus bestimmt und orientierte sich an der These, Wissenschaft könne sich nur in einer demokratischen Gesellschaft zu voller Blüte entfalten, was umgekehrt der Demokratie entscheidend zugute komme. Die zweite Phase begann in den späten fünfziger Jahren und artikulierte ein tiefes Mißtrauen: Wissenschaft und Technologie sind wegen ihrer engen Verbindungen zum militärisch-industriellen Komplex als Gefahr für die Demokratie anzusehen. Diese Kritik wendete sich insbesondere gegen die unberechenbare Legierung von Wissen und Macht und fand ihren Höhepunkt in der sogenannten Technokratiedebatte. Die dritte Phase schließlich setzte in den siebziger Jahren ein und stellte die universelle epistemische Autorität der Wissenschaft in Frage, weil diese nicht unabhängig sei von politischen Interessen, moralischen Werten und kulturellen Kategorien. In einer demokratisch-pluralistischen Gesellschaft sollte Wissenschaft demnach nur noch eine Möglichkeit unter mehreren sein, orientierendes und auch praxisrelevantes Wissen zur Verfügung zu stellen. Dieser Forderung nach Pluralismus ist seitdem keine grundsätzlich neue Perspektive hinzugefügt worden, auch wenn sich die Bedingungen und Argumente für einen solchen Pluralismus in den letzten 30 Jahren erheblich verändert haben. Schauen wir uns also diese drei Phasen mit ihren Verästelungen bis in die Gegenwart genauer an, um den Rahmen für das vorliegende Buch abzustecken. Anstatt die acht Beiträge des Bandes dann nacheinander vorzustellen, werde ich sie im Zusammenhang der für diese Phasen charakteristischen Problemlagen behandeln.



Gefährdete Wissenschaft und Rettung der Demokratie

In den Diskussionen der dreißiger Jahre über die beiden Systemalternativen Sozialismus und Kapitalismus wurde auch die Frage gestreift, in welcher Gesellschaftsform die Wissenschaften über die bestmöglichen Bedingungen verfügen. So argumentierte der mit dem Marxismus sympathisierende Medizinhistoriker Henry Sigerist – nachdem er aus Deutschland in die USA emigriert war –, der Kapitalismus habe sich zwar seit dem 17. Jahrhundert der Wissenschaft zum beiderseitigen Vorteil bedient, doch die kapitalistische Produktionsweise funktioniere nicht nach wissenschaftlichen Maßstäben und sei für das soziale Leben schädlich, weil sie periodisch Depressionen und Wirtschaftskrisen verursache. Henry Sigerists Kritik am Kapitalismus war kein Einzelfall. Die zu großem sozialen Elend führenden Instabilitäten, die in jenen Jahren in den Vereinigten Staaten besonders spürbar waren, beförderten die Skepsis gegenüber den ökonomischen Idealen der westlichen Demokratien, aber nur einige Kommentatoren wie Sigerist oder James G. Crowther führten die Sowjetunion als Vorbild für einen wissenschaftlich regierten Staat an. Fasziniert von dem scheinbar großen Einfluß, über den die Moskauer Akademie der Wissenschaften als vermeintlich wichtigstes Beratungsgremium der Regierung verfügte, waren sie davon überzeugt, daß eine Verwissenschaftlichung der Politik und der Gesellschaft das Ziel darstellte.16

Diese Vision sowie die Beförderung der Wissenschaftler zur gesellschaftlichen Elite hatte auch für diejenigen Anziehungskraft, die sich nicht stricto sensu als Sozialisten verstanden. Dazu gehörte beispielsweise eine Gruppe von namhaften Evolutionsbiologen in England, die sich als erbitterte Gegner von Eugenik und Rassenlehre verstanden. Wie Marianne Sommer in ihrem Aufsatz zeigt, vertraten die um Julian Huxley gruppierten Wissenschaftler in ihrem Kampf für politische, ökonomische und soziale Gleichberechtigung einen wissenschaftlichen Humanismus, der auf biologischen Prinzipien aufbaute und ein Gleichgewicht zwischen Egoismus und sozialen Instinkten, zentraler Steuerung und lokalen Interessen sowie Laien und Experten vorsah. Ein derart ambitioniertes Ziel konnte nach Ansicht der Biologen jedoch nur erreicht werden, wenn die Demokratie der Wissenschaft Unabhängigkeit garantierte und sie als meinungsbildende Elite akzeptierte. So gesehen bedeutete das Bündnis von Demokratie und Wissenschaft nicht nur (Begründung der) Freiheit, sondern auch weitreichende Privilegien, die die Wissenschaft zu einer eigenständigen Macht im Staat kürten.

Von einer solchen Eigenständigkeit konnte in den totalitären Staaten keine Rede sein. Daß die Wissenschaften in der Sowjetunion weder unabhängig waren noch uneingeschränkte Privilegien genossen, daß beispielsweise die Relativitätstheorie und die Quantenmechanik als mit dem Marxismus unvereinbare bürgerliche Ideologien verpönt waren, hatte sich – wie eben angedeutet – nicht überall herumgesprochen, aber dennoch waren es diese Einschränkungen und noch viel mehr die Verwüstung der Wissenschaften im nationalsozialistischen Deutschland, die dazu führten, daß Soziologen und Wissenschaftsphilosophen sich an die Ausarbeitung epistemischer Parameter und sozialer Normen machten, um das Ethos einer autonomen Wissenschaft zu begründen. Ludwik Flecks Theorie der Entstehung wissenschaftlicher Erkenntnis gehört ebenso in diesen Zusammenhang wie Karl Poppers Parameter von der Falsifikation wissenschaftlicher Hypothesen, Robert Mertons Postulierung institutioneller Imperative und Michael Polanyis Kategorie des tacit knowledge.17 Diese einflußreichen Theoretiker waren sich darin einig, daß Wissenschaft nur als autonome Institution der demokratischen Sache dienen könne, divergierten allerdings in der Frage, ob die Wissenschaft selbst demokratisch verfaßt sein solle. Ein genauerer Vergleich zwischen Fleck und Merton zeigt, daß beide den demokratischen Charakter der Wissenschaft ganz unterschiedlich begründeten und auch im Hinblick auf die Autonomie einer wissenschaftlichen Elite zu weit auseinanderliegenden Schlußfolgerungen gelangten.

Bereits 1929 heißt es bei Fleck emphatisch: »Naturwissenschaft ist die Kunst, eine demokratische Wirklichkeit zu formen und sich nach ihr zu richten – also von ihr umgeformt zu werden.«18 Diese durch Denkkollektive konstruierte Wirklichkeit hat es nicht mit umfassenden Erklärungen, feststehenden Weltanschauungen und naturphilosophischen Grundlegungen zu tun, sondern formiert sich aus variablen Erkenntnisschritten, die jederzeit überprüfbar und im Prinzip jedem zugänglich sind. Flecks Vorstellung von einer demokratischen Wissenschaft verabschiedet also das Ziel einer autoritativen Welterklärung und nimmt das alltägliche Geschäft der Wissenschaften in den Blick. Diese Hinwendung zur Praxis hat gleichermaßen epistemologische und politische Gründe, denn erst unter dem Eindruck des Nationalsozialismus konkretisiert Fleck seine antidogmatische Wissenssoziologie mit der Feststellung, daß jeder »Erkenntnisakt aus allgemeinen Berechtigungen, die allen zustehen, und allgemein angenommenen Formen« herleitbar sein muß.19 Darin gibt es keinen Platz für eine »totalitäre Elite« wie etwa im religiösen Denken, die dem Kollektiv Wahrheiten vorschreibt.

Im Prinzip kennen die Naturwissenschaften keine festgelegte Ordnung zwischen wissensspendender Elite und wissensempfangender Masse, weil jeder Wissenschaftler nur in einem kleinen Teilbereich Experte und in den meisten anderen Laie ist. Diese schlichte Gegebenheit durchkreuzt nach Fleck jeden allgemeinen Weltanschauungsanspruch und bedingt zugleich den Erkenntnisfortschritt. Anders gesagt: Wenn Forscher sich ausschließlich in dem schmalen Bereich auskennen, den sie bearbeiten, so verstärkt das ihre Anfälligkeit für Dogmatismus und mindert die Wahrscheinlichkeit signifikanter Erkenntnisfortschritte. Diese sind nur durch die Verknüpfung von Elementen verschiedener Denkstile zu erreichen. Ein weiterer Gesichtspunkt liegt darin, daß jede neue Forschungsaktivität zu Überraschungen führen und die vorherrschenden Überzeugungen modifizieren kann. Forschung ist somit immer nur vorläufig, und diese Offenheit des Erkenntnisvorgangs ist für Fleck das Resultat einer »demokratischen Verfassung des wissenschaftlichen Denkkollektivs«.20

Man mag einwenden, daß Fleck hier ein zu idealistisches Bild der wissenschaftlichen Praxis gezeichnet hat: So offen und egalitär hat das soziale System Wissenschaft nie funktioniert. Und auch im Hinblick auf seine eigenen Prämissen stellt sich die Frage, wieso Fleck an anderen Stellen seines Werkes eine so scharfe Unterscheidung zwischen »esoterischer« und »exoterischer« Seite eines Denkkollektivs macht und was es mit dem »Denkzwang« auf sich hat, durch den ein Denkkollektiv charakterisiert ist, wenn der Erkenntnisvorgang doch angeblich so offen ist.21 Solche Spannungen sind damit zu erklären, daß Fleck sich angesichts der Pervertierung der Wissenschaften sowie der befremdlichen Rezeption seines Buches Die Entstehung und Entwicklung einer wissenschaftlichen Tatsache im nationalsozialistischen Deutschland veranlaßt sah,22 seine soziale Epistemologie anders zu akzentuieren und die Naturwissenschaft als Möglichkeitsraum zu konstruieren, in dem auch die Demokratie Halt finden kann.

Im Gegensatz zu den verschiedenen Versionen einer Verwissenschaftlichung der Politik und der Gesellschaft, wie sie vor allem marxistische Theoretiker forderten, versteht Fleck die vermeintlich konstitutive Schwäche der Wissenschaft – daß ihr Wissen stets vorläufig ist und nie die ganze Wahrheit umfaßt – als Stärke, die er dann auch auf die Mühlen der Demokratie umleiten will. Das impliziert, daß er erstens wissenschaftliches Denken kategorial von fundamentalistischer Weltanschauung trennt, was ihn mit fast allen Wissenschaftsforschern eint, daß er jedoch zweitens den demokratischen Charakter der Wissenschaft mitten in der Erkenntnisarbeit selbst ansiedelt und in einer beidseitigen Permeabilität von Experten und Laien sieht. Als eine Art wissenschaftlicher Demokrat ist Fleck gegenüber der allzu starken Aufwertung einer Elite – mag diese in ihrem jeweiligen Gebiet noch so kompetent sein – skeptisch. Damit nimmt er eine Sonderposition in der damaligen Wissenschaftsforschung ein, wie sich im Vergleich mit der Theorie Robert Mertons zeigt.

Auch Merton nahm die politischen Entwicklungen in Deutschland seit 1933 zum Anlaß, um Unterschiede zwischen den Wissenschaften in einem demokratischen und in einem totalitären Staat herauszuarbeiten. Er wußte, daß auch die Nationalsozialisten aus militärischen und ökonomischen Gründen nicht auf die Förderung der Grundlagenforschung und der Technologie verzichten konnten, und vertrat dementsprechend nicht die Ansicht, Wissenschaft in einem totalitären Staat sei ein Ding der Unmöglichkeit. Wohl aber hatte sie unter erheblichen Einschränkungen zu leiden. In Nazi-Deutschland wurden die Wissenschaften geschwächt, weil es aufgrund der Rassenideologie unmöglich geworden war, mit »Nichtariern« zusammenzuarbeiten. Darüber hinaus verlangten totalitäre Systeme – und hier hatte Merton auch die Sowjetunion im Blick – absolute Loyalität, was eine Zentralisierung der institutionellen Kontrolle zur Folge hatte, die wiederum zu einem unauflöslichen Konflikt mit dem Ethos der Wissenschaft führte.23

Eine genauere Ausarbeitung dieses Ethos nahm Merton 1942 in seinem Essay »A Note on Science and Democracy« vor,24 in dem er seine berühmten institutionellen Imperative – Universalismus, Unparteilichkeit, Kommunismus und organisierter Skeptizismus – vorstellte, die zutreffend als »United Nations charter for freedom in science« charakterisiert worden sind.25 Merton war nicht an der Behauptung gelegen, diese Imperative seien für Wissenschaft und Demokratie gleichermaßen gültig. Tatsächlich postuliert er dies nur für den Universalismus, also den Grundsatz, dem zufolge Wahrheitsansprüche und Leistungskriterien unabhängig von Nationalität, Klasse, Religion und individuellem Charakter zu bewerten sind.26 Der entscheidende Punkt liegt für Merton darin, Bedingungen zu identifizieren und normativ aufzuladen, die der Wissenschaft die Freiheit geben, Forschung allein um der Erkenntnis willen und nicht zu ökonomischen, politischen oder religiösen Zwecken durchzuführen. Die genannten Imperative machen das möglich. Damit freie und kreative Forschung gedeihen kann, benötigt sie nur noch eine demokratische Staatsform, die darauf verzichtet, Wissenschaft zentral zu regulieren.

Merton hat das Ideal der reinen Wissenschaft, die Erkenntnis um ihrer selbst willen betreibt, nicht erfunden, aber unter den Bedingungen der Nachkriegszeit, die geprägt war durch Erfahrungen wie Auschwitz und die verheerende Anwendung von Eugenik, durch Hiroshima und die Spannungen während des Kalten Krieges, wurde dieses Ideal zum Aushängeschild für das enge Bündnis von Wissenschaft und Demokratie, was beiden zugute kommen sollte: der Demokratie, indem sie einen weiteren Beweis für ihre prinzipielle Überlegenheit im Kampf der Weltanschauungen erbrachte, und den Wissenschaften, indem sie Kultur und Gesellschaft mit immer neuen Erkenntnissen bereicherten. Daraus ergaben sich für den Staat konkrete Verpflichtungen. So forderte Michael Polanyi 1953 auf einem im Kalten Krieg berühmt gewordenen Kongreß über »Wissenschaft und Freiheit«,


»daß der Staat, indem er Einrichtungen zur Pflege der Wissenschaft gründet, die Existenz einer Sphäre unabhängiger Ideen und unabhängiger Menschen anerkennt und damit auch zugibt, daß die Erfordernisse dieser Sphäre den gleichen Rang wie die vom Staat beschützten politischen und materiellen Interessen der Gesellschaft beanspruchen können«.27



Lassen wir den nicht zu unterschätzenden Aspekt beiseite, daß hier auch der Geniegedanke des 19. Jahrhunderts für die Wertschätzung des in Einsamkeit und Freiheit forschenden Professors in Anspruch genommen wird, so bedeutet Autonomie für Polanyi wie für Merton, daß die Wissenschaftler eine unabhängige Elite bilden, die ihre Tätigkeit »zwar in der Gesellschaft betreiben, aber ihr nicht zugehörend« sind.28 Sobald sie zu sehr mit der Gesellschaft in Berührung kommen – sei es mit Politikern, Journalisten oder interessierten Bürgern –, droht Gefahr, weil mit der Aufwertung der Laien andere als rein wissenschaftliche Werte und Verhaltensregeln ins Spiel kommen, die zum »Mißbrauch von Fachautorität und [der] Schaffung von Pseudowissenschaften« führen.29 Das Feld der Wissenschaft kann demnach nur moralisch und epistemisch integer sein, wenn die sozialen Imperative eingehalten werden. Jede Kontamination von außen, auch politische oder ökonomische Zwecke, stellt diese Integrität ebenso in Frage wie die Verwischung der Grenze zwischen Wissenschaft und Nicht-Wissenschaft. Neben der Forderung nach staatlichem Schutz der Wissenschaft waren Aufbau und Verteidigung dieser Grenze das zweite große Thema während des Kalten Krieges. In diesem Zusammenhang machte der Begriff der Pseudowissenschaft, der überhaupt erst seit dem 19. Jahrhundert in Umlauf war, eine gewaltige Karriere und diente als politischer Kampfbegriff, um verpönte Doktrinen von der Astrologie bis zur Eugenik auszugrenzen.30

Während Wissenschaftstheoretiker von Karl Popper bis Thomas Kuhn eine ihrer Hauptaufgaben darin sahen, Abgrenzungskriterien zwischen Wissenschaft und Nicht-Wissenschaft zu etablieren, wiesen Naturwissenschaftler und Publizisten unermüdlich darauf hin, daß die Demokratie gefährdet werde, wenn als Wissenschaft daherkommende Doktrinen die etablierten Prinzipien der Wahrheitsfindung mit Füßen treten. Das Problem entsteht dabei nicht so sehr für die Wissenschaftler, die sich solcher Untugenden zu erwehren wissen, sondern für die zumeist ungebildete Öffentlichkeit, die sich dadurch verführen lässt. Ein Beispiel hierfür waren die kosmologischen und historischen Theorien von Immanuel Velikovsky, die heftige Reaktionen unter Wissenschaftlern auslösten. Wie aus Michael Gordins Beitrag hervorgeht, war die Velikovsky-Debatte typisch für den Umgang mit Pseudowissenschaften im Kalten Krieg. In keinem anderen thematischen Zusammenhang wurde der Wert der Wissenschaft für den Erhalt der Demokratie so stark betont, und zwar mit dem Argument, daß Wissenschaft zum kritischen Denken und zur allgemeinen Bildung der Öffentlichkeit beitrage und damit das Abgleiten der Gesellschaft in Totalitarismus verhindere. Die ungestörte Formierung und Weiterentwicklung des kritischen Denkens konnte aber nur im elitären Elfenbeinturm der Wissenschaft erfolgen, um dann in paternalistischer Weise an die Gesellschaft weitergegeben zu werden.

Die Idee einer sozialen und epistemischen Abgrenzung der Naturwissenschaften von allen anderen Bereichen des gesellschaftlichen Lebens bestimmte deren habituelles Selbstverständnis durch die gesamte Nachkriegszeit hindurch. Elemente davon haben sich bis auf den heutigen Tag erhalten, denn auch wenn die Realitäten inzwischen andere sind, die Selbststeuerung der Wissenschaft angesichts gesellschaftlicher Bedürfnisse stark relativiert worden ist und Wissenschaftler angehalten werden, sich gegenüber der Öffentlichkeit zu rechtfertigen, so hat die hierarchische Wissensordnung der Nachkriegszeit doch einen bemerkenswerten Effekt gehabt: Egal, ob es sich um Velikovskys Katastrophenlehre, Kreationismus oder Skepsis gegenüber der Gentechnologie handelt, Wissenschaftler reagieren mit großer Ratlosigkeit darauf, daß die Gesellschaft ihrer raison d’être trotz großer Vermittlungsanstrengungen nur bedingt folgt.



Wissenschaft als Bedrohung für die Demokratie

»Die Politik selbst kann zur Geisel einer wissenschaftlich-technischen Elite werden«31 – mit diesem in den USA häufig zitierten Satz verabschiedete sich Dwight D. Eisenhower am 1. Februar 1961 nach acht Jahren aus dem Präsidentenamt. Eisenhower war weder ein Maschinenstürmer, noch hegte er antiwissenschaftliche Vorurteile. Er machte sich auch keine Illusionen hinsichtlich des noch lange anhaltenden Konfliktes mit der Sowjetunion und war sich darüber im klaren, daß die militärisch-industrielle Vormachtstellung der USA in der Welt weitgehend auf wissenschaftlich-technologischer Überlegenheit basierte. An einer großzügigen Förderung der Wissenschaften wollte er auch gar nicht rütteln, und doch sah er hier eine Macht entstehen, die sich der demokratischen Kontrolle entzog. Die Warnung enthielt zwei Elemente, die die Bestimmung der Wissenschaft im Sinne Mertons unterminierten. Erstens war Wissenschaft längst nicht so autonom, wie es postuliert wurde, sondern eng mit dem militärisch-industriellen Komplex verwoben. Das hätte spätestens mit der Atombombe und dem Beginn des atomaren Wettrüstens jedem klar sein können, und dennoch blieb das Ideal einer autonomen, zweckfreien Grundlagenforschung in der Rivalität zwischen Ost und West vorerst ein unverzichtbarer Faktor. Zweitens entpuppte sich die Wissenschaft als unberechenbares Hybrid aus Dr. Jekyll und Mr. Hyde, denn einerseits war sie für das Überleben der Demokratie unverzichtbar, andererseits wuchs sich aber dieselbe Wissenschaft zu einer Gefahr für sie aus.

Eisenhowers Mahnung mag für die Öffentlichkeit eine Überraschung gewesen sein, weil sie aus dem Zentrum der amerikanischen Macht kam, doch natürlich waren ähnliche Sorgen schon früher formuliert worden. Bereits vor dem Krieg hatte der Biologe Edwin G. Conklin beklagt, daß die Gesellschaft nicht mehr mit Wissenschaft und Technik Schritt halte, was unweigerlich Probleme für die Demokratie schaffe, weil dadurch neue Machtcluster entstünden.32 Nach dem Krieg verschärfte sich die Situation durch neue Machtinstrumente wie die Atombombe oder den Computer. Ludwik Fleck notierte in einem zu Lebzeiten unveröffentlicht gebliebenen Text, daß die kulturelle Mission der Wissenschaft großen Schaden nehme, weil sie »zur Gehilfin von Politik und Industrie« geworden sei.33 Und auch der Kybernetiker Norbert Wiener schrieb voller Sorge über eine kaum verstandene und unkontrollierte Technowissenschaft, die sich um Atom und Automation drehte. Allerdings setzte er seine Hoffnung in den Typus des humanistisch gebildeten Ingenieurs, der sich an der Lösung der anstehenden technologischen, politischen und sozialen Probleme beteiligt.34

Einmal mehr war es der Glaube an eine wissenschaftliche Elite, die die bedrohte Beziehung zwischen Demokratie und Wissenschaft retten sollte, doch dieser Glaube kam in den Diskussionen der sechziger Jahre weitgehend abhanden. Statt dessen mehrten sich die Stimmen, die der Ansicht waren, Politik und Demokratie gegen den wissenschaftlich-militärisch-industriellen Komplex verteidigen zu müssen, und das mit Hinweis auf die Struktur der Wissenschaft selbst. So hielt der Politikwissenschaftler Don Price nüchtern fest, Wissenschaft und Demokratie verfolgten nicht dieselben Interessen, weil wissenschaftliche Erkenntnis nicht auf demokratischem Wege erreicht werde und es sich überdies gezeigt habe, daß Wissenschaft auch in totalitären Systemen erfolgreich sei.35 Nach Price tun »wir mehr für die Verteidigung der Freiheit unseres konstitutionellen Systems, wenn wir einsehen, daß Wissenschaft und Politik sich fundamental voneinander unterscheiden, und das muß auch so bleiben«.36 Wissenschaft hat mit Erkenntnis und Wahrheit zu tun, Politik mit Machtverhältnissen und Handlungsoptionen, und deswegen ist die Demokratie in dem Moment gefährdet, da Politik ihre Handlungsmaximen an wissenschaftlichen Parametern und damit am Wahrheitskriterium ausrichtet. Price wollte dieses Dilemma durch eine erweiterte Gewaltenteilung auflösen, das heißt, Politik und Wissenschaft sollten unabhängig voneinander agieren.

Die Angst, der Staat könnte zum wissensbasierten Leviathan mutieren, bestimmte auch die Technokratiedebatte, die in den sechziger Jahren in Westdeutschland aufkam.37 Das Verhältnis von Wissenschaft und Demokratie war bis dahin kein deutsches Thema gewesen – aus Tradition nicht, und außerdem war man nach dem zivilisatorischen Bruch des Holocaust erst einmal damit beschäftigt, beide wiederaufzubauen. Um so größer war die Resonanz auf die Prognose des Soziologen Helmut Schelsky, die Demokratie werde sich angesichts des von Sachgesetzlichkeiten bestimmten technischen Staates in eine Technokratie verwandeln. Damit reagierte er auf den mit etwas Verspätung auch nach Deutschland gedrungenen universalistischen Anspruch der Kybernetik, automatisierte Kontroll- und Steuerungsmechanismen nicht nur auf technische und biologische, sondern auch auf soziale und bürokratische Systeme anzuwenden.38 Andere Theoretiker setzten sich ebenfalls mit den kybernetischen Utopien auseinander, etwa Herbert Marcuse, bei dem sich ähnliche Gedankengänge und Diagnosen finden.39 Doch während Marcuse eine andere Einstellung zur Natur und damit eine grundlegende Neukalibrierung von Wissenschaft und Technik forderte und so zum Vordenker der Achtundsechziger wurde, sah Schelsky in der von ihm beschriebenen Entwicklung eine unausweichliche Teleologie am Werk, und dafür handelte er sich heftige Kritik ein.

Die Aussicht auf einen technokratischen Staat wirkte nicht zuletzt deswegen so verunsichernd, weil sie die emanzipatorischen Bemühungen der Nachkriegsdemokratie rückgängig zu machen drohte. Darauf wies Jürgen Habermas hin, als er der Technokratie vorwarf, eine neue Ideologie zu formen, die bestimmten Herrschaftsinteressen diene und »kommunikatives Handeln« stillstelle. Auch Habermas ging es um kybernetische Modelle der Gesellschaft »nach dem Muster selbstgeregelter Systeme zweckrationalen Handelns und adaptiven Verhaltens«, die darauf abzielen, die Gesellschaft »in derselben Weise unter Kontrolle [zu] bringen wie die Natur«.40 Diese Absicht führt in eine zivilisatorische Sackgasse, weil eine Stabilisierung nach dem Prinzip von Reiz, Reaktion und Rückkopplung höchstens dazu beiträgt, die Erhaltung von Macht und Wohlstand zu gewährleisten. Einer solchen »sanfte[n] Herrschaft von Technik und Wissenschaft als Ideologie« setzt Habermas »die lösende Kraft der Reflexion« entgegen, die »durch die Ausbreitung technisch verwertbaren Wissens« nicht ersetzt werden kann.41

Trotz seiner Zugehörigkeit zur Frankfurter Schule ist der Lösungsvorschlag, den Habermas anbietet, näher an den pragmatischen Überlegungen von Don Price als an Marcuses Utopien. Er glaubt ebensowenig wie Price, daß sich der Gegensatz zwischen Wissenschaft und Staat auflösen lasse. Dementsprechend schlägt er ein kritisches Wechselverhältnis zwischen technischem Können und lebensweltlichen Wertorientierungen vor, das nicht zuletzt der gegenseitigen Kontrolle dient: Weder ist der Technokrat souverän gegenüber den Politikern, noch können diese unbeeindruckt von wissenschaftlich-technischen Innovationen ihre Entscheidungen wie in einem Reservat fällen.42

Es kommt also alles auf eine Balance der verschiedenen Kräfte und Interessen in der Gesellschaft an. Wird dieses fragile, immer wieder neu zu kalibrierende Gleichgewicht aus Machbarkeit und Wünschbarkeit, Verwertung und Reflexion, Kontrolle und Kritik in die eine oder andere Richtung zum Kippen gebracht, so steht die freiheitliche Ordnung einer Gesellschaft auf dem Spiel. Das ist die Lehre, die sich aus der Technokratiedebatte ziehen läßt. Gewiß handelte es sich damals angesichts der eklatanten Diskrepanz zwischen den Ansprüchen aus dem Bereich der Kybernetik und den Möglichkeiten ihrer Realisierung um eine Debatte auf Vorrat. Erst in den letzten 20 Jahren haben computergestützte Steuerungsmechanismen das politische, soziale und ökonomische Leben in großem Umfang affiziert; und gewiß haben sich die politischen Problemstellungen und Einschätzungen erheblich verschoben. Vor allem in Deutschland wird die Demokratie gegenwärtig als wesentlich gefestigter angesehen als in den sechziger Jahren. Dennoch ist die Frage einer Schwächung der Demokratie durch die Wissenschaft längst nicht vom Tisch. Sowohl die Ausbalancierung und gegenseitige Kontrolle von Interessengruppen und Sichtweisen als auch die Delegierung demokratischer Prozesse an Experten(systeme) verbindet unsere Gegenwart mit den Themen der Technokratiedebatte. An diesem Punkt kommen die Geisteswissenschaften wieder ins Spiel.

Don Price hatte argumentiert, daß der Staat die Demokratie preisgibt, wenn er sich wissenschaftlichen Normen, Praktiken und Verhaltensregeln unterwirft. In Analogie dazu könnte man ergänzen: Wenn die Geisteswissenschaften sich ganz den epistemischen Normen, Verhaltensregeln und Zielen der Naturwissenschaften unterwerfen, dann geben sie sich selbst auf. Damit soll keineswegs bestritten werden, daß es im Hinblick auf empirische Sorgfalt, Überprüfbarkeit, Skeptizismus und andere epistemische Tugenden bedeutende Gemeinsamkeiten zwischen beiden gibt. Man mag jedoch Zweifel daran haben, ob beispielsweise kollektive Forschungsverbünde, englischer Monolingualismus oder die Quantifizierung von Forschungsleistungen mit Impactfaktoren für die Geisteswissenschaften besonders günstig sind. Ganz fatal wird es in dem Moment, da sich die Meinung durchsetzt, daß die Geisteswissenschaften in einer Demokratie exakt die gleichen Funktionen zu erfüllen haben wie die Naturwissenschaften.

Dazu möchte ich noch einmal auf Martha Nussbaum zurückkommen. In ihrem Manifest beschreibt sie die Aufgaben der Geisteswissenschaften dahin gehend, daß sie für die Ausbildung bestimmter Tugenden verantwortlich sind: kritisches Denken, Urteilskraft, Einbildungskraft, die Fähigkeit, von Partikularinteressen zu abstrahieren und globale Probleme aus weltbürgerlicher Perspektive zu betrachten, sowie ein Einfühlungsvermögen in unterschiedliche Kulturen des Denkens und Handelns.43 Nussbaum räumt ein, daß manche dieser Qualitäten auch durch die Natur- und Sozialwissenschaften vermittelt werden können, und sie weiß auch, daß ihr Kriterienkatalog nicht besonders originell ist. Ihre Verweise auf pädagogische Theorien von Jean-Jacques Rousseau bis John Dewey zeigen, daß die erzieherische Vermittlung dieser Tugenden zum Zwecke des Aufbaus einer humanen Gesellschaftsordnung ungefähr so alt ist wie die Geisteswissenschaften selbst.

Nussbaums Argumentation hat den Haken, daß sie ein bißchen zu offensichtlich als Credo der prominenten Angehörigen einer Elite-Institution, der University of Chicago, daherkommt. Man wird nicht gleich ein besserer oder demokratischerer Mensch, wenn man das humanities program einer solchen Institution durchlaufen hat – was übrigens für jedes Studium gilt.44 Ebensowenig waren alle der von Nussbaum angeführten Pädagogen der Ansicht, eine Erziehung zur Menschlichkeit setze einen Universitätsabschluß voraus. Insofern muß man ihren Punkt bzw. ihre Befürchtungen breiter fassen: Eine Gesellschaft, in der die Bildungseinrichtungen (nicht nur die Universitäten) bestimmte Sichtweisen auf die Welt nicht mehr vermitteln, begründen und durch immer neue Beispiele theoretisch, empirisch, historisch oder kulturvergleichend bereichern, setzt ihren demokratischen Charakter aufs Spiel. Es geht nicht darum, daß eine kleine Elite weiß oder zu wissen glaubt, was richtig ist. Es geht darum, daß möglichst weite Kreise der Bevölkerung ihre Bildung nutzen, um die Sache der Demokratie voranzutreiben. Dafür sind Geisteswissenschaften unverzichtbar.

Wenn diese Argumente nicht ganz falsch sind, warum haben die Geisteswissenschaften es gegenwärtig so schwer, sich zu legitimieren? Ein bereits angesprochener Grund dafür ist sicherlich, daß es ihnen im Vergleich zu Medizin und Naturwissenschaften kaum möglich ist, die Forderung nach Nützlichkeit und Verwertung zu erfüllen. Ein anderer Grund könnte aber auch darin liegen, daß die Geisteswissenschaften gerade dann besonders schwach sind, wenn sie versuchen, die eigene Bedeutung im Sinne von Nützlichkeit und schneller Verwertbarkeit umzudeuten, und sich gleichzeitig den Naturwissenschaften andienen. Das jedenfalls ist die zentrale These in Roger Cooters Essay, der die neueren Bestrebungen nach einer Überwindung der Opposition von Natur und Kultur für desaströs hält, weil dabei nur die Geisteswissenschaften ihre eigene disziplinäre Logik aufgeben, ganz im Gegensatz zu den Naturwissenschaften. Wenn eine solche Asymmetrie erst installiert ist, werden die Geisteswissenschaften überflüssig sein. Ein weiteres Indiz für eine solche Selbstpreisgabe sieht Cooter in ihrem Flirt mit der schnellebigen Netzkultur. Blogs, Internetforen und überhaupt der Trend hin zu digital humanities könnte sich als Bumerang erweisen, weil es im Endeffekt weniger um Erkenntnis als um die Neuschaffung und Unterhaltung von Netzwerken geht. Deswegen besteht die Aufgabe des »unanständigen Historikers« darin, die Gegenwart in der Konfrontation mit der Vergangenheit zu verfremden und damit ein Wissens- und Reflexionskorrektiv zu bilden, dessen sich eine szientifische Wissensordnung bzw. eine Technokratie zu entledigen versuchen.

Nun befinden sich längst nicht alle Geisteswissenschaften unter Legitimationsdruck. Die Ethik beispielsweise hat einen bemerkenswerten Aufschwung erlebt, der allerdings auch erhebliche Folgekosten mit sich bringt. Anhand der Bioethik läßt sich nämlich beobachten, was passiert, wenn sich eine Geisteswissenschaft auf den technokratischen Diskurs einläßt und damit selbst zu einer Technik wird. Seit den achtziger Jahren als eine Bindestrich-Ethik am Horizont der Philosophie aufgestiegen, liegt das Besondere dieser Entwicklung darin, daß sie aus der politischen Notwendigkeit erwachsen ist, die rasanten Fortschritte der Biomedizin im Hinblick auf ihre Konsequenzen für die Gesellschaft zu beurteilen. Diese Konstellation hat den Bioethiker von Anfang an in das Gewand des Experten gekleidet. Experten sind nicht erst in der Moderne erfunden worden, aber ihr seit einigen Jahrzehnten stetig gewachsener Einfluß auf die politischen Entscheidungsträger und auf die öffentliche Meinung korrespondiert mit der schieren Quantität, Ausdifferenzierung und Wertschätzung des wissenschaftlich gestützten Wissens, durch das die Wissensgesellschaft geprägt ist.45 Insofern ist es angemessen, von der Herausbildung einer Expertokratie zu sprechen, auf die man ungern verzichten möchte, die sich aber entsprechend ihrer wachsenden Bedeutung immer wieder dem Vorwurf ausgesetzt sieht, selbst nicht frei von Interessen, Werten und Vorurteilen zu sein. Die Neutralität des Experten ist ein Wunschtraum, der den Blick auf die Realität verstellt und zugleich die Frage aufwirft, wie vertrauenswürdig und für eine demokratische Ordnung förderlich Expertenwissen überhaupt ist.

Mit Problemen dieser Art ist auch die Bioethik konfrontiert. Sie reklamiert für sich den Expertenstatus, beansprucht darüber hinaus aber noch Kompetenz jenseits einer rein sachlichen Expertise. Diese Entwicklung zeichnet Petra Gehring in ihrem Text am Beispiel des Aufstiegs der Bioethik in Deutschland nach. Das Hauptproblem liegt ihrer Ansicht nach darin, daß die neue Figur des Bioethikers einerseits als »Experte fürs Allgemeine« auftritt, der mit allen Attributen wissenschaftlicher Autorität ausgestattet ist, andererseits jedoch vorgibt, die Werthaltungen der potentiell betroffenen Menschen zu kennen, und sich dementsprechend als legitimes Sprachrohr der Gesellschaft versteht. Mit diesem Doppelgesicht bahnt die Bioethik Entscheidungen an, die scheinbar allen Bedürfnissen gerecht werden: Sie beruht auf Expertentum und ist gleichzeitig pluralistisch, weil sie die Öffentlichkeit einbezieht. Gesellschaftliche Partizipation wird dabei aber nur simuliert, denn die Ethikratie zielt bei aller Reflexivität letztlich auf eine Affirmation des biotechnologisch Möglichen. Bioethik oder angewandte Ethik werden damit selbst zum Bestandteil der Technik, da sie für die Optimierung des Systems Biotechnologie eintreten und nicht etwa dessen Geltung in Frage stellen. Eine Alternative zur Akzeptanz von Biotechnologie ist nicht vorgesehen. Dementsprechend stellt Gehring im Anschluß an Niklas Luhmann die kritische Frage, ob Bioethik womöglich eine Gefahr für die Demokratie darstellt, weil sie den Blick auf die Folgen der biologischen und biomedizinischen Forschung verstellt und damit demokratisch legitimierte Entscheidungen erschwert oder unmöglich macht. Dieser Vorwurf unterscheidet sich im Prinzip nicht von demjenigen, der vor einigen Jahrzehnten der Technokratie gemacht worden ist.



Zum demokratischen Pluralismus des Wissens

Vergegenwärtigen wir uns noch einmal die Positionen von Merton und Price. Im Hinblick auf das Verhältnis von Wissenschaft und Demokratie kamen sie zu entgegengesetzten Schlußfolgerungen: Merton zufolge basieren beide auf ähnlichen Verhaltensregeln und verfolgen ähnliche Ziele; Price war vom Gegenteil überzeugt. Beide sahen jedoch die Wissenschaft als stabiles Erkenntnissystem an, das der Wahrheit verpflichtet ist. Es kam ihnen nicht in den Sinn, daß wissenschaftliche Erkenntnis auf historisch variablen epistemischen Kriterien und Tugenden basiert sowie mit Beschränkungen und Kontingenzen, Werten und Interessen zu tun hat, die immer wieder Revisionen erforderlich machen. Und mehr noch: Daß eine bestimmte wissenschaftliche Erkenntnis alternativen Ansätzen vorgezogen wird, daß bestimmte Forschung als akzeptabel gilt, andere hingegen nicht, daß bestimmtes Wissen als un- oder pseudowissenschaftlich ausgegrenzt wird, wurde seit den siebziger Jahren nicht mehr oder zumindest nicht mehr ausschließlich am Kriterium der Wahrheit gemessen, sondern auf soziale Prozesse zurückgeführt.

Es ist hier nicht der Ort, die Geschichte der relativistischen Wissenschaftsphilosophie und -soziologie in ihren verschiedenen Schattierungen zu rekapitulieren.46 Ich möchte nur auf folgendes hinweisen: Den mit den Naturwissenschaften assoziierten Anspruch, den besten oder gar einzigen Weg zur Produktion von zuverlässigem Wissen zu weisen – nicht selten eher von Wissenschaftstheoretikern als von Naturwissenschaftlern selbst vertreten –, lehnten die meisten Kritiker als undemokratisch ab. Insbesondere Paul Feyerabend warf dem wissenschaftlichen Rationalismus vor, seine Vorherrschaft gefährde die Demokratie. Diesen Anspruch hielt er zum einen für ungerechtfertigt, weil er auf positivistischen Standards wie Objektivität oder Einheit der Wissenschaft basiere, die zur Praxis der Wissenschaften in einem eklatanten Widerspruch stünden. Zum anderen sah er darin eine Unterdrückung anderer Wissenstraditionen, womit Menschen das Recht genommen werde, die Welt so zu sehen, wie sie es vom Standpunkt ihrer eigenen Tradition aus wollen.47

Gegen diesen elitären Zustand setzt Feyerabend einen »demokratischen Relativismus«, der »allen Traditionen gleiche Rechte und gleichen Zugang zu den Machtzentren der Gesellschaft« einräumt; und gegen Polanyis, Mertons und Kuhns Forderung nach einer Autonomie der Wissenschaft wendet er ein, daß die gegenwärtige Wissenschaft ohnehin ein business sei, das sich seiner Verantwortlichkeit für die Demokratie entziehe. Deswegen komme es darauf an, sie dem Urteil der Steuerzahler zu unterwerfen und damit die akademische Freiheit einzuschränken.48 Offensichtlich ist Feyerabends Gegenstand – die Wissenschaft – etwas ganz anderes als jenes reine und erhabene Gebilde, das Merton vorschwebte. Immerhin hatte dieser schon am Vorabend des Zweiten Weltkrieges gewarnt, die Verquickung der Wissenschaften mit Militär und Industrie befördere antiwissenschaftliche Einstellungen. Feyerabend steht stellvertretend für die Richtigkeit dieser Befürchtung.

Das stärkste Argument für den demokratischen Pluralismus liegt darin, daß eine Gesellschaft, die verschiedene Wissenstraditionen nebeneinander zuläßt, viel bessere Möglichkeiten hat, jede einzelne dieser Traditionen beurteilen zu können, als eine Gesellschaft, die nur eine einzige Tradition akzeptiert.49 Die Frage, auf die Feyerabend sich dann aber nicht mehr eingelassen hat, ist die, welche Konsequenzen aus der Beurteilung einer Tradition im gegebenen Fall folgen und vor allem, wer diese Konsequenzen ziehen soll. Als er seinen fröhlichen Relativismus entwickelte, konnte er von der Wiederkehr des religiösen und politischen Fundamentalismus noch nichts ahnen. Zweifellos haben autonome Bürgerinnen und Bürger das Recht, sich derjenigen Wissensordnung anzuschließen, die sie für richtig halten, aber wie geht man mit Kreationisten um, die den Schöpfungsgedanken auf der gleichen epistemischen Achse ansiedeln wie die Evolutionstheorie? Wie reagiert man auf Klimaleugner, die allzu häufig mit gesellschaftspolitisch rückwärtsgewandten Dogmatikern identisch sind? Was fängt man damit an, daß beide, Kreationisten und Klimaleugner, die epistemische Hegemonie der Naturwissenschaften im Prinzip gar nicht in Frage stellen (im Gegensatz zu Feyerabend) und nur behaupten, Evolutionstheorie und Klimaforschung könnten nicht das einlösen, was sie behaupten?50

Solche Fragen haben sich in den achtziger Jahren für den Relativismus nicht gestellt, heute jedoch sind das Fragen, die an den Relativismus zu richten wären. Und das gilt insbesondere, wenn man nicht zum epistemologischen Optimismus Mertons oder des Positivismus und schon gar nicht zum Paternalismus einer Wissenschaft, die alles besser weiß, tendiert. Welche Wege müssen also eingeschlagen werden, um zu einer Demokratisierung des Wissens zu gelangen, bei der verschiedene Weisen der Wissensproduktion und -rezeption geachtet werden, ohne daß alles Wissen unbedingt den gleichen Stellenwert erhält? Wie können professionelle Wissenssysteme und das nichttheoretische, pragmatisch gewonnene Wissen der Laien miteinander versöhnt werden, ohne daß es zu erbitterten Kulturkämpfen kommt, die sich am einen Ende als rationale Niederschlagung des Alltagswissens und am anderen Ende als antiwissenschaftlicher Fundamentalismus manifestieren? Soweit ich sehe, verfügt niemand über eine umfassende Antwort auf diese Frage, aber es gibt einige Vorschläge, die den Weg in die richtige Richtung weisen könnten.

Ein Ansatzpunkt sind die schon mehrfach erwähnten Kalamitäten mit der Darstellung der Wissenschaften im öffentlichen Raum. Treffend hält Andrew Abbott in seinem Beitrag fest, daß die meisten Wissenschaftler solche populären Darstellungen ihrer eigenen Arbeit unter dem Gesichtspunkt der Aufmerksamkeitsökonomie zwar begrüßen, im Grunde jedoch nichts als Verachtung für diese vermeintlich naive, sensationsanfällige und ungenaue Berichterstattung übrig haben. Dabei übersehen sie jedoch, daß die Rezipienten der Popularisierung sich rächen, indem sie diese nicht mehr als Wissen, sondern als Unterhaltung ansehen – mit den bekannten Folgen eines Glaubwürdigkeitsverlustes. Als Ursache dieser Dissoziation macht Abbott eine »Wissensentfremdung« als Merkmal der Wissenseliten geltend, die in einer »problematischen Trennung zwischen Arbeitswissen und Lebenswissen« besteht und sowohl in den Natur- als auch in Geistes- und Sozialwissenschaften anzutreffen ist. Um dieser Selbstisolation der Wissenschaft abzuhelfen, schlägt Abbott eine Revision der strikten Abschottung der professionalisierten Wissenswelten von den Amateuren vor. In den Bereichen, die – seit langer Zeit oder erst seit kurzem – über enthusiastische Amateurwissenschaftler verfügen, könnte die Wiederherstellung von Kontakten mit Wissenseliten einen Gewinn für beide bedeuten: für erstere einen Motivations- und Anerkennungsschub, für letztere ein Stück Wiederherstellung der verlorengegangenen Authentizität. Daraus könnte eine demokratischere Wissenswelt hervorgehen, in der das unselige Zwillingspaar – Verachtung von oben nach unten und Unterhaltungskonsum von unten nach oben – verschwindet.

Die Versöhnung verschiedener, voneinander getrennter Welten gehört zu den zentralen Anliegen von Bruno Latour. Wie kein anderer Wissenschaftsforscher der letzten Jahrzehnte steht er für eine Überwindung der Gegensätze von Natur und Kultur, Wissenschaft und Politik. Nach Latour ist der westliche Rationalismus, der die Welt in der Gestalt einer universalistischen Wissenschaft und einer universellen Vernunft präsentiert, nicht mehr in der Lage, diese Welt angemessen zu beschreiben. Wo vorher eine vermeintlich überschaubare Welt zu sein schien, deren Probleme dann lösbar waren, wenn sie in die Obhut von Wissenschaft und Technik übergeben wurden, ist nun eine »rauhe Wirklichkeit«, die uns »mit immer undurchdringlicher werdenden Hybriden aus Gesetz, Wissenschaft, Technologie, Leidenschaft und sozialen Banden« konfrontiert.51 Mit der These, daß Wissenschaft allein nicht in der Lage ist, die Probleme unserer Welt zu beschreiben, geschweige denn, sie zu lösen, ist Latour zum vielgescholtenen Vertreter eines wissenschaftskritischen Relativismus geworden. Zu Unrecht, denn sein Anliegen läuft – im Gegensatz zu dem von Feyerabend – nicht darauf hinaus, die akademische Forschungsfreiheit einzuschränken. Vielmehr geht es ihm darum, so unterschiedliche Dinge wie Forschungsergebnisse, Werte, Interessen, Menschen und Objekte zu matters of concern zu verknüpfen.52

Für Latour gibt es – wie aus seinem Essay für dieses Buch hervorgeht – kaum eine Angelegenheit, die uns mehr betrifft als der Zustand der Erde selbst, genauer: als der Zustand des Weltklimas und die damit verbundenen Konsequenzen. Mit Rekurs auf den Begriff Anthropozän des Chemikers Paul Crutzen53 verdeutlicht er in seinem Beitrag noch einmal, wie sinnlos es geworden ist, zwischen Natur und Kultur zu unterscheiden, wenn die Erde durch den Menschen nicht mehr bloß symbolisch, sondern tatsächlich geformt wird. Dementsprechend kann eine demokratisch legitime Umsetzung der Klimaforschungen für Latour nicht darin bestehen, die Wissenschaft vom unzulässigen Gewicht politischer Einflüsse zu befreien. Das wäre ein Schritt zurück zu Mertons Vorstellung einer nichtkontaminierten, desinteressierten Wissenschaft. Die Umsetzung kann nur gelingen, wenn all die Fäden und Facetten bekanntgemacht werden, »aus denen die Klimaforscher die Modelle zusammengesetzt haben, die erforderlich sind, um die ganze Erde auf die Bühne zu bringen«. Für Latour kommt also die Stärke der Forschung – gerade auch in der Auseinandersetzung mit den Klimaleugnern – erst dann zum Tragen, wenn ihre Mechanismen, Methoden, Praktiken und Werte offen einsichtig sind und mit denjenigen der anderen beteiligten Akteure abgeglichen werden. Erst unter dieser Voraussetzung ist es möglich, »einen politischen Körper zusammenzufügen, der seinen Teil der Verantwortung für den sich wandelnden Zustand der Erde übernehmen kann«.

Die Frage von Verantwortung und Macht, der Verwebung von Erkenntnisprozeß und nichtepistemischen Werten und Interessen, von Wissenschaft und politischer Entscheidungsfindung ist für die Arbeiten der Wissenschaftsgeschichte und -soziologie seit Jahrzehnten bestimmend, ganz im Gegensatz zur Wissenschaftstheorie im engeren Sinne, die trotz Kuhn, Feyerabend oder Ian Hacking weitgehend an der Autonomie epistemischer Kategorien festgehalten hat. Das jedenfalls ist die Ansicht von Philip Kitcher, die er mit einem eindringlichen Plädoyer für eine Neuorientierung der Wissenschaftstheorie verbindet, um aus der Quarantäne einer in sich widerspruchsfreien, aber die Wirklichkeit versäumenden Philosophie herauszukommen.54 Kitcher selbst hat diesen Perspektivenwechsel mit seinem Buch Science, Truth, and Democracy55 vorgenommen und arbeitet seitdem an einer Theorie der Wissenschaft in einer demokratischen Gesellschaft, wobei es im Kern um die Frage geht, wie wissenschaftliche Expertise angesichts verlorener Glaubwürdigkeit und wachsender Skepsis ihr gegenüber mit demokratischen Werten versöhnt werden könnte. Das ist auch der Gegenstand seines Essays in diesem Band.

Ähnlich wie Latour ist Kitcher der Überzeugung, daß der globale Klimawandel gegenwärtig die größte Herausforderung für die politische Umsetzung wissenschaftlicher Expertise darstellt. Der Vertrauensverlust ist nicht nur auf die von interessierter Seite massiv gesponserten Aktivitäten der Klimaleugner zurückzuführen. Hinzu kommen die Vermischung von wissenschaftlicher Arbeit und Werturteilen (die sich die Klimaleugner zunutze gemacht haben) und vor allem die dringliche Erwartung an die Wissenschaftler, zu komplexen Fragen Auskunft zu geben, bevor sie ein hinreichend stabiles Argumentationsgewebe ausgearbeitet haben, um zu einem klar artikulierten Konsens zu gelangen. Soviel Zeit ist in der Klimaproblematik aber nicht mehr vorhanden.

Anstatt auf freie und offene Diskussionen zu setzen, an denen möglichst viele Akteure beteiligt sind, schlägt Kitcher vor, daß sich kleine Gruppen von verantwortungsvollen und kenntnisreichen Bürgern mit durchaus unterschiedlichen Sichtweisen bilden, die mit den Experten ins Gespräch kommen und sich selbst ein Bild machen von offenen Forschungsfragen, der Art des Konsenses innerhalb der scientific community, der empirischen und theoretischen Grundlagen von möglichen Klimaszenarien usw. Wenn man so will, geht es hier um einen demokratischen Blick hinter die Kulissen der wissenschaftlichen Erkenntnisproduktion, der dann zu einer Wiederherstellung von Vertrauen führen könnte, wenn die so gewonnenen Kenntnisse an größere Gruppen der Bevölkerung weitergegeben werden. Dadurch könnte die anachronistisch gewordene Trennung von Experten und Laien mitsamt dem paternalistischen Modell der Wissensinjektion zugunsten einer flexibleren, in beide Richtungen offenen Diffusion verabschiedet werden, wie sie in Ansätzen bereits Ludwik Fleck vorschwebte.

Man könnte dagegenhalten, daß das Prinzip einer Vermittlung zwischen Wissenschaft und Öffentlichkeit bereits im Wissenschaftsjournalismus versucht wird. Das ist nicht falsch, der entscheidende Schwachpunkt liegt jedoch darin, daß Journalisten eine Ware anbieten, die sie verkaufen müssen, und das bestimmt ihre Arbeit mindestens ebensosehr wie das Anliegen, wissenschaftliche Erkenntnis zu popularisieren. Insofern könnten Bürgerinitiativen, denen es um nichts anderes geht als eine Demokratisierung der Wissenschaft und eine begründete, vertrauenerweckende Distribution wissenschaftlicher Expertise in einer demokratischen Gesellschaft, tatsächlich eine Möglichkeit bieten, den gordischen Knoten zu durchschlagen. Sheila Jasanoff spricht in diesem Zusammenhang von »civic epistemologies«,56 das heißt, Bürgerinnen und Bürger eines Staates eignen sich Wissen an, um es in politische Entscheidungen umzumünzen.

Demokratisierung der Wissenschaft – diese Formel ist immer vernehmlicher zum Synonym dafür geworden, daß die strikte Unabhängigkeit wissenschaftlicher Prozesse von politischen und sozialen Gesichtspunkten nicht mehr uneingeschränkt gilt.57 Wenn schon Wirtschaft und überhaupt ökonomische Interessen einen so erheblichen Einfluß darauf gewonnen haben, was und wie geforscht wird, und die Forschungsfreiheit hier und da einschränken, muß dann nicht auch das Mitspracherecht der Bürger, die einen erheblichen Teil der Wissenschaft finanzieren, größer werden? Martin Carrier spricht in diesem Zusammenhang davon, eine neue Säule der Forschung im Sinne einer »Wissenschaft im öffentlichen Interesse« zu errichten, um einen Ausgleich zwischen reiner Erkenntnis, Wirtschaft und Gesellschaft zu schaffen.58

Zweifellos werden damit Maximen, wie sie Merton, Polanyi und andere im Zeitalter der Extreme aufgestellt haben, um die Wissenschaft vor totalitären Eingriffen zu schützen, unter Druck gesetzt. Heißt das aber auch, mit Feyerabend die akademische Freiheit preiszugeben? Sicherlich nicht in dem Sinne, daß demokratisch legitimierte Gremien darüber befinden, mit welchen Methoden die Sprache der Pirahã in Brasilien, die DNA der Neandertaler oder die Signale der Raumsonde Voyager untersucht werden. Hier führt der Weg nur über die epistemischen Standards in den jeweiligen Disziplinen. Auch die Auswahl von Forschungsthemen ist grundsätzlich Sache der Wissenschaftler selbst, nicht zuletzt, weil hier Aspekte wie Neugierde, Freude und Enthusiasmus für die Sache ins Spiel kommen – mithin Qualitäten, die schwierig zu taxieren sind, ohne die es aber auch kaum kreative Forschung gäbe. Es geht also nicht um eine externe und zentralisierte Steuerung von Wissenschaft. Allerdings ist demokratische Einmischung dann gerechtfertigt oder gar notwendig, wenn kommerzielle Gesichtspunkte die Interessen der Gemeinschaft konterkarieren. Es ist nämlich keineswegs so, daß die Kommerzialisierung der Forschung den gesellschaftlichen Nutzen vergrößert.59 Darüber hinaus ist Einmischung auch in jenen Bereichen einleuchtend, die das Leben von Menschen und Tieren in ihren jeweiligen Umwelten betreffen. Damit beschäftigen sich neben den Umweltwissenschaften weite Bereiche der Human- und Lebenswissenschaften, von denen es immer wieder heißt, daß sie die Physik als Leitwissenschaft abgelöst hätten. Dazu abschließend einige Bemerkungen.

In den USA ist der Aufstieg der Lebenswissenschaften seit den neunziger Jahren unauflöslich mit euphorischen Erwartungen an einen gigantischen Markt verbunden, der dem Land einmal mehr eine ökonomische Vormachtstellung sichern soll. Die europäischen und asiatischen Staaten haben, mit mehr oder weniger Erfolg, nachgezogen. Durch die Ökonomisierung der Biomedizin sind alte Probleme verschärft worden und neue entstanden. Es ist nicht hinnehmbar, daß biomedizinische Forschung mit neuen Impfstoffen oder über Krankheiten, an denen in Afrika zahllose Menschen sterben, nicht im erforderlichen Maße durchgeführt wird, weil es sich finanziell nicht lohnt.60 Ebenso wäre es inakzeptabel, wenn marktorientierte Biomedizin zu einer medizinischen, insbesondere einer genetischen Zwei- oder Mehrklassengesellschaft führte, in der die Mehrheit der Bevölkerung das Nachsehen hätte. Weiterhin ist es schwer zu ertragen, daß klinische Untersuchungen, die Pharmafirmen zur Prüfung der Wirksamkeit ihrer Medikamente an Patienten vornehmen lassen, häufig nicht den Minimalanforderungen an epistemische Standards genügen, weil kommerzielle Interessen die wissenschaftliche Lauterkeit ausschalten.61

Wenn man über das ohnehin riesige Feld der Verquickung von Forschung und Profit hinausblickt, so haben Bürger in einer Demokratie selbstverständlich auch das Recht, sich Gedanken darüber zu machen, ob sie solche Forschungen mit ihren Steuergeldern unterstützen wollen, die potentiell und nach bitteren historischen Erfahrungen dazu dienen, ganze Menschengruppen zu diskriminieren. Beispiele dafür wären Intelligenzforschung, evolutionäre Psychologie, kognitions- oder neurowissenschaftliche Untersuchungen, die Unterschiede bezüglich emotionaler und kognitiver Fähigkeiten zwischen Frauen und Männern herausarbeiten wollen, und schließlich die unheimliche Entwicklung genomischer Untersuchungen, denen es nicht nur um nationale Identitäten geht, sondern die auch kognitive und kulturelle Unterschiede zwischen verschiedenen Ethnien an den Genen festmachen wollen.62

Überhaupt ist das Genom zum begehrten Angriffspunkt biomedizinischer, biopolitischer und bioökonomischer Aktivitäten geworden, die unter dem Stichwort »personalisierte Medizin« zwar noch in den Anfängen stecken, die jedoch die Aussichten auf eine Revolutionierung der medizinischen Therapie anheizen und zudem eine gewaltige Hausse auf dem ohnehin finanziell attraktiven Gesundheitsmarkt versprechen. Es gibt Kritiker, die diesen Entwicklungen mit größter Skepsis gegenüberstehen.63 Nicht so Nikolas Rose, der in seinem Beitrag dafür plädiert, daß sich die potentiell betroffenen Bürger in die Evaluation biomedizinischer Forschungen einmischen sollten. Vor einigen Jahren hat Rose gemeinsam mit Carlos Novas den Begriff biological citizenship benutzt, um auf eine neue, transnationale Art von Bürgerschaft zu verweisen, die all jene Projekte und Aktivitäten umfaßt, die sich auf die »biologische Grundlage menschlicher Wesen als Individuen und Familien, Abstammungslinien und Gemeinschaften, Bevölkerungen und Ethnien und schließlich als Spezies« stützen.64 Nun muß es darum gehen, daß demokratische biologische Bürger den Akteuren im Gesundheitsgeschäft folgendes klarmachen: Wenn diese beanspruchen, mit ihren Interventionen nützlich zu sein, können sie – als Betroffene – umgekehrt beanspruchen, »bei der Beurteilung dieses Nutzens, der ihn angeblich untermauernden Wahrheitsansprüche und der zugrundeliegenden Prioritäten mitzuwirken«. Das setzt biomedizinisches Wissen sowie Arbeit am eigenen Körper voraus, was mühsam ist, aber dadurch abgegolten wird, daß bloße Informationen und reines Erleiden (patientia) durch Initiativen ersetzt werden, die sich über die legitime Sorge um den eigenen Körper hinaus (Selbsthilfegruppen) auf grundlegende Fragen einlassen: Welche Art von biomedizinisch mitgeformtem Leben wollen wir führen? Wie weit sollen die Innovationen reichen? Für wen sind sie da, und wer hat die Kontrolle darüber? Diese und andere Fragen dürfen keinesfalls der wissenschaftlichen Expertise überlassen werden, auch wenn sie ohne die Wissenschaft niemals gestellt worden wären.

Robert Merton hat 1938 davor gewarnt, der Platz der Wissenschaft in der Gesellschaft werde zunehmend unsicher, wenn »der Wert der Wissenschaft nach außerwissenschaftlichen Kriterien wie der mutmaßlichen Übereinstimmung mit religiösen Lehren, dem ökonomischen Nutzen oder der politischen Angemessenheit bestimmt wird« und »Wissenschaft der direkten Kontrolle anderer institutioneller Akteure« untersteht.65 Das war damals sicherlich richtig und darf auch heute nicht leichtfertig vom Tisch gewischt werden. Wer immer die Wissenschaften zentral planen, steuern und kontrollieren möchte, kann sie auch gleich ganz abschaffen. Was aber wäre, wenn sie auch von demokratischen Bürgern betrachtet und beurteilt werden, die ein Interesse daran haben, daß diese Wissenschaften sich dem größtmöglichen materiellen und ideellen Wohl der Menschen und ihrer Umwelt widmen? Was wäre, wenn good citizens die Wissenschaften darin unterstützen würden, ihren tatsächlich unsicher gewordenen Platz in der Gesellschaft wieder zu festigen? Gegen die so dominante Ökonomisierung der Wissenschaften müßte ihre Demokratisierung viel stärker akzentuiert werden. Davon könnten beide, Demokratie und Wissenschaft, profitieren.








Marianne Sommer

Die Biologie der Demokratie im

wissenschaftlichen Humanismus

Am 29. Oktober 1940 saß Julian Huxley im Luftschutzbunker des Londoner Zoos und schrieb die Einleitung zu seiner Aufsatzsammlung The Uniqueness of Man. Inmitten des kriegerischen Tumults versuchte der damalige Generalsekretär der Zoologischen Gesellschaft von London in eine friedvolle Zukunft zu sehen und bannte seine Furcht vor der nationalsozialistischen und faschistischen Bedrohung für jede zivilisierte Ordnung und damit für die Demokratie auf Papier. Es war jedoch nicht alle Schuld für den drohenden Untergang bei solchen Regimes zu suchen. Auch die Laissez-faire-Demokratien hatten mit ihren mechanistischen und ökonomischen Idealen dazu beigetragen. Begleitet vom Lärm der Luftabwehr schrieb Huxley:


»Sie wurden in Freiheit gegründet und versprachen Wohlstand und Gleichheit. Anstatt in Freiheit fanden sich die Menschen jedoch als Sklaven einer unpersönlichen Maschine des Marktes wieder, ihre rein politische Gleichberechtigung wurde begleitet von größter ökonomischer und sozialer Ungleichheit und das Versprechen von Wohlstand wurde ersetzt durch allgemeine Unsicherheit und Frustration.«1



Nach Huxley hatte diese Ernüchterung eine Revolution in Gang gesetzt, die es nun zu vollenden galt. Die Revolution bestand in der Einrichtung von Sozialwohnungen, in kostenloser Milchabgabe, in der Einführung von Sozialhilfegesetzen, der Krankenversicherung und einer staatlich verbürgten Bildung. Aber das waren bloß die ersten unsicheren Schritte in Richtung einer neuen demokratischen Weltordnung. Unter dem Eindruck der Bombardierung Londons appellierte Huxley an die menschliche Toleranz, Solidarität und an den Altruismus. Dem unverhältnismäßigen Individualismus einer Philosophie, die dem Motto »der Markt wird schon alles richten« folgte, hielt er eine soziale Perspektive entgegen, die ihm einzig dazu geeignet schien, einen Wiederaufbau nach dem Krieg zu ermöglichen.

Julian Huxley war Biologe durch und durch und betonte, die Biologie hätte bei diesem Wiederaufbau eine zentrale Rolle zu spielen.2 Als er diese Rolle Jahrzehnte zuvor zu formulieren begann, wurde er durch die Tatsache verunsichert, daß er sich diesbezüglich nicht auf die Denktradition seiner illustren Familie berufen konnte. Zu Huxleys Leidwesen hatte sein Großvater, der große Evolutionsbiologe Thomas Henry Huxley, bestritten, daß sich aus der Evolutionsbiologie Normen für die menschliche Gesellschaft ableiten ließen. Als er die obigen Zeilen im Luftschutzbunker niederschrieb, hatten sich Julian Huxleys Vorstellungen aber genügend verfestigt, um es mit »Darwins Bulldogge« – so der Spitzname seines Großvaters – aufzunehmen. Er tat dies in einem imaginären Interview, das in der Zeitschrift The Listener veröffentlicht wurde. Darin erklärte er seinem verstorbenen Vorfahren:


»Dort (in dem Buch Evolution and Ethics [1893]) schreibst du (ich kann mich genau an die Passage erinnern), daß die ethische Entwicklung der Gesellschaft nicht auf der Nachahmung des kosmischen Prozesses beruhe, sondern im Kampf gegen diesen, und mit diesem kosmischen Prozeß hast du natürlich vor allem den rücksichtslosen Kampf ums Überleben gemeint. Als Anhänger der Evolutionstheorie habe ich nie begriffen, wie der Mensch, der ja selber ein Teil der Natur ist, sein Schicksal erfüllen kann, indem er gegen den Prozeß ankämpft, aus dem er hervorging.«3



Julian protestierte als Evolutionsbiologe gegen Thomas Henrys sinnentleerten Kosmos, vor allem aber protestierte er als Mensch in einer krisengeschüttelten Welt:


»Wir hatten beinahe 30 Jahre Zeit, um uns an den Zusammenbruch des Weltsystems zu gewöhnen, das in deiner Zeit so stabil und verheißungsvoll schien […]: Erst der Krieg 1914-18; dann eine Phase der zynischen Desillusionierung; dann der spektakulärste ökonomische Kollaps der Geschichte; dann der Aufstieg der faschistischen Aggression.«4



Diese Erschütterung des Weltverständnisses verlangte nach einer Ethik, die nicht völlig vom Wankelmut der Menschen abhängen durfte. Dabei kam es Julian entgegen, daß sich auch das Bild der Evolution gewandelt hatte. Für Thomas Henry war die Evolution noch ein ständiger Kampf um Leben und Tod gewesen, doch nun schien es, als spielten Intelligenz und Kooperation eine gleichwertige Rolle.5 Es sei klargeworden, schrieb Julian, daß »Wettbewerb innerhalb der Art möglicherweise der Art als Ganzer weder einen Vorteil noch einen Fortschritt bringt, und in manchen Fällen konnte gezeigt werden, daß er sogar schädlich ist«.6 Aus einer solchen Evolution ließ sich eher eine Ethik des friedlichen Zusammenlebens und der Solidarität ableiten. Die biologische Evolution war für Julian Huxley nicht das Gegenbild zur menschlichen Vergesellschaftung, sondern deren Grundlage. Von ihr konnte man lernen, daß die Konkurrenz innerhalb einer Art nicht die treibende Kraft in einer fortschrittlichen Entwicklung ist, sondern im Gegenteil zum Aussterben führen kann. Aber die biologische Evolution taugte nicht nur als moralische Autorität gegen den Krieg und für die Zusammenarbeit. Die natürlichen Prozesse der Evolution sollten vielmehr die Prinzipien für eine demokratische Entwicklung schlechthin abgeben. In dem Aufsatz »Scientific Humanism«, den Huxley kurz vor dem fiktiven Interview niederschrieb und in das Buch The Uniqueness of Man aufnahm, heißt es:


»Der Humanismus kann, mit Hilfe des Bildes, das die Wissenschaft beisteuert, einen Rahmen bereitstellen, der stark genug ist, um Halt zu geben. Im Licht der Evolution kann er eine grenzenlose Möglichkeit zum menschlichen Fortschritt ausmachen. Und er kann diese Möglichkeit als Fortsetzung des langen Prozesses biologischen Fortschritts erkennen, der vor der Entstehung des Menschen stattgefunden hat.«7



Der wissenschaftliche Humanismus war jene Globallösung aller weltlichen Probleme, die Julian Huxley seinem Großvater in den frühen vierziger Jahren gerne erklärt hätte. Eine der Inspirationen auf diesem Weg der Erkenntnis war von dem amerikanischen Biologen Edwin Grant Conklin ausgegangen.



Edwin Grant Conklin und die biologische Grundlage der Demokratie

Während seiner Zeit als Assistent für Zoologie und vergleichende Anatomie an der Universität Oxford wurde Julian Huxley vom Rice Institute in Houston (Texas) beauftragt, ein Institut für Biologie aufzubauen. Huxley machte sich mit seinem üblichen Enthusiasmus an die Aufgabe und wurde dabei von angesehenen amerikanischen Biologen unterstützt, zu denen auch der Embryologe Edwin Grant Conklin aus Princeton gehörte. In Briefen und während Besuchen beriet Conklin Huxley bei der Ausrüstung seines Labors und dem kostengünstigen Aufbau einer neuen Bibliothek sowie im Hinblick auf den Umgang mit Laborassistenten. Aber Conklin und Huxley diskutierten auch über die »Methoden und Ursachen der Evolution«8 – ein Thema, zu dem sich Conklin bereits 1921 in The Direction of Human Evolution geäußert hatte. Conklin meinte dem Fossilbefund große Entwicklungslinien entnehmen zu können. Die bekannten Fossilien schienen eine Abfolge von dominanten Tiergruppen zu belegen, die jeweils aus generalisierten Formen hervorgegangen waren. Durch geographische Ausbreitung und Anpassung an verschiedene Umwelten kam es in der Folge zu einer Differenzierung. Wenn diese Differenzierung einseitige Spezialisierungen bedeutete, fand die Entwicklung des entsprechenden Zweigs ein Ende. Ein neuer Typ, der aus einer allgemeinen Form hervorging, nahm dessen Platz als dominante Form ein. Der Mensch war der letzte in dieser Abfolge von dominanten Typen, und nach Conklin konnte die bloße Anpassung an spezifische Umstände und die damit einhergehende Diversifikation auch für den Menschen eine Sackgasse bedeuten. Aber die neue Dimension einer sozialen Evolution setzte den Menschen vom Rest der Tierwelt ab. Sie ermöglichte ihm einen anhaltenden Fortschritt durch eine größere Kontrolle über und eine zunehmende Unabhängigkeit von der Umwelt. Die Möglichkeit des Fortschritts bestand nach Conklin darin, daß die zunehmende Arbeitsteilung von einer intensivierten Kooperation begleitet werden konnte.

Conklin fand auch in der Evolution der sozialen Organisation des Lebens einen Beleg für diese Art des Fortschritts, die er als eine Linie der Entwicklung von einzelligen Organismen zu Zellverbänden, zu den Organen eines komplex aufgebauten Tieres und schließlich zu Tiergruppen in mehr und mehr integrierten Gemeinschaften beschrieb. Für Conklin bestand


»kein Zweifel, daß die Evolution der menschlichen Gesellschaft in dieser Richtung [der integrierten Arbeitsteilung; Anmerkung der Verfasserin] verlaufen ist, und die gesamte Geschichte der Lebewesen deutet darauf hin, daß der weitere Fortschritt der Gesellschaft dieser Linie folgen muß. […] Und alle diese Linien des sozialen Fortschritts korrelieren mit einer Zunahme an Demokratie.«9



Um eine perfekte Spezialisierung bei gleichzeitiger Zusammenarbeit zu erreichen, müßten die Menschen die gegensätzlichen sozialen und egoistischen Instinkte, die Interessen der Gesellschaft und jene des Individuums ausbalancieren: »Fanatischer Individualismus oder Sozialismus«, schrieb Conklin, »finden keine Grundlage oder kein Ebenbild in der Biologie, denn das Leben und all seine Aktivitäten bestehen aus Kompromissen, Balance, dem Austarieren gegensätzlicher Prinzipien.«10 Es gab also eine »biologische Grundlage der Demokratie«, wenn Demokratie als ein System aufgefaßt würde, »das zumindest im Idealfall versucht, die Freiheiten und Pflichten eines Individuums in einer Gesellschaft auszugleichen«.11 Widerspräche eine demokratische Ordnung diesem biologischen Prinzip, würde sie vom integrierten Organismus zu einer Brutstätte für Krebszellen degenerieren.

In den ersten Dekaden des 20. Jahrhunderts sah Conklin die demokratische Welt durch den Laissez-faire-Kapitalismus und den Sozialismus, aber auch durch die klassische Eugenik herausgefordert. Er war seiner Zeit durchaus voraus, wenn er sich gegen ein Verständnis der Eugenik wehrte, wonach Genies Genies und Schwachsinnige Schwachsinnige zeugen würden.12 Mit diesem Mißverständnis ging ein weiteres einher, nämlich die Überzeugung, der zufolge die Mitglieder der oberen sozialen Schichten besonders intelligent seien. Gegen diese grob vereinfachende Vorstellung führte Conklin ins Feld, die Mendelschen Gesetze der Vererbung seien grundsätzlich demokratisch. Während das Gesetz des unveräußerlichen Erbes (»the law of entail«) in dem Sinne aristokratisch funktioniere, daß die soziale Vererbung von Vater zum Sohn sichergestellt sei, würden die Erbfaktoren in der genetischen Vererbung in jeder Generation neu verteilt. Dementsprechend müßten die Menschen an ihren Taten gemessen werden »und nicht anhand der Verdienste irgendeines Vorfahren, dessen gute Eigenschaften auf eine Seitenlinie übergegangen sein könnten«.13 Die Mendelschen Gesetze sorgten dafür, daß gute und schlechte erbliche Merkmale auf alle Klassen verteilt waren. Die soziale Vererbung der Klassengesellschaft widersprach demnach dem demokratischen Vererbungsprinzip der Biologie. Nach Conklin stützten sich auch die Ideologien des Nationalismus und des Rassismus auf ein falsches Verständnis der Biologie. Klasse, Rasse und Nation waren für Conklin kulturelle und politische Konstrukte, und deren Antagonismen waren keine biologischen Notwendigkeiten. Das biologisch korrekte Symbol für die Menschheit war deshalb nicht der hierarchisch organisierte Baum mit seinen voneinander völlig isolierten Ästen, sondern


»ein Netz, in dem jedes Individuum durch einen Knoten repräsentiert ist, der durch die Vereinigung von zwei Linien entsteht, denen man vorwärts und rückwärts zu einer ständig steigenden Anzahl von Knoten und Linien folgen kann, bis alle in diesem großen genealogischen Netz der Menschheit vereint sind«.14



Aus diesen unterschiedlichen Überlegungen schloß Conklin, was Huxley und seine Humanisten-Freunde mit endlosem Eifer wiederholten:


»Die vergangene Evolution des Menschen ist fast ganz ohne bewußte menschliche Lenkung vonstatten gegangen; mit dem Entstehen des Intellekts und der Fähigkeit, aus Erfahrungen zu lernen, wurde dem Menschen eine neue und große Möglichkeit und Verantwortung gegeben, seine zukünftige Evolution rational und ethisch zu lenken.«15



Die soziale Evolution erforderte eine bewußte Anstrengung, Wissen und Kontrolle über die natürliche und die menschliche Umwelt zu gewinnen. Um diese Ziele erreichen zu können, mußte der Biologe die Richtung weisen, denn


»niemand, der die Kraft und den Impetus der großen Evolutionsdoktrin erlebt hat, kann bezweifeln, daß der physischen, intellektuellen und sozialen Evolution des Menschen biologische Prinzipien zugrunde liegen – daß die Biologie Fackelträgerin ist, nicht nur in die dunklen Hintergründe der menschlichen Geschichte, sondern auch in die sogar noch düstereren Regionen der zukünftigen Entwicklung des Menschengeschlechts«.16



Die Gruppe junger britischer Experimentalbiologen, der Huxley angehörte, nahm diese Fackel auf, indem sie die Notwendigkeit einer bewußten Planung der menschlichen Evolution nach biologischen Prinzipien propagierte. Ihre Mitglieder teilten Conklins Vision, daß »wir oder unsere Nachfahren trotz engstirniger und reaktionärer Politiker die ganze Menschheit in einem Zusammenschluß der Nationen, in einem Weltbündnis [federation of the world] vereint sehen werden«.17



Huxley, Haldane, Hogben: Genetische Ungleichheit als Grundlage sozialer Chancengleichheit

Über die drei Biologen, auf die ich mich hier konzentriere, schrieb der Genetiker Cyril D. Darlington an Herbert G. Wells: »Als ich noch sehr jung war, schienen Galdane, Guxley und Gogben (wie die Russen sie nannten) die Weisen aus dem Morgenland zu sein.«18 Die drei Könige sind in Wirklichkeit drei Hs: Julian Huxley, John B. S. Haldane und Lancelot Hogben.19 Sie waren durch ihre gemeinsamen wissenschaftlichen Interessen verbunden und kooperierten in der Forschung und in der Forschungsorganisation, etwa in der Gründung der Society for Experimental Biology und deren Zeitschrift.20 Sie pendelten zwischen Cambridge, Oxford und London hin und her, um ihre Freundschaft bei gemeinsamen Mittag- und Abendessen sowie während Wochenenden zu pflegen; sie tauschten Briefe aus und unterhielten sich – zu meinem Leidwesen als Forscherin – am Telefon. Hogben schwelgte in seiner Autobiographie etwa in Erinnerungen an den Londoner Tots and Quots-Klub der frühen dreißiger Jahre, dem auch Huxley und Haldane angehörten:


»Unser gemeinsames Interesse war die richtige Anwendung der Naturwissenschaften zum Wohle der Menschheit. Einige der Gruppe – [wie] Haldane – waren eingestandenermaßen Kommunisten, andere, wie Huxley und ich, waren es nicht. Jedoch hegte keiner von uns die aussichtslose Hoffnung, die Intelligenzija der Labour Partei zu einer realistischen Beurteilung zu bekehren, was die Verstaatlichung als Weg zur Wohlstandsplanung anging.«21



Trotz Differenzen teilten die drei Hs politische Ziele, und in Anbetracht gemeinsamer Gegner und politischer Entwicklungen näherten sich ihre Zukunftsperspektiven einander an. In Dangerous Thoughts (1939) schrieb Hogben:


»Wenn ich gebeten worden wäre, meiner Überzeugung einen Namen zu geben, als ich meinen Beruf als wissenschaftlicher Arbeiter begann, hätte ich es Sozialismus genannt. Heute ziehe ich es vor, es wissenschaftlichen Humanismus zu nennen. Wissenschaftlicher Humanismus ist die Überzeugung, zu der ich mich bekenne, und der Beruf, den ich auszuüben versuche. […] Was dies bedeutet, ist, daß ich, als ich jünger war, […] noch nicht begriffen hatte, wie das wissenschaftliche Streben mit den Verantwortungen eines Bürgers verbunden ist, in einer Gesellschaft, die sich durch wissenschaftliches Wissen gewandelt hat.«22



Huxley war der erste, der dies begriff. Er lancierte seine Karriere als öffentliche Figur in den zwanziger Jahren, und bei Ausbruch des Zweiten Weltkrieges war er eine der dominanten kommentierenden Stimmen. Eine besondere Breitenwirkung erzielte er als Mitglied des »Brains Trust« – des Expertenteams der BBC-Radioserie »Any Questions?«. Die für die Truppen eingerichtete Frage-Antwort-Sendung wurde aufgrund ihres Erfolges bald auch in ganz Großbritannien ausgestrahlt und erreichte fast zehn Millionen Zuhörer. Zur Zeit dieses Höhepunktes an Popularität waren Huxleys Ideen zum wissenschaftlichen und evolutionären Humanismus – wie er seine Gesamtschau aus Wissenschaft, Philosophie und Politik später nannte – voll ausgereift. Nach Huxleys Verständnis erlaubte es die Wissenschaft und insbesondere die evolutionäre Biologie die Vergangenheit zu verstehen und eine Zukunft der menschlichen Evolution zu entwerfen, in der jeder Mensch die gleichen Möglichkeiten haben würde, sein Potential innerhalb eines gemeinschaftlichen Rahmens zu verwirklichen. Huxleys Biologie einer verbesserten Demokratie war gegen Laissez-faire-Ideologien und das Klassensystem in Großbritannien gerichtet, als dessen Verbündeten er die klassische Eugenik wahrnahm, aber auch gegen den Totalitarismus und den Faschismus, der eine biologische Begründung in der Rassenlehre suchte. Diese Strömungen und Systeme basierten für Huxley und andere wissenschaftliche Humanisten auf veralteten Theorien, denen sie eine Darwinsche Evolutionstheorie entgegensetzten, die durch die Integration mit dem neuen Wissen über die Vererbungsprozesse aktualisiert worden war – ein Brückenschlag, den Huxley 1942 mit dem Begriff der modernen Synthese (»the modern synthesis«) faßte.23

In scheinbar paradoxer Weise nutzten Huxley und seine Kollegen die Tatsache, daß die Menschen verschieden sind, um für politische, ökonomische und soziale Gleichberechtigung zu argumentieren. Ebenso wie die genetische Variabilität die Voraussetzung der biologischen Evolution sei, basiere die demokratische Evolution auf biologischer und kultureller Vielfalt. Mit typisch voraussetzungsreichem Humor nannte Haldane sein Buch von 1932, in dem er für soziale Gleichheit eintrat, The Inequality of Man:


»Ich glaube nicht, daß die Anerkennung der Tatsache, daß die Menschen nicht gleich sind, einen Rückschlag für die Demokratie (oder eher für eine repräsentative Regierung, die auf universellen Wahlrechten aufbaut) bedeuten würde. […] [D]ie Anerkennung angeborener Unterschiede sollte nicht zu weniger, sondern zu mehr Chancengleichheit führen.«24



Biologische Unterschiede wurden in Haldanes Polemik von einem Problem der konservativen Politik zu einem Ziel der demokratischen Evolution. Der Argumentation der drei Hs zufolge würden politische Systeme, welche die Menschen zur Homogenität verleiten oder zwingen, ihr Fortschrittspotential verlieren. In den Machenschaften totalitärer Staaten und in den gegenwärtigen eugenischen Techniken erkannten sie die Methode der »professionellen Tierzüchter«, die darauf angelegt war, einen bestimmten Menschentyp hervorzubringen. In populärwissenschaftlichen und fiktionalen Texten prophezeiten sie verheerende Folgen für eine derartige Zucht eines oder nur einer geringen Anzahl solcher Typen.

Diese Argumentation stand in engem Zusammenhang mit der Natur/Kultur-Debatte, wie sie in den dreißiger Jahren die Gemüter der Genetiker bewegte. Während traditionelle Eugeniker davon ausgingen, daß komplexe Eigenschaften wie Intelligenz Ausdruck eines Mendelschen Gens seien, waren sich die drei Hs und andere »Reformeugeniker« sicher, daß die Wirkung der Erbfaktoren beim Menschen maßgeblich von der Umwelt abhängig war. Haldane bezichtigte jene Biologen, die vorgaben, den Einfluß der Gene von jenem der Kultur trennen zu können – in seinen Augen die konservativen Eugeniker und die Faschisten –, eines Dogmatismus, der der katholischen Kirche würdig sei. Die grundlegendste Kritik kam jedoch von Hogben, der stark von den Erfahrungen geprägt war, die er aufgrund seiner Herkunft aus der Unterschicht gerade auch im elitären Umfeld in Cambridge gemacht hatte. In wissenschaftlichen Artikeln und populären Texten vertrat er die Ansicht, der Zusammenhang zwischen Umwelt und Vererbung sei nicht linear. Einheitliche Umgebungen ließen sich auf unzählige Weisen herstellen und einige Umwelten würden dabei bisher nicht sichtbare genetische Unterschiede zum Vorschein bringen, während andere Milieus zuvor erkennbare genetische Varietäten unsichtbar machen würden. Manche genetisch mitbestimmten Merkmale waren relativ milieuunspezifisch, aber andere wurden nur in spezifischen Milieus ausgebildet. Daraus zog er den Schluß, daß die Funktionsweise der Gene selbst von der Umwelt abhängig sei.25

Für Huxley bedeutete dies, daß, um jedem Individuum zu ermöglichen, seinen Platz in der Gesellschaft zu erkennen und einzunehmen, für den es aufgrund seines genetischen Potentials ideal ausgestattet war, die sozialen Bedingungen und ökonomischen Ressourcen ausgeglichen und die optimalen Entwicklungsmöglichkeiten bereitgestellt werden müßten. Es galt zuerst, eine ideale Gesellschaft zu schaffen; die genetische Variabilität käme dann in ihr entsprechend zum Ausdruck. Die Eugenik mußte also als Sozialwissenschaft verstanden werden, zumindest solange die Grundlagen und Vorgänge der biologischen Vererbung nicht viel besser bekannt waren.26 Und Haldane maßregelte mit bissiger Zunge:


»Viele der ›Untauglichen‹ [the ›unfit‹] sind ungeeignet für die Gesellschaft, wie sie heute ist. Dies ist jedoch oft ein Fehler der Gesellschaft. Der Versuch, sie von der Fortpflanzung abzuhalten, ist mit der erschreckenden Annahme verbunden, die Gesellschaft, wie sie jetzt ist, sei perfekt und unsere einzige Aufgabe bestünde darin, die Menschen ihr anzupassen. Das ist der Grund, weshalb Eugeniker für gewöhnlich eine konservative politische Einstellung haben.«27



Wie Huxley hoffte auch Haldane, daß unter gleichen sozialen Bedingungen die biologischen Unterschiede nicht zu sozialen Schichten wie im britischen Klassen- oder dem indischen Kastensystem führen würden, die auf der Genealogie basierten, sondern zu berufsbezogenen Gruppierungen nach den unterschiedlichen Fähigkeiten erfüllter Individuen.28

 

Die neue Biologie oder ihre Bedeutung für die Natur/Kultur-Frage wandte sich sowohl gegen eine britische Eugenik, in der die Hs eine Technologie des Klassensystems sahen, als auch gegen eine faschistische Eugenik, die sie als Technologie des Rassismus erkannten. Hogben machte sehr deutlich, daß die beiden in enger Nachbarschaft zueinander standen:


»Der Fortschritt der menschlichen Genetik wird heute zurückgehalten, weil die wohlhabenden Klassen keine Infragestellung ihrer intellektuellen Privilegien tolerieren. Die natürliche Mission der Mittelklasse oder der arischen Rasse hat die göttliche Mission der militanten Kirche ersetzt. Es ist nicht nötig, Nazi-Publikationen zu durchstöbern, um Illustrationen einer Gemütslage zu finden, die im offiziellen Organ der englischen Eugenikgesellschaft Ausdruck findet, die sich […] ›schon immer speziell für jenen Teil interessiert hat, der allgemein die Ober- und Mittelschichten genannt wird‹ […].«29



Gemeinsam mit bestimmten Formen der Eugenik wurde auch die rassische Anthropologie als auf einem falschen Verständnis von Ungleichheiten beruhend entlarvt. Huxley arbeitete mit dem Anthropologen Alfred C. Haddon bereits ab 1932 an einem Projekt, das in die Publikation von We Europeans: A Survey of »Racial« Problems mündete. Die beiden zeigten, daß die Anthropologie jenen Teilgebieten der Biologie hinterherhinkte, die statistische Methoden eingeführt hatten. Anstatt nach Wegen zu suchen, wie bestimmte biologische Merkmale zu einem idealen Rassentyp synthetisiert werden könnten, sei die neue Biologie an der Variation innerhalb einer Population oder Art interessiert. Mit dieser Methode sei es unmöglich, die Menschen in klar umrissene Gruppen einzuteilen, und der Begriff »Rasse« sollte daher aufgegeben werden. Die wissenschaftlichen Argumente der Autoren für die Anerkennung und positive Beurteilung der genetischen Unterschiede zwischen Menschen waren begleitet von einer Polemik gegen den nationalsozialistischen Mythos einer reinen und überlegenen arischen Rasse:


»Lassen Sie uns ein Kompositbild des typischen Teutonen aus den prominentesten Vertretern dieser [rassenanthropologischen; Anm. d. Verf.] Sichtweise herstellen. Er soll so blond sein wie Hitler, so dolichozephal wie Rosenberg, so großgewachsen wie Goebbels, so schlank wie Göring und so männlich wie Streicher. Wie stark würde er dem deutschen Ideal entsprechen?«30



Wenn Rassenvorurteile »ein Mythos, und zwar ein gefährlicher Mythos«31 waren, so zeigte sich das für Huxley vor allem auch am katastrophalen Zustand der Wissenschaft unter dem nationalsozialistischen Regime, gegen das er in seinem Kriegspamphlet Argument of Blood anschrieb. Durch die Entlassung und Ermordung von jüdischen Universitätsmitgliedern, durch die Infiltration und administrative Kontrolle der Universitäten durch Nationalsozialisten und durch die Umfunktionierung der Wissenschaft in eine Maschinerie des Krieges einerseits und der rassistischen Ideologie andererseits hatte die deutsche Wissenschaft aufgehört, richtige Wissenschaft zu sein – sie war zu bloßer Pseudowissenschaft verkommen. Huxley vertrat die Ansicht, daß echte Wissenschaft – Wissenschaft, die am Wohl der Menschen ausgerichtet war – nicht nur zu mehr Demokratie in der Gesellschaft führe, sondern auch von der Demokratie abhängig sei: »Die Freiheit, zu lernen und zu forschen, ist ein wesentlicher Teil der demokratischen Freiheit im allgemeinen. Lassen Sie uns in Großbritannien dies erkennen und sie gegen jeden Eingriff verteidigen.«32

Dem Anspruch einer Reinheit der Rasse oder Klasse hielten Huxley, Hogben und Haldane ein Argument entgegen, das sich aus den Aspekten einer Wissenschaft in der Demokratie, einer Wissenschaft als Demokratie und einer Wissenschaft der Demokratie speiste. Damit stießen sie in Großbritannien keineswegs nur auf Gegenliebe, im Gegenteil: Die Kritik, wie sie in We Europeans geäußert wurde, erschütterte die anthropologische Gemeinschaft. Die Fackel wurde aber auch in bezug auf die Eugenik in die Höhle des Löwen getragen. Huxleys Galton-Vorlesung vor der Eugenikgesellschaft 1936 provozierte beispielsweise heftigen Protest. Nichts macht den Grad an Radikalität seiner Ansichten deutlicher als der Umstand, daß auf Huxleys Rede ein Vortrag folgte, in dem das nationalsozialistische Deutschland als eugenisches Experiment von größter Wichtigkeit begrüßt wurde.33 Die drei Hs gaben jedoch ihrerseits die Hoffnung nicht auf, daß die Eugenik eines Tages zur Evolution der Demokratie beitragen würde, und sie verliehen dieser Hoffnung in ihren Schriften Ausdruck. Eine effektive Eugenik als biologische Wissenschaft war aber Zukunftsmusik, und ihre Visionen von gesunden Gewebekulturen fanden sich in Schriften von Science-fiction-Autoren. Die Demokratie mußte hingegen jetzt marschieren.



Die Demokratie marschiert

In einer Reihe von Radiointerviews, die Huxley 1940 während einer USA-Reise gab, verbreitete er einen konkret ausformulierten Plan für die Zukunft der Demokratie, der große Ähnlichkeit mit einigen von Conklins Ideen aufwies. Auf der Grundlage einer Analyse der Geschichte und der Gegenwart bekräftigte Huxley seine Überzeugung, die Demokratie müsse analog zum Leben selbst ein Gleichgewicht erreichen zwischen dem Individuum und der Gemeinschaft oder dem Staat, zwischen Rechten und Pflichten, zwischen zentraler Planung und lokaler Organisation, zwischen Laien und Experten sowie zwischen Freiheit und Sicherheit. Da der Ausbau der sozialen Einrichtungen, die wissenschaftliche Planung und die internationale Zusammenarbeit auch von totalitären und faschistischen Staaten realisiert werden konnten, galten Huxley diese natürlichen Gleichgewichte, die die Bürgerrechte gewährleisten sollten, als das Wahrzeichen der Demokratien. Im Gegensatz zum politischen Fanatismus und dem wissenschaftlichen Dogmatismus mit ihrem Ziel der mentalen und biologischen Einheitlichkeit sicherten in Huxleys Vision die natürlichen Prozesse des Ausgleichs zwischen verschiedenen Ansprüchen, die nur auf den ersten Blick gegensätzlich erschienen, die Aufrechterhaltung jener Variabilität, die sowohl für die biologische als auch für die soziale Evolution so essentiell war.

Huxley kehrte zurück nach Europa – und wir kehren zur Anfangsszene im Bunker des Londoner Zoos zurück. In diesem Luftschutzkeller, der besonders sicher schien, erhielt Huxley ab und an Besuch von Haldane. Dies gab den beiden mehr Zeit, ihre Ideen zu Wissenschaft und Gesellschaft zu diskutieren, und wie die Gespräche mit Hogben und anderen flossen auch diese in die Zukunftsperspektive des wissenschaftlichen Humanismus ein, wie sie Huxley in The Uniqueness of Man formulierte. In Großbritannien und Amerika fielen die Reaktionen auf die Aufsatzsammlung enthusiastisch aus – die Texte stellten eine willkommene Botschaft der Hoffnung in Zeiten der Zerstörung dar. So zollte etwa der San Francisco Chronicle einem Buch Beifall, »das zur Pflichtlektüre jedes intelligenten Erwachsenen auf dieser Welt gehören sollte – ganz besonders heute«.34 Was Huxleys Ansichten für den Chronicle besonders gewichtig machte, war, daß »er seine Argumente mit Beobachtungen aus allen Teilen der modernen Wissenschaft stützen kann«.35 Die Besprechung endet in der Aneignung des biologisch begründeten Huxleyschen Optimismus:


»Man liest das Buch mit dem Gefühl zu Ende, daß wir trotz Krieg, Hunger, Ungerechtigkeiten und all den anderen Problemen unserer Welt immer noch vorwärtsschreiten, und, wenn wir unsere Intelligenz nutzen, kaum scheitern können, weiter voranzuschreiten, denn die Natur arbeitet mit uns und nicht gegen uns, und wir arbeiten mit der Natur.«36



Um dies zu erreichen, müßte man dem Kommentator zufolge einzig Huxleys Politik umsetzen, die – obwohl sie für gleiche Bildungs-, Ernährungs-, ökonomische und andere Chancen für alle Menschen plädiert, unabhängig von deren Klasse, Farbe, Nationalität, Religion oder politischer Ausrichtung – »kein Sozialismus oder Kommunismus und auch kein Faschismus oder eine Demokratie, wie sie heute praktiziert wird, ist; es ist ein ›wissenschaftlicher Humanismus‹«.37 Wenn sich Huxley aber noch weiter von seiner wissenschaftlichen Expertise entfernte und in politische Belange vorwagte, wie etwa in den Radiointerviews während seiner USA-Reise, die unter dem Titel Democracy Marches erschienen, wurde Kritik laut.38 Der Rezensent des Spectator beispielsweise schien zu spüren, wie elitär Huxleys Sicht der Dinge war, wenn er bemerkte, daß man


»sich fragen könne, ob das Bild davon, wie das Sozialwesen funktioniert, nicht etwas zu rosig sei. Es ist ein Bild, das aus der Perspektive des wohlhabenden Südens gezeichnet worden ist. Die notleidenden Gebiete kommen nur als ein Ort ins Blickfeld, von dem ein Arbeiter, der in einem neuen fachlichen Können ausgebildet wurde, leicht entkommen kann.«39



Der wissenschaftliche Humanismus der drei Hs stellte sich im Namen der Demokratie gegen die klassische Eugenik und den biologisierten Rassismus; er hatte jedoch seinen eigenen Dogmatismus: seine szientistische und elitäre Prägung. In Huxleys Zukunftsvision wurde die Evolution der weltweiten Demokratie von Großbritannien und den USA angeführt und auf der individuellen Ebene von herausragenden Wissenschaftlern wie ihm selbst. Diese letzte Ansicht tritt besonders in Haldanes Reden und Schriften offensiv zutage, die oft in einem snobistischen und arroganten Ton gehalten sind. Huxley, Hogben und Haldane – wie Conklin zuvor – stellten sich gegen den ideologischen Mißbrauch der Biologie, formulierten aber eine Biologie der Demokratie. In ihrer relativistischen Interpretation der Wissenschaftsgeschichte war die neue Biologie sowohl in ihren Anwendungen als auch in ihren Inhalten demokratisch, da sie aus einer demokratischen Gesellschaft heraus entwickelt worden war. Daß aber kein einfacher Zusammenhang zwischen einem demokratischen Staat, einer ethischen Wissenschaft und einer »guten« Wissenschaft besteht, wurde seither mehrfach aufgezeigt – nicht zuletzt in Robert Proctors Studie zum Gesundheitswesen und zur Krebsforschung unter dem Nationalsozialismus.40 Auch die Fortschritte in unserem Wissen über die Genetik haben nicht einfach einen Fortschritt in der Biologie der Demokratie und der Demokratie der Biologie bedeutet. Indem sie die Diskussion über die unethischen Anwendungen der Humangenetik in den Bereich der Pseudowissenschaft unter feindlichen Regimes auslagerten, haben Huxley, Hogben und Haldane vielmehr zu einem relativ reibungslosen Übergang der durch sie reformierten klassischen Eugenik in die dezentralisierten und individualisierten biotechnologischen Praktiken und die genetische Beratung beigetragen.








Michael D. Gordin

Abgrenzung und Demokratie

Die politischen Valenzen der Wissenschaftsgrenze

Die Etymologie lehrt uns, daß »Demokratie« soviel bedeutet wie »Volksherrschaft«. Doch die Wissenschaft ähnelt der Demokratie keineswegs, denn das Volk hat keine Kontrolle über die Wissenschaft: Die Wissenschaftler (von Angehörigen der Öffentlichkeit ganz zu schweigen) stimmen nicht darüber ab, ob Theorien zutreffen, Laboratorien werden normalerweise streng hierarchisch geführt und so fort. Aber die genannte Definition der Demokratie ist zu naiv, um auf ihrer Grundlage das Verhältnis zwischen Wissenschaft und Politik zu erörtern. Auf unserem Planeten gibt es keine reine Demokratie, und es hat auch noch nie eine gegeben. Viele Staaten haben sich als Demokratien bezeichnet, obwohl sie den Angehörigen bestimmter Rassen oder Menschen ohne Grundbesitz oder den Frauen das Stimmrecht verweigerten. Nun könnte man erwidern, das seien unvollkommene Demokratien gewesen und mittlerweile seien solche bedauerlichen Ungerechtigkeiten behoben worden. Nun ja, aber selbst in den demokratischsten aller Staaten dürfen die Kinder nicht wählen. Und das gleiche gilt für Einwohner ohne Staatsbürgerschaft des betreffenden Landes sowie – zumindest in den zahlreichen Ländern ohne Briefwahl – für Bürger, die es am Wahltag nicht zur Wahlkabine schaffen. In vielen amerikanischen Bundesstaaten dürfen Häftlinge nicht wählen, und manchen wird das Stimmrecht sogar nach der Entlassung verweigert. Hier geht es mir nicht darum, solche politischen Systeme als Scheindemokratien zu verhöhnen – ganz im Gegenteil: Ich nehme sie beim Wort und meine, daß es sich alles in allem um vortreffliche Demokratien handelt. Ich möchte nur darauf hinweisen, daß wir dann, wenn von Demokratie die Rede ist, häufig von einem stark vereinfachten Idealtypus sprechen.

Seit den frühen vierziger Jahren wird in den Vereinigten Staaten (und gewiß auch anderswo) lebhaft über das Verhältnis zwischen Wissenschaft und Demokratie diskutiert.1 Die frühesten Analysen dieses Verhältnisses setzten voraus, daß Wissenschaft und Demokratie eine Symbiose eingehen: Demokratische Gesellschaften brächten die bessere Wissenschaft hervor, während nichtdemokratische Gesellschaften die Wissenschaft erstickten. Die Belege für diese Auffassung wurden der neueren Geschichte entnommen, insbesondere der Entwicklung unmittelbar vor der blutigen Katastrophe des Zweiten Weltkrieges. Genannt wurden die verheerenden Auswirkungen des Beamtengesetzes von 1933, das die Entlassung der »Nichtarier« verlangte, auf die deutschen Universitäten und die ideologische Gängelung der Wissenschaftler in der Sowjetunion unter Stalin. Diese frühen intellektuellen Debatten zeichneten sich dadurch aus, daß man auf – grob gesprochen – philosophische Weise an die Frage des Verhältnisses zwischen Wissenschaft und Demokratie heranging, indem man einen Idealtypus der Demokratie sowie einen ahistorisch und viel zu allgemein gefaßten Idealtypus der Wissenschaft nebeneinanderstellte.

In diesem Essay soll die Gleichung (oder Beziehung) zwischen Wissenschaft und Demokratie nicht als philosophisches Problem, sondern als konkrete historische Frage besprochen werden. Diese Thematik ließe sich entlang verschiedener Achsen sezieren, doch ich habe mir ein ganz kleines Gebiet ausgesucht, das allerdings großen Widerhall gefunden hat. Befassen werde ich mich mit dem Problem der Abgrenzung, also der Frage, wie man Wissenschaft und Nicht-Wissenschaft auseinanderhalten kann, insbesondere jene Bereiche, die zwar der Wissenschaft ähnlich sind, aber von ihren Gegnern als »Pseudowissenschaft« angeprangert werden.2 Die Frage der Abgrenzung ist, ebenso wie das Verhältnis zwischen Wissenschaft und Demokratie, normalerweise als philosophisches Problem behandelt worden (obwohl es stets mißlungen ist, dieser Problematik in philosophisch kohärenter Weise beizukommen), aber es handelt sich im gleichen Maße um eine politische Frage. Das Problem der Pseudowissenschaft ist von den an diesen Auseinandersetzungen Beteiligten oft als Frage der Repräsentation formuliert worden, das heißt: Wer »gilt« als Mitglied der wissenschaftlichen Gemeinschaft und hat daher das Recht, mitzubestimmen, wenn es um das Problem geht, ob eine Theorie als wissenschaftliche Hypothese auftreten darf?3 Im Grunde können sich Abgrenzungsdebatten zu Auseinandersetzungen darüber entwickeln, ob und in welchem Maße die Wissenschaft etwas Demokratisches ist oder sein sollte. Die Verbindung zwischen Wissenschaft und Demokratie ist kein abstraktes Rätsel, sondern eines, das man im Zusammenhang mit konkreten Streitigkeiten um die Pseudowissenschaftlichkeit bestimmter Theorien zu lösen versucht hat.

Diese Verbindung ist keine zeitlose Angelegenheit. Eigentlich geht sie auf denselben Zeitpunkt zurück wie die ersten Untersuchungen zum Verhältnis zwischen Wissenschaft und Demokratie, von denen dieser Essay ausging: Der Anfang wurde in den Vereinigten Staaten zu Beginn des Kalten Krieges gemacht. Es ist von entscheidender Wichtigkeit, die Zeit und den kulturellen Kontext zu spezifizieren, denn was man als »Pseudowissenschaft« bezeichnet, wechselt dramatisch von einem historischen Augenblick zum nächsten. Nachdem Jahrtausende verstrichen sind, in denen man versucht hat, ein Abgrenzungskriterium für die Trennung von Wissenschaft und Pseudowissenschaft anzugeben (Karl Poppers Falsifikationstest ist das wohl bekannteste), ist klar geworden, daß man allenfalls Familienähnlichkeiten zwischen verteufelten Gebieten anführen kann: Zwischen den beiden Bereichen verläuft keine klare Trennlinie.4

Das sollte uns nicht überraschen, denn »Pseudowissenschaft« ist keine Akteur-Kategorie: Niemand hat sich jemals freiwillig selbst einen Pseudowissenschaftler genannt, sondern das ist stets ein Schimpfwort, das immer von einer Wissenschaftlergruppe gebraucht wird, um die Anhänger einer als Bedrohung empfundenen Lehre zu bezeichnen. Dieser Begriff der Bedrohung ist entscheidend, denn für jede Teilmenge der Wissenschaftler (niemand spricht ja für die wissenschaftliche Gemeinschaft insgesamt) gilt: Was als bedrohlich empfunden wird, hängt davon ab, wo man aus eigener Sicht verwundbar ist, welchen öffentlichen Status man hat, wie sicher die Stellung der eigenen Disziplin ist, sowie von vielen weiteren Faktoren. Werden Theorien aufgestellt, die man als absurd, aber nicht als bedrohlich ansieht, heftet man ihnen nur selten das Etikett »Pseudowissenschaft« an. (Beispiele wären Theorien, denen zufolge der Mond aus Kräuterkäse bestehen oder die Erde flach sein soll.) Die Bedeutung solcher Theorien ist schlicht zu gering. Doch sobald sich eine Theorie gegen in Ehren gehaltene Positionen richtet und ernsthaft gefährlich zu werden droht, werden die Waffen gezückt. (In diese Kategorie gehört beispielsweise die Überzeugung, die Sintflut sei für die geologischen Verhältnisse auf der Erde verantwortlich, oder die Idee, Menschen hätten die Fähigkeit zu außersinnlicher Wahrnehmung [ASW].) Wird die Frage des Verhältnisses zwischen Wissenschaft und Demokratie durch die Brille der Abgrenzungsdebatten gesehen, ist es daher wichtig, sehr konkret zu werden, denn Verallgemeinerungen haben meistens keine Gültigkeit.

Was war also an den Vereinigten Staaten der Nachkriegszeit so besonders, daß die Abgrenzungsdebatten in extrem hohem Maße unberechenbar wurden?5 Wollte man einen Zeitpunkt aus der US-Geschichte herausgreifen, zu dem sich die Wissenschaftler nicht hätten bedroht fühlen sollen – zu dem sie allgemein geachtet wurden und als ein für das Überleben der Nation unverzichtbarer Faktor galten –, dann würde man doch das Amerika zwischen der Mitte der vierziger und der Mitte der sechziger Jahre nennen! In weiten Kreisen hatte man das Gefühl, die Wissenschaft habe den Krieg mit der atomaren Zerstörung von Hiroshima und Nagasaki beendet; und Dinge wie die versprochenen Mittel gegen Krebs, kostengünstige Atomenergie und elektronische Konsumgüter schienen auf eine noch strahlendere Zukunft hinzudeuten. Warum hätten sich Wissenschaftler bedroht fühlen sollen? Nun, es besteht ein Unterschied zwischen allgemeinem, öffentlichem Ansehen und individueller Sicherheit. Während des größten Teils der amerikanischen Geschichte hatte die Wissenschaft keine große Rolle gespielt. Sie wurde von Gönnern oder örtlichen Organisationen gefördert, ohne im öffentlichen Bewußtsein sonderlich auffällig zu werden.6 Sobald der Krieg zu Ende war, gewann die Wissenschaft praktisch über Nacht stark an Profil und konnte sich vor öffentlichen Geldern kaum retten. Aber öffentliche Förderung bedeutete zugleich auch öffentliche Kontrolle. Die Wissenschaftler machten sich Sorgen, weil sie fürchteten, die Wissenschaft könne zu groß und zu unbeweglich werden, während bestimmte Staatsorgane ihr Augenmerk verstärkt auf die Wissenschaftler richteten – vor allem die Kommunistenjäger des House Committee on Un-American Activities und nach 1950 die von Joseph McCarthy veranlaßten Anhörungen.7 Wenn die Wissenschaft für die nationale Sicherheit so wichtig war, mußten die Wissenschaftler schließlich genau überwacht werden. Heute kommt es uns so vor, als sei die Achtung der Amerikaner vor der Wissenschaft in der Zeit nach dem Krieg auf ihrem Höhepunkt gewesen. Für die Zeitgenossen war es eine Zeit höchster Ungewißheit.

In dieser Umgebung sorgte 1948 eine Meldung aus der weit entfernten Sowjetunion für Aufsehen und wirkte wie ein Schock, der die Abgrenzungsfrage in die anhaltende Diskussion über Wissenschaft und Demokratie einfließen ließ. Die gemeldeten Fakten gelten seitdem als Probierstein für alle Debatten um Abgrenzungsfragen. Seit 1927 behauptete der in der Ukraine geborene Agronom Trofim Denissowitsch Lyssenko (1898-1976), die von ihm gesammelten Daten zum Pflanzenertrag deuteten darauf hin, daß die Behandlung von Saatgut vor der Keimung (beispielsweise durch Eintauchen in kaltes Wasser) und die Anpflanzung dieses »vernalisierten« Saatguts die Pflanzen kälteresistenter machen könne und so die Möglichkeit schaffe, ertragreicheren Sommerweizen in kälteren Klimagebieten anzubauen, etwa in vielen kälteren Gebieten der Sowjetunion. Bis hierhin war die Sache unkontrovers, denn diese Verfahren waren seit über einem halben Jahrhundert in Gebrauch. Die These Lyssenkos ging jedoch weiter. Er pochte darauf, diese Veränderungen seien vererbbar, so daß man eine Spezies in eine andere verwandeln könne, indem man sie bestimmten Umweltschocks aussetzte. Es sei also möglich, das Erbgut so zu steuern, daß die Produktion erwünschter Spezies herbeigeführt werden könne. Diese Ideen erinnerten stark an die aus dem frühen 19. Jahrhundert stammende Theorie der Vererbung erworbener Merkmale, die man mit dem französischen Biologen Jean-Baptiste Lamarck in Verbindung brachte (die in größerem oder geringerem Maße von fast allen Biologen vor 1900 vertreten worden war). Von dieser Theorie wurde spätestens um 1920 allgemein angenommen, sie sei durch die Mendelsche Genetik in Mißkredit gebracht worden. In den dreißiger Jahren tat sich Lyssenko mit dem Juristen I. I. Prezent zusammen, und gemeinsam behaupteten sie, in Wirklichkeit sei die Genetik eine bürgerliche Pseudowissenschaft, während Lyssenkos eigene Theorie der Vererbung (die er zur Erinnerung an den kurz zuvor verstorbenen russischen Pflanzenzüchter Iwan Mitschurin als »Mitschurinismus« bezeichnete) besser mit der offiziellen marxistischen Wissenschaftsphilosophie, also dem dialektischen Materialismus zu vereinbaren sei. Im Ausland – und bis zu einem gewissen Grade auch in der Sowjetunion selbst – wurde der Mitschurinismus als Pseudowissenschaft an den Pranger gestellt. Hier drohte offenbar eine Gefahr.

In den dreißiger Jahren wurde die Streitfrage »Mitschurinismus oder Genetik?« durchgehend diskutiert, wobei die Genetik in der Sowjetunion wegen des rassistischen Gebrauchs, den man im nationalsozialistischen Deutschland von ihr machte, einen schwachen Stand hatte. Während des Krieges wurde es jedoch still um die Angelegenheit, und gerade damals übernahm Lyssenko die Macht an der Sowjetischen Akademie für Landwirtschaftswissenschaften (AdL). Dort war er auch in die Verhaftung des früheren Akademiepräsidenten (und einstigen Schirmherrn Lyssenkos) Nikolai I. Wawilow verwickelt, der zu den führenden botanischen Genetikern gehörte. (Wawilow starb 1943 in Haft.) Als Lyssenkos Position schwächer wurde, nutzten sowjetische Genetiker die Situation und sprachen sich in der Nachkriegszeit für eine Rückkehr zur Genetik aus, bis sich die Lage im August 1948 völlig veränderte. Am Schluß einer mitschurinistischen Tagung zum Thema »Die Lage in der Biologie«, in deren Rahmen auch einige (wenige) kritische Äußerungen zu Lyssenko zu hören waren, trat er selbst ans Pult, um in seiner Position als Präsident der Akademie zu replizieren. In einer ausführlichen Rede, von der wir heute wissen, daß Stalin sie persönlich Zeile für Zeile redigiert hatte, gab Lyssenko einen Überblick über viele der wichtigsten Grundsätze seiner Theorie der Vererbung. Schockierend waren jedoch die verhängnisvollen Worte, die er ganz am Schluß seiner Rede äußerte:


»Auf einem der Zettel, die mir gereicht wurden, steht die Frage, welches die Einstellung des Zentralkomitees der Kommunistischen Partei zu meinem Bericht sei. Darauf antworte ich: Das Zentralkomitee der Partei hat meinen Bericht geprüft und gebilligt.«8



Damit war die Debatte beendet. Josef Stalin hatte eingegriffen, und die Genetik wurde aus der Sowjetunion verbannt. Dabei blieb es bis 1956, als Lyssenko seine Macht über das biologische Establishment der Sowjetunion nach und nach einbüßte.

Amerikanische Wissenschaftler waren schockiert und zutiefst beunruhigt angesichts dieser Ereignisse. Das galt vor allem für die Biologen, aber die Besorgnis reichte weit über ihr Fach hinaus. Die Sowjetunion hatte unter Beweis gestellt, welch schreckliche Konsequenzen sich ergeben, wenn man dem Staat Eingriffe in wissenschaftliche Debatten erlaubt. Die Wissenschaft mußte daher in den Vereinigten Staaten geschützt werden. Freilich, ein dermaßen brutaler Angriff war in einer Demokratie weniger wahrscheinlich, aber der in den Vereinigten Staaten grassierende Antikommunismus hatte schon viele amerikanische Wissenschaftler in Alarmbereitschaft versetzt. Im Anschluß an die AdL-Sitzung von 1948 wurden die amerikanischen Wissenschaftler besonders hellhörig für die Gefahren, die von dem, was man als Pseudowissenschaft wahrnahm, ausgehen konnten. Falls sich also in den Vereinigten Staaten eine Situation ergeben sollte, in der die Grenzen der etablierten Wissenschaft bedroht werden könnten, waren politisch engagierte Wissenschaftler darauf eingestellt, sich zu wehren. Im Folgenden werde ich mich mit einer Debatte befassen, die in den Vereinigten Staaten im Mittelpunkt der Auseinandersetzungen um Pseudowissenschaft stand.

Im April 1950 veröffentlichte der Verlag Macmillan das Buch Worlds in Collision von Immanuel Velikovsky (1895-1979). Diese Publikation rückte landesweit im Nu auf den Spitzenplatz der Bestsellerlisten für Sachbücher. Der Name des Autors ist heute zwar fast völlig vergessen, doch es gab eine Zeit, in der er einen bestimmten Teil der Wissenschaftsdiskussion dominierte und einen entscheidend wichtigen Knoten im Netz des Meinungsstreits um den Sinn der Wissenschaft überhaupt bildete. In diesem Buch, das zum Kassenschlager wurde, behauptet Velikovsky, die mythologischen, biblischen und historischen Quellen aus mehreren antiken Kulturen – in erster Linie jedoch solche aus dem Nahen Osten und vor allem aus dem Alten Testament – enthielten homologe und häufig wiederholte Beschreibungen gewaltiger Katastrophen: Feuerregen, schreckliche Erdbeben, Flutwellen sowie am Himmel kämpfende Drachen und Schlangen. Von rationalistischen Lesern waren diese Stellen seit langem als Metaphern oder ekstatische Visionen gelesen worden. Das sei aber nicht richtig, meinte Velikovsky. Wenn man diese Beschreibungen miteinander verglich und synchronisierte, deuteten sie auf eine Reihe gewaltiger globaler Katastrophen hin, die sich tatsächlich ereignet hatten – wenn jeder einen Schirm trägt, sei der Schluß, daß es regne, nur folgerichtig. Velikovsky spürte vor allem zwei Katastrophen nach: Die erste geschah um das Jahr 1500 v. Chr., während des Auszugs der Juden aus Ägypten. Die zweite trug sich im achten Jahrhundert v. Chr. zu und veränderte die Länge des Jahres, das bis dahin 360 Tage gezählt hatte, so, daß es seitdem 365 und ein Viertel Tage hat. Diese Katastrophe brachte den Propheten Jesaja aus der Fassung und wurde in Homers Ilias als Kampf zwischen Athene und Ares geschildert.9

Das Buch löste anhaltende Kontroversen aus, die sporadisch wieder aufflammten, bis sie nach Velikovskys Tod im Jahre 1979 schließlich abflauten. Nach der These des Autors wurde die erste Katastrophe (zur Zeit des Exodus) durch einen vom Planeten Jupiter abgesprengten Kometen ausgelöst, der beinahe mit der Erde kollidierte und mehrere Jahrzehnte lang durch Schwerkraft und elektromagnetische Kräfte an unseren Planeten gebunden blieb und mit ihm in Wechselwirkung stand, wobei Öl aus seinem Schweif regnete, der Himmel in Brand gesetzt und die Erdachse verschoben wurde. (Dieses letztere Ereignis war die Ursache dafür, daß die Sonne während der im Buch Josua geschilderten berühmten Schlacht über der Ebene von Gibeon stillzustehen schien.) Zu guter Letzt wurde der Komet stabil und formte den Planeten Venus. Eine zutreffende Interpretation der Aufzeichnungen des kollektiven Menschheitsgedächtnisses bestätigte also, daß der erdnächste Planet erst in historischer Zeit entstanden war. Die Bewegungen der Venus brachten sodann den Planeten Mars aus seiner Bahn, der seinerseits in der zweiten Katastrophenreihe die Erde bedrohte. Velikovskys Argumente setzten voraus, daß man die wichtigsten Grundregeln der Geologie, der Paläontologie, der Archäologie und der Himmelsmechanik umformulierte – von der Alten Geschichte ganz zu schweigen.

Im Jahre 1950 entzündete das Erscheinen von Worlds in Collision einen Feuersturm der Kritik seitens der Wissenschaftler, die das Buch in populären Zeitschriften des gesamten Pressespektrums attackierten. Einige wenige Wissenschaftler, insbesondere Astronomen, schrieben an Macmillan – damals der angesehenste Wissenschaftsverlag im Lande, der den größten Teil seiner Einkünfte (etwa 70 Prozent) durch den Verkauf von Lehrbüchern erwirtschaftete – und drohten mit einem Boykott von Macmillan-Büchern, sofern Velikovskys Buch nicht aus dem Programm genommen würde. Die Sprache einiger dieser Briefe war terminologisch so ausgerichtet, daß die Abgrenzung speziell im Hinblick auf das Verhältnis zwischen Wissenschaft und Demokratie artikuliert werden konnte. Im folgenden möchte ich einen dieser Briefe genauer betrachten, nämlich ein besonders ätzend formuliertes Schreiben des Astronomen Dean B. McLaughlin von der University of Michigan.

Am 20. Mai 1950, also weniger als zwei Monate nach Erscheinen von Worlds in Collision, verfaßte McLaughlin einen ausführlichen Brief an George P. Brett, den Leiter des amerikanischen Verlagsteils von Macmillan. McLaughlin war äußerst verärgert – allerdings nicht so sehr über Velikovsky, sondern vor allem über den Verlag. Er schrieb:


»Normalerweise kann ein ›Spinner‹ keinen Verlag dazu bewegen, sein Buch zu drucken. Es geschieht nur selten, daß die Öffentlichkeit solche Bücher zu Gesicht bekommt oder von ihnen erfährt; und in solchen Fällen wird kein Schaden angerichtet. Doch jetzt ist die Veröffentlichung der Ideen eines ›Spinners‹ offenbar zum ›Schlager der Saison‹ geworden.«



Das bedeute nicht so sehr eine Gefährdung der Wissenschaft, sondern vielmehr eine der Demokratie:


»Dieses Buch ist etwas Schlimmeres als ein Angriff auf die Wissenschaft. Die Wissenschaft kann für sich selbst sorgen und denen, die die Wahrheit leugnen, ebendiese Wahrheit ins Gesicht schleudern, um die Leugner in Verlegenheit zu bringen. Es hat immer schon Spinner und Verrückte gegeben, und wir haben uns an sie gewöhnt. Aber ihre Vorstellungen brauchen nicht – und sollten nicht – unter der Schirmherrschaft eines bekannten Verlagshauses als epochemachende Entdeckungen oder als neue und revolutionäre Wahrheit angepriesen werden. Dieses Buch stellt für den Bildungssektor eine ernsthafte Bedrohung dar, ja nach meiner Überzeugung sogar für das demokratische Prinzip überhaupt. Damit werden überaus gravierende Fragen aufgeworfen, die weit über den Bereich der Wissenschaft hinausgehen.

Können wir uns die ›Pressefreiheit‹ wirklich leisten, wenn sie es zuläßt, daß dermaßen offensichtlicher Blödsinn als enorm wichtig deklariert oder – wie im Fall dieses Buchs – fälschlich als wissenschaftliche Arbeit oder eine die Grundlagen der Wissenschaft verändernde Entdeckung hingestellt wird? Können wir uns die ›Pressefreiheit‹ leisten, wenn sie – wie im Fall dieses Buches – unsere Bildungsarbeit beeinträchtigen kann? Können wir die Demokratie erhalten, wenn die Verbreitung wahrer wissenschaftlicher Prinzipien (freilich nicht unter Fachwissenschaftlern, wohl aber im Bereich der interessierten Öffentlichkeit) durch die Verkündigung solcher Lügen – jawohl, solcher Lügen, wie sie in Worlds in Collision en masse enthalten sind – zunichte gemacht werden kann? Die Menschen haben Jahrhunderte gebraucht, um der Natur einige unserer wissenschaftlichen Kenntnisse abzuringen. Egal, wie viele Lügen erzählt werden – an der Wahrheit werden sie nichts ändern, aber Lügen können die Bereitschaft der Menschen, die Wahrheit zu akzeptieren, beeinflussen. Auch der erst vor kurzem zu Ende gegangene Zweite Weltkrieg wurde durch eine Verschwörung gegen Wahrheit und Anstand ausgelöst.«



McLaughlin erklärte, er sei sich seiner »persönlichen Verantwortung gegenüber der Öffentlichkeit völlig bewußt. Mein Gehalt wird aus Mitteln bezahlt, die der Staat durch Steuern von den Bürgern bekommen hat. Es ist meine Pflicht, diese Bürger gegen Betrug und Ausnutzung zu schützen, insofern ich als Astronom dazu in der Lage bin.« Daher schlage er vor, den Verlag Macmillan zu boykottieren, bis er den Verkauf des Buches eingestellt und sich von Velikovsky losgesagt habe.10 In seinen Lehrveranstaltungen verteilte er einen hektographierten Text, in dem es hieß: »Obwohl es vielleicht so aussieht, als hätten Wissenschaft und politische Freiheit nichts miteinander zu tun«, werde durch gegenwärtige Entwicklungen deutlich gemacht, »daß es in einer Demokratie unerläßlich ist, die Menschen ausreichend über die Wissenschaft zu informieren, damit sie die Wahrheit von Mumpitz unterscheiden können«. In kämpferischer, an George Orwells kurz zuvor veröffentlichten Roman 1984 gemahnender Sprache weist er auf die Problematik des Verhältnisses zwischen Wissenschaft und Demokratie hin:


»Vorausgesetzt die demokratischen Verfahren würden ideal umgesetzt und genügend Personen würden die in diesem Artikel [einem Resümee des Buches von Velikovsky; Anmerkung des Verfassers] dargestellten Behauptungen als wahr ansehen, dann könnte es geschehen, daß öffentlich subventionierte Schulen und Universitäten ihr sachkundiges Personal verlieren, das dann womöglich durch Scharlatane und durch aus politischen Motiven berufene Lehrkräfte ersetzt werden würde. Zugegeben, die Wahrscheinlichkeit, daß dergleichen geschieht, ist äußerst gering, doch für die eben ausgemalte Situation gibt es in neuester Zeit tatsächlich ein Vorbild. Einige Jahre vor dem Zweiten Weltkrieg hat sich in einem europäischen Land etwas ganz Ähnliches (aus rein politischen Gründen) tatsächlich zugetragen. Seit der Krieg vorbei ist, ist in anderen Ländern das gleiche geschehen.«11



Die Zahl der zumeist von Astronomen stammenden Zuschriften, die auf die Zumutung von Velikovskys Buch mit einem Boykott zu antworten drohten, war nicht sonderlich groß (insgesamt etwa ein Dutzend), aber die Briefe waren dennoch beunruhigend. Brett reagierte darauf, indem er dafür sorgte, daß die Buchrechte von Doubleday übernommen wurden, denn dieser Verlag hatte keine Achillesferse in Gestalt einer Lehrbuchabteilung und konnte die Bücher Velikovskys bis zu dessen Tod herausbringen.

Sobald diese Boykottansätze öffentlich bekannt wurden – und man darf nicht vergessen, daß Worlds in Collision 1950 Gegenstand vieler Diskussionen war –, bedienten sich Velikovsky und seine (damals noch nicht sehr zahlreichen) Verbündeten einer Rhetorik, die dem Motto »Galileo gegen die Kirche« folgte, das seinerseits eine Variante des Motivs »David gegen Goliath« war: Velikovskys Stimme stünde allein gegen die Übermacht des Establishments und das sei eine Stimme der Vernunft gegen bornierten Dogmatismus und Privilegienwirtschaft. Nachdem Velikovskys Vertrag von Macmillan weitergereicht worden war, ließ die Kontroverse um seine Bücher nach (in den fünfziger Jahren erschienen zwei weitere Veröffentlichungen). Die Auseinandersetzungen um Abgrenzung und Demokratie waren jedoch längst nicht vorbei. 1962 gab Alfred De Grazia, der als Professor für Politikwissenschaft an der New York University lehrte, ein Sonderheft der von ihm betreuten Zeitschrift American Behavioral Scientist heraus. Damit trat das Gespenst Velikovskys erneut vor die Augen der Öffentlichkeit, wobei De Grazia vor allem die folgenden beiden Punkte betonte: Erstens, die Art, wie die wissenschaftliche Gemeinschaft mit Velikovsky umgesprungen sei, zeige, daß das innerwissenschaftliche System der Rezeption neuer Ideen keineswegs den Annahmen der Philosophen und der Laien entsprach. Zweitens, neue Entdeckungen des Raumzeitalters (vor allem im Hinblick auf die Temperatur der Venus und die vom Planeten Jupiter herrührenden Emissionen hochfrequenten Rauschens) könnten womöglich die Richtigkeit von Velikovskys Theorien beweisen.12 Die Kontroverse brach von neuem aus, als De Grazia den Versuch machte, andere für sein Anliegen zu gewinnen.

»Es tut mir leid zu sehen, daß Sie sich in die Velikovsky-Geschichte haben hineinziehen lassen. Velikovsky war ein Scharlatan«, schrieb Harold Urey 1964 an De Grazia. (Urey hatte aufgrund seiner Entdeckung des schweren Wasserstoffisotops Deuterium 1932 den Nobelpreis für Chemie erhalten.)


»Ich mache mir derzeit schreckliche Sorgen um den Mangel an Kontrolle bei wissenschaftlichen Veröffentlichungen. Die Wissenschaft ist seit eh und je aristokratisch gewesen. Früher konnte nicht jeder seine Ideen in angesehenen Zeitschriften veröffentlichen. […] Heutzutage kann jeder alles veröffentlichen. […] Der Lärm ist oft so laut, daß man die Signale nicht hören kann.«13



De Grazia antwortete über einen Monat später und setzte an dem Elitegedanken an, der Urey so am Herzen lag:


»Diese wissenschaftliche Aristokratie, die Sie verfechten, ist genau der Grund, warum Ihre anschließenden Thesen lachhaft sind: Sofern es in der Wissenschaftsgeschichte wirklich ein Schurkenthema gibt, ist es der fortwährende Versuch, Bilderstürmer, Außenseiter und schlichtweg kleine Menschen [deutsch im Original; Anmerkung des Übersetzers] in den Organen der Wissenschaft nicht zu Worte kommen zu lassen.«14



Das war nicht mehr bloß die Geschichte von David gegen Goliath. Velikovsky scharte Verbündete um sich. Genauer gesagt: Die Verbündeten kamen zu ihm, ohne daß er selbst sonderlich viel unternahm, um sie an sich zu ziehen. Inmitten all der aufregenden Ereignisse, von denen die amerikanische Kultur in den späten sechziger Jahren in Unruhe versetzt wurde, kam auch eine entschiedene Begeisterung für den kosmischen Katastrophismus zum Zuge. Velikovsky wurde, wie es einer seiner Kritiker 1977 formulierte, »der große Griesgram der Feinde der Establishment-Wissenschaft«.15 Aus Ureys Sicht war der mögliche Widerhall dieses Wandels keine geringere Katastrophe als ein Beinahezusammenstoß mit einem Kometen. »Velikovsky ist ein ganz erstaunliches Phänomen der letzten 20 Jahre«, schrieb er 1967 als Antwort auf einen früheren Brief des Velikovsky-Anhängers Albert Burgstahler, der an der University of Kansas Chemie lehrte. »Wenn sich jedes Jahr einmal eine solche Figur in der Wissenschaft zeigte, würde das vermutlich die ganze Wissenschaft kaputtmachen.«16

Nach dem ersten Streit um Worlds in Collision reagierte die wissenschaftliche Gemeinschaft fast zwei Jahrzehnte lang mit eisigem Schweigen auf Velikovskys wiederholte Dialog- und Versöhnungsangebote. In den siebziger Jahren konnte man allerdings nicht mehr so tun, als existiere er nicht. Überall machte sich Velikovsky bemerkbar. 1971 äußerte sich Murray Gell-Mann, der zwei Jahre zuvor den Nobelpreis für Physik bekommen hatte, beunruhigt über diese aufkeimende Bewegung: »In der Schicht der Gebildeten ist ein Wiederaufleben des Aberglaubens zu beobachten, ein außergewöhnliches Interesse an Astrologie, Chiromantie und Velikovsky. Es gibt eine Flut der Vernunftfeindschaft, die weit über den Bereich von Naturwissenschaft und Technik hinausgeht.«17 In der Zeit nach 1968 war Velikovsky in Amerika kein »Randphänomen« mehr, sondern bei den Anfangssemestern gehörte er zu den beliebtesten Autoren.

Daß das Phänomen Velikovsky bei der Gegenkultur der damaligen Jugend Anklang fand, löste – wie aus den Bemerkungen von Urey und De Grazia zu ersehen ist – weitere, durch die Optik des Abgrenzungsproblems gebrochene Sorgen um Wissenschaft und Demokratie aus, wenn auch in ganz anderer Weise als durch McLaughlins Intervention von 1950. Als man sich bei dem Ausbruch von 1950 auf die Demokratie berief, war klar, daß die Wissenschaftler auf der Seite der Demokratie standen. Die Wissenschaft war wichtig, weil sie kritische Geister hervorbrachte und zur Bildung der Öffentlichkeit beitrug, um das Abrutschen in den Despotismus zu verhindern, der das Schicksal unwissender und abergläubischer Kulturen war. Sogar McLaughlin gab zu, daß die Wissenschaft selbst nicht völlig demokratisch sein konnte, denn das würde zu Spinnereien von epischem Ausmaß führen. Dennoch sei die Wissenschaft ein notwendiger Bestandteil eines demokratischen Gemeinwesens. Er meinte, demokratische Gesellschaften ohne pulsierende Wissenschaften würden alsbald ihren demokratischen Charakter verlieren, so wie auch die Weimarer Republik zunächst mittels Wahlen alles Demokratische eingebüßt hatte.18

In den siebziger Jahren waren »Demokratie« und »Wissenschaft« Parolen, die von den Aufständischen gebraucht wurden – von De Grazia und den der Gegenkultur verpflichteten Studenten, die sich durch den Schwung von Velikovskys Synthese aus alter Geschichte und moderner Wissenschaft beeindrucken ließen, während sie durch das »repressive« Moment der Boykott-Kampagne gegen Macmillan in Zorn versetzt wurden und glaubten, eine neue – vom Elitismus des Establishments und von eingebürgerten Privilegien gereinigte – Demokratie würde für beide Bereiche einen Neuanfang bedeuten. In diesem Zusammenhang wurden aus derselben Debatte, aus denselben Theorien Velikovskys und zum Teil von denselben Personen unterschiedliche Lehren gezogen. Wissenschaftler wie Urey meinten, die Demokratie zehre an der Wissenschaft: Ein Zuviel an Zugangsmöglichkeiten und ein Zuwenig an Kontrolle werde die Wissensproduktion ersticken. Nach wie vor gebe es eine Verpflichtung (noblesse oblige) zur Bildung der Öffentlichkeit, aber diese Öffentlichkeit dürfe sich nicht beteiligen, sondern müsse sich ausschließlich rezeptiv verhalten.

Im Rahmen beider Abgrenzungsdebatten hatten die Begriffe »Wissenschaft« und »Demokratie« etwas Elektrisierendes. Es waren vielsagende Ausdrücke, die der Interpretation harrten und gegeneinander ausgespielt wurden. Dabei wurden sie nicht in der gleichen Weise zum Einsatz gebracht, und daß die Valenzen wechselten, gehört mit zu der historischen Lektion, die hier zu lernen ist. Genauso wie ich es vermieden habe, umfassende Urteile über das, was als Wissenschaft oder Pseudowissenschaft »gilt«, zu verkünden, möchte ich an dieser Stelle auf pauschale Verallgemeinerungen über das Wesen von Wissenschaft und Demokratie verzichten. Dabei handelt es sich nach meinem Eindruck um historische Fragen, die kontextabhängig sind und durch das Verständnis des Zusammenhangs an Reichhaltigkeit gewinnen. Die wichtigste Einsicht, zu der man durch diesen kurzen Essay gelangen könnte, ist folgende: Wenn man über das Verhältnis zwischen (anerkannter und nicht so anerkannter) Wissenschaft und (demokratischer und undemokratischer) Politik nachdenkt, muß man in Betracht ziehen, wer und was einbezogen bzw. ausgegrenzt wird. Denn bei Debatten um Abgrenzungsfragen gerät dieses Problem des Zugangs zu den Ansprüchen der Wissenschaft in den Mittelpunkt, und bei den entsprechenden Kontroversen beruft man sich oft auf Demokratievergleiche oder den Diskurs der Demokratie. Diese Tendenz zu berücksichtigen wird in den kommenden Jahren nützlich sein, denn die Rolle der Wissenschaft in der Politik (und umgekehrt) gehört, ebenso wie das Schicksal demokratischer Gemeinwesen, zweifellos zu den dringendsten Fragen, mit denen wir uns auseinandersetzen müssen.

Aus dem Englischen von Joachim Schulte








Roger Cooter

Preisgabe der Demokratie

Wie die Geschichts- und Geisteswissenschaften von den Naturwissenschaften absorbiert werden1

Ein anständiger Historiker würde diese Gelegenheit zweifellos nutzen, um auf frühere Formen des Verhältnisses zwischen Wissenschaft und Demokratie einzugehen. Wenn ich diese Gelegenheit nicht dazu nutze, liegt das unter anderem daran, daß ich alles Originelle, was ich über dieses Thema zu sagen hätte, vor etwa 30 Jahren veröffentlicht habe. Ich möchte hier nicht wiederholen, was ich damals über die komplexe Funktion der Naturerkenntnis im Rahmen der Kämpfe für die Demokratie gesagt habe – und das waren, wie wir uns in Erinnerung rufen sollten, Kämpfe, die im Namen der Humanität geführt wurden und die bis in die achtziger Jahre für Wissenschaftssoziologen und Wissenschaftshistoriker eine gewisse Bedeutung hatten.

Derlei ist offenbar nicht mehr besonders dringlich. Ja, angesichts der – zumindest in der englischsprachigen Welt – durchaus realistischen Aussicht auf das »Ende der Geschichte« als akademisches Fach und des Ringens um das Überleben der Geisteswissenschaften generell kann es eigentlich nur nach Selbstverwöhnung aussehen, wenn man über das Verhältnis zwischen Wissenschaft und Demokratie in der Vergangenheit redet. Wissenschaft und Demokratie in der Gegenwart – das ist das Problem, wenn auch vermutlich nicht im Sinne eines offenkundig kausalen Verhältnisses. Daher möchte ich mich bei dieser Gelegenheit als un-anständiger Historiker äußern und von der Gegenwart – statt von der Vergangenheit – reden. Natürlich wird Geschichte immer in der Gegenwart geschrieben, aber die Historiker und ihre Leser erkennen nur selten, wie die Gegenwärtigkeit der Historie wirksam wird, sofern man davon absieht, daß (manchmal) Impulse aus Kultur und Politik anerkannt werden.

Die heutige Zeit ist besonders geeignet, um in dieser Rolle des unanständigen Historikers aufzutreten, denn dies ist ein Zeitpunkt, da »die Vergangenheit« im kulturellen Kontext dermaßen verunglimpft wird, daß man nun durch die Bank davon ausgeht, sie sei in keiner Hinsicht von Bedeutung oder nützlich.2 Wir benötigen sie nicht mehr, und zwar nicht nur als akademisches Fach, sondern auch die Vergangenheitserfahrung der Individuen selbst ist nichts mehr wert. Dies ist kein Land für alte Männer. Was als alt gilt, ist ebenso unerwünscht wie der iPod oder das Handy der vorigen Woche. Anstatt uns um die Vergangenheit zu kümmern, sollen wir (so wird uns ständig eingeredet) nach dem Neuen, nach der Zukunft Ausschau halten. In einer Welt der Gegenwart, die dem kapitalistischen Idealbild einer Zukunft entspricht, in der das Neue und das Wachstum keine Grenze kennen, kann die Geschichte allenfalls zum Verständnis des Verfalls beitragen, zum Verständnis jenes Krams, der die Gegenwart zurückhält (oder sie früher einmal zurückhielt). In der englischsprachigen Welt – und vielleicht in der westlich geprägten Welt generell – herrscht die Auffassung vor, es gebe überhaupt nur die Zukunft und außer der Zukunft brauche man nichts. Das ist eine durch und durch posthistorische Auffassung, die von den materiellen, ökonomischen, politischen, ideologischen und intellektuellen Investitionen in sie getragen wird. »Innovation« heißt heute, ebenso wie im Geschäftsleben, soviel wie »das Gestern abstreifen« und »von neuem beginnen«. »Es heißt nicht: am bereits Existierenden herumbasteln oder schrittweise Veränderungen vornehmen, bei denen die Grundstrukturen unangetastet bleiben.«3 Das ist die vom Kommerz angetriebene Gesinnung unserer Kultur, die heute die Epistemologie der Gegenwart – oder vielmehr: der Gegenwartszentrizität – steuert; und sie ist es, die dazu dient, alles zu trivialisieren, was (wie etwa die Geschichte) den Investitionen in sie in die Quere zu kommen droht.

Unsere Zeit ist also grundverschieden von jener Epoche, die Friedrich Nietzsche gegen Ende des 19. Jahrhunderts an den Pranger stellte. Aus seiner Sicht ging die Hochschätzung der Vergangenheit damals – vor allem im Rahmen des Kults des deutschen Historismus – so weit, daß man die Gegenwart gar nicht anders als historisch wahrzunehmen vermochte. Die Toten, so klagte er, begrüben die Lebendigen.4 Heutzutage jedoch sind es die Lebenden, die die Toten begraben, indem sie die Gegenwart (im Hinblick auf die Zukunft) in einer Weise hochschätzen, die die Vergangenheit leugnet, wenn man von jenen Bereichen absieht, in denen die Vergangenheit in eine kommerziell erfolgreiche (und häufig für nationalistische Zwecke verhökerte) Ware verwandelt werden kann, wie etwa im Fall der beliebten Filme über unfruchtbare Königinnen und stotternde Könige.

Die Epistemologie der Gegenwart ist unsere Gegenwart, und gefeiert wird sie nicht nur von jenen, die den Modetrend der »bahnbrechenden« heutigen Biomedizin und Biowissenschaft (insbesondere der Neurobiologie) in die Welt setzen, sondern auch von den Sozialwissenschaftlern, die diese Entwicklungen ethnographisch in den Griff bekommen wollen.5 Für die Epistemologie bürgen diese Sozialwissenschaftler mit ihrer Behauptung, unsere neurobiologische Welt sei sehr viel komplexer als irgendein vergangenes Geschehen – was wiederum eine implizit historische These ist, die dazu dient, die Analyse der biologischen Gegenwart weiter zu legitimieren. Während wir früher angesichts der Aussicht auf biologische Kontrolle über die Gesellschaft vermittels Eugenik und dergleichen die Hände gerungen hätten, wird uns heute gesagt, die Menschheit selbst sei im uns bekannten Sinne vielleicht schon am Rande der Auslöschung durch die von der Biomedizin in Gang gebrachte und rapide um sich greifende Zurückführung allen Lebens auf die Biologie. Das bedeutet, die Frage »Was heißt es, ein Mensch zu sein?« wird der Biologie überantwortet. Nach einer Formulierung von Nikolas Rose leben wir unter der neuen Herrschaft der »Politik des Lebens selbst«: Die Umrisse von Körper und Geist werden ausschließlich von der Biologie gezeichnet.6

Es ist allerdings kein auf die Sozial- und Biowissenschaften beschränktes Phänomen, daß die Epistemologie der Gegenwart dermaßen kultiviert wird. Insbesondere da allen Neuro-Aspekten soviel Beachtung geschenkt wird, begegnet man diesem Phänomen auch in der Geschichtsschreibung, wo seine transformierende Wirkung auf das historische Selbstverständnis lauthals verkündet wird. In diesem Sinne berichtet der Technikhistoriker Michael Bess:


»Einige der wichtigsten Wendepunkte der Menschheitsgeschichte werden mit neuen Alltagsanwendungen der Technik in Verbindung gebracht. Beispiele sind: der Wechsel von Stein- zu Metallwerkzeugen, der Übergang vom Jagen und Sammeln zur sesshaften Landwirtschaft, die Verdrängung des Einsatzes von menschlicher und tierischer Energie durch Dampfkraft. Heute befinden wir uns im Anfangsstadium eines Epochenwandels, der sich als ebenso bedeutsam erweisen wird wie jene anderen großen Transformationen. Diesmal jedoch werden die neuen technischen und technologischen Verfahren nicht auf die Umgestaltung unserer Werkzeuge, unserer Methoden der Nahrungsmittelgewinnung oder unserer industriellen Produktionsmittel angewendet. Vielmehr sind wir selbst es, die umgestaltet werden.«7



Inzwischen haben etliche Historiker angefangen, ebenfalls nach dieser Melodie zu tanzen, und schlagen vor, die begriffliche Seite der Geschichtsschreibung im Lichte dieses Vorgehens umzugestalten. So läßt beispielsweise Barbara Stafford in Echo Objects verlauten, nachdem sie wöchentliche Seminare zur Neuroinformatik besucht habe, sei sie zu der Überzeugung gelangt, » in den Geistes- und Sozialwissenschaften verfügten wir jetzt über wunderbare, neue geistige Werkzeuge, um uns von allem – von der Autopoiesis [der neuralen Selbstorganisation, Anm. d. Verf.] bis hin zu bildlichen Vorstellungen – ein neues Bild zu machen«. Dementsprechend möchte sie »die bedeutendsten Themen meines Lebenswerkes überdenken« und dieses »Überdenken« missionarisch auch den Kunst-, Kultur- und Literaturhistorikern nahebringen, die dazu angeregt werden sollen, »ernsthaft über die biologischen Grundlagen artifizieller Zeichen und gebauter Oberflächen nachzudenken«.


»Als Erforscher der zahllosen Aspekte der Selbstgestaltung können wir unser humanistisches Verständnis der Kultur auf nützliche Weise erweitern und sogar verändern, indem wir es im Lichte aktueller Entdeckungen aus der Medizin, der Evolutionstheorie und der Entwicklungsbiologie sowie den Neurowissenschaften neu zu betrachten lernen. Mit anderen Worten: Weder ist die Rolle der Kultur darauf beschränkt, außerhalb zu stehen und die Wissenschaft zu kritisieren, noch ist der Standpunkt der Wissenschaft ein externer, von dem aus sie auf die Kultur einwirkt. Vielmehr kommen wir endlich zu der Erkenntnis, daß unsere getrennten Untersuchungen auf den tiefsten Ebenen zu ein und demselben gemeinsamen Projekt gehören.«



Stafford glaubt inzwischen, die Neurowissenschaft »ermöglicht uns, die angeborenen Reflexe von innen heraus zu begreifen«. Nun sei es möglich, alte Probleme »im Lichte der kognitiven Wende neu zu betrachten« und »traditionelle Voraussetzungen unserer Kultur, an die sich viele von uns stets gehalten haben, vom Kopf auf die Füße zu stellen«.8

Andere Historiker, die ebenfalls von der Neuro-Wende der heutigen Kultur fasziniert sind, versuchen, die Geschichte durch Analyse des Gehirns zu deuten. Iain McGilchrist hat, obwohl er von Haus aus Psychiater ist, den Versuch unternommen, die gesamte menschliche Geschichte auf die Interaktionen zwischen der rechten und der linken Gehirnhälfte mit ihren angeblich verschiedenen Formen des Erlebens zurückzuführen.9 Auf ähnliche Weise verfährt auch der anerkannte Harvard-Mediävist Daniel Lord Smail in seinem Buch On Deep History and the Brain, in dem er das menschliche Subjekt durch Bezugnahme auf das Gehirn naturalisiert und materialisiert. Während diese Arbeit von anderen Historikern als reduktionistischer Unsinn abgetan wird – als ein weiterer Versuch, aus der Neuro-Wende unserer Populärkultur Kapital zu schlagen –, hält der Wissenschaftssoziologe Steve Fuller dieses Buch interessanterweise für einen mit Hayden Whites Metahistory von 1973 vergleichbaren Meilenstein auf dem Weg der historischen Begriffsbildung:10 »Während White die Geschichtsschreibung im Kerngebiet der Geisteswissenschaften – in Literatur- und Kulturwissenschaft – ansiedelt, weist Smail ihr einen neuen Platz im Rahmen der aufkommenden evolutionären Neurowissenschaften zu.«11

Solche Darbietungen sind sichtbare Äußerungen einer drohenden naturwissenschaftlichen Durchdringung der Geschichtsschreibung. Aber historisch gesprochen, sind sie innerhalb der Kultur eher Begleitphänomene. Vor allem in der englischsprachigen Welt ist der ideologische Kontext, in dem dergleichen geschrieben wird und mit dem es zusammenhängt, viel wichtiger, nämlich der Kontext, in dem die Geisteswissenschaften auf dem Altar des Neoliberalismus oder der ungeschminkten Marktwerte geopfert werden. Gegen diesen Trend äußert die amerikanische Philosophin Martha Nussbaum in ihrem Buch Not for Profit eine scharfe Kritik. Sie trägt eine leidenschaftliche Verteidigung traditionell liberaler Werte gegen die kommerziellen Kräfte vor, die den Wert der Bildung ausschließlich im Sinne ihres ökonomischen Wertes sehen wollen.12 Nussbaum erfaßt die Dringlichkeit der Situation auf hervorragende Art und Weise; und in der englischsprachigen Welt hat sich diese Situation (obwohl die Autorin das nicht erwähnt) in den letzten drei oder vier Jahrzehnten immer deutlicher abgezeichnet. Der Ideenhistoriker François Cusset hat gezeigt, daß die Entwicklung, in deren Rahmen die Präsidenten der amerikanischen Universitäten von »Bildungsbonzen« zu Gurus des learn to earn – »Lern, um zu verdienen« – mutiert sind, wenigstens bis in die siebziger Jahre zurückreicht und praktisch zur gleichen Zeit einsetzt wie die zunehmende Popularität der french theory an den amerikanischen Universitäten – letzteres ist der Punkt, auf den Cusset hinauswill.13 (Dies ist vielleicht der Ort, an dem sich, marxistisch gesprochen, Unter- und Überbau ineinander verschränken.)14 In Großbritannien wurden die Werte und die psychologische Weltanschauung des Marktes von Margaret Thatcher eingeführt, die sie ihrerseits mit Hilfe einer von monetaristischen Ideologen der Harvard Business School maßgeschneidert eingekauften Paketlösung auf den Hochschulbereich anwandte.15 Diese Ideologen lieferten ihr so etwas wie eine Geschäftsstrategie, zu deren hervorstechenden Aspekten die maßgebliche Rolle von »Leistungsindikatoren« gehörte, mit deren Hilfe der Wert jeder Hochschulinvestition gemessen werden sollte. Heutzutage konkurrieren die britischen Wissenschaftler noch viel erbitterter als zu Thatchers Zeit um die besten Resultate bei diesen Leistungstests. Dadurch fügen sie sich vorzüglich in das ihnen aufgezwungene Managersystem ein, und zwar – anders als in Frankreich oder Spanien – so gut wie ohne einen Mucks organisierten Protests.

Die Historiker tun, was sie können, um in dieser »Bilanzkultur« zu überleben. Doch dabei müssen sie nicht nur gegen den Strom der Gegenwartsepistemologie schwimmen, sondern auch gegen den Strom dessen, was innerhalb unserer Bilanzkultur mit dieser Epistemologie Hand in Hand geht, nämlich des von den Managern des Hochschulsektors und den Chefs der Stiftungen zur Forschungsförderung verfochtenen Idealismus der »Nützlichkeit« bzw. der »praktischen Anwendbarkeit«.16 Den Ideologen der »Nützlichkeit« und der ökonomischen Effizienz fällt es schwer, den Wert der Erforschung der Vergangenheit zu erfassen; und je ferner und geheimnisvoller diese Vergangenheit sein mag, desto schwerer fällt es ihnen. Daher geschieht es leicht, daß die Geschichte der Antike und der Frühen Neuzeit unter das Fallbeil geraten. Dagegen leuchten die ökonomischen und praktischen Vorteile von Business Schools und Technologiezentren auf dem Universitätsgelände den Managern ohne weiteres ein, denn das erkennbare Einspielen von finanziellen Mitteln gilt als höchstes Maß der »Nützlichkeit«. Das sind die Vorzüge und Werte, die durch »Leistungsindikatoren« und neuerdings »Impact-Indikatoren« zur Messung des unmittelbaren »Kunden«-Wohlfühlfaktors an die Geisteswissenschaften herangetragen werden. Groteskerweise läßt sich auf diese wissenschaftliche Weise alles messen außer der Übertragung von Wissen und Ideen unter Kollegen.17

Es wäre jedoch naiv, den Managern der Universitäten und der Forschungsförderungsinstitutionen einfach die Schuld an dieser traurigen Lage der Dinge zuzuweisen. Wie jeder andere in dieser Welt, einschließlich der Historiker, operieren auch diese Manager nur gemäß bestimmten epistemischen Vorbildern – jenen nicht bewußt wahrgenommenen regulativen Idealen, die in die inhaltliche Ausgestaltung wechselnder Normativitäten eingehen, wie Lorraine Daston und Peter Galison in ihrer epistemologisch-wissenschaftshistorischen Untersuchung zur Geschichte des naturwissenschaftlichen Objektivitätsbegriffs festgestellt haben.18 Als zuversichtlich gestimmte Produkte des neoliberalen Marktes folgen die Manager schlicht den politischen Anweisungen, die sie im Rahmen unserer Kultur empfangen, die ja davon ausgeht, daß ökonomische Nützlichkeit die höchste Tugend ist, die der Mensch anstreben kann. Die in unserer Kultur anerkannte Kollektivmeinung unterstützt den von diesen Managern mitverantworteten Wandel, der von den Geisteswissenschaften weg- und zu den angewandten Wissenschaften sowie zur Managerschulung hinführt. Größere Sorgen bereitet es, daß Geistes- und Sozialwissenschaftler diesem Beispiel folgen und durch ungenierte Umdeutung und Umwertung ihrer Praxis mit den Managern gemeinsame Sache machen. Mit Bezug auf neuere Veränderungen in der Bewertung seines Forschungsgebietes schreibt der Wissenschaftssoziologe Barry Barnes: »Nützlichen Praktiken kommt ein höherer Wert zu als der Erkenntnis ›um ihrer selbst willen‹.«19 Es ist kaum ein Jahrzehnt her, da lagen die Dinge noch anders.

Dies ist nicht der Ort, um noch viele Worte über die Bilanzkultur in der »Wissensökonomie« zu verlieren. Andere Autoren haben leidenschaftliche Beiträge zu diesem Thema geliefert,20 auch wenn sie weder zur Gänze verstanden haben, in welchem Maße das »Wissen« zum vorrangigen Rohstoff und wichtigsten Produkt der modernen Wirtschaft geworden ist, noch erkannt haben, daß Wissen (und zwar nicht bloß wissenschaftliches Wissen) heute die wichtigste aller getauschten Waren ist: Je schneller diese Ware getauscht wird, desto größer ist der ihr zugeschriebene Wert.21 Relevanter für diese Erörterung ist das Irrige an Nussbaums Vorstellung, für die Gesundheit der Demokratie sei es wesentlich, sich verstärkt für die liberalen Werte der Geisteswissenschaften einzusetzen. Wie kann das sein, wenn alle geisteswissenschaftlichen Fächer bereits in das Managersystem eingewickelt worden sind? Auch die »Demokratie« selbst ist schon in dieses Wertesystem eingewickelt, denn von seiten der USA und diverser europäischer Staaten zum Beispiel wird sie, etwa im Hinblick auf die politischen Befreiungsbewegungen nordafrikanischer Staaten, in Gestalt einer »praktischen« Demokratie verfochten. Das ist eine vor allen Dingen nützliche Demokratie, deren Nützlichkeit in erster Linie ökonomischer Art ist. Nur selten unterlassen britische und amerikanische Politiker den in ein einziges Schlagwort gepackten Hinweis, sie seien für »Demokratie und freie Marktwirtschaft«. Bei Nussbaum ist außerdem zu monieren, daß sie nirgends auf die Naturwissenschaften eingeht, deren schwergewichtige Präsenz in der englischsprachigen Welt in jede Erörterung der Geisteswissenschaften hineinspielt. Denn hier wurden die Geisteswissenschaften, anders als in Kontinentaleuropa, scharf von den Naturwissenschaften getrennt. Im Englischen umfasst science im Regelfall ausschließlich die Naturwissenschaften, was wiederum die leidige Konsequenz nach sich zieht, daß die Biologie das ausschlaggebende Instrument zur Beantwortung der Frage nach der menschlichen Natur geworden ist. Außerdem fördert es die tendenziell positivistische Überzeugung, die Naturwissenschaften seien erklärende, die Sozial- und Geisteswissenschaften hingegen deutende oder verstehende – und zwar »nur« verstehende – Wissenschaften.

Nussbaum hätte vermutlich weder gegen die Idee der Interdisziplinarität etwas einzuwenden noch gegen die heute herrschende Mode der miteinander verschmolzenen medical humanities. Beide Vorhaben würden zu Nussbaums Bejahung des liberalen Multikulturalismus und des Multipluralismus passen. Dabei sind beide eigentlich nichts anderes als weitere Anzeichen der Angliederung der Geisteswissenschaften an die Naturwissenschaften. Häufig meint man, Inter- oder Multidisziplinarität trage zu neuartigen Formen der gegenseitigen Forschungsbefruchtung bei, die ihrerseits als etwas an und für sich Positives gilt. (Offenbar sind akademische Gehirne – im Gegensatz zu gewissen Kakteen oder genetisch modifizierten Pflanzen – nicht der Gefahr ausgesetzt, die gräßlichen Folgen der Artenvermischung erleiden zu müssen!) Für die Geisteswissenschaften heißt das jedoch, Verantwortung preiszugeben und den Agronomen der höheren Bildung noch mehr von dem Feld zu überlassen, auf dem sich dann ihre kulturell genährten ökonomistischen und szientistischen Werte und Tugenden weiter ausbreiten können. Nebenbei möchte ich darauf hinweisen, daß in den Naturwissenschaften kein Mangel an Disziplinarität herrscht. Vielmehr wird dort, durch das Wuchern des Expertise-Gedankens, die Disziplinarität hochgehalten. Ja, man könnte die als reduktionistische Kraft wirkende Logik der Disziplinarität als raison d’être der Naturwissenschaften interpretieren. Daher ist die Auffassung, die Geistes- und Sozialwissenschaften sollten mit den Naturwissenschaften zusammenarbeiten, ganz einseitig – sie ist einseitig naturwissenschaftlich orientiert. In den Naturwissenschaften dagegen spürt, soweit ich sehe, niemand das geringste Bedürfnis, an der »Überlegenheit« der eigenen disziplinären Logik Abstriche zu machen.

Das soll nun nicht heißen, Interdisziplinarität sei an und für sich von Übel. Aber auch wenn man dies einräumt, gibt es kaum Belege dafür, daß die gepriesene Praxis außerhalb der PR- und Werbeagenturen jemals ein wirklich neuartiges oder intellektuell kreatives Ergebnis gezeitigt hätte – vor allem nicht durch Zusammenarbeit zwischen Natur- und Geisteswissenschaften. Eigentlich scheint die Zusammenarbeit zwischen den »Ungewaschenen und den Weißkittelträgern« (um einen griffigen Ausdruck von Bruno Latour zu verwenden) sogar völlig unproduktiv zu sein.22 Praktische Bestätigung gibt es nur für die vor hundert Jahren von Max Weber geäußerte Feststellung, »Mittelmäßigkeit« sei alles, was den Universitätsangehörigen durch diverse Versuche des »Zusammenwirkens« zuwachse.23 Dieser imperialistische Trend hat allerdings vielleicht auch eine gute Seite. Denn wenn die »Multidisziplinarität« die Wissenschaftler von der Wahrnehmung ihrer geistigen und ethischen Verantwortung entbindet, kann die Strategie der Herausforderung durch Pochen auf Disziplinarität ihrerseits zu einem Mittel werden, das der Rückforderung dieser Verantwortung dient. Daraus könnte ein politischer Akt werden, der sich gegen das Tun der kulturgebundenen, szientistischen und utilitaristischen Hochschulmanager richtet, deren Handeln kaum anders verstanden werden kann denn als alles durchdringende, aggressive Politik der Ausmerzung von Disziplinarität.

Vor allem angesichts der jetzt unter dem Tugendmantel der medical humanities vermarkteten, besonders virulenten Form der ins Auge gefaßten institutionellen Artenvermischung wirkt das Bedürfnis nach Repolitisierung durch Befürwortung von Disziplinarität ganz besonders zwingend. Unter dem neuen Namen an amerikanischen Universitäten seit einigen Jahrzehnten bekannt24 und jetzt auch vom Wellcome Trust, dem für die britischen Biowissenschaften bedeutendsten Geldgeber, offiziell gefördert, wollen die medical humanities eine Arbeitsgemeinschaft aller möglichen an der Biomedizin interessierten Parteien (und Priester) bilden: Literaturwissenschaftler, bildende Künstler, Stückeschreiber, Medien-Freaks, Philosophen, Soziologen, Anthropologen, Gesundheitsökonomen, Juristen, Medizinethiker und Historiker. Diese Aktion kann zwar nicht als bewußter Versuch der Manager gedeutet werden, das kritische historische Denken im Umkreis von Medizin und Biowissenschaften zu untergraben, aber dennoch geht die Entwicklung in diese Richtung. Denn im Rahmen dieses Forums wird die Geschichte nicht nur zum ungleichen »Partner« degradiert – einem Partner, der angesichts der relevanten Eigentumsverhältnisse gar keine Gleichberechtigung anstreben kann –, sondern sie wird von den Regisseuren des Stückes hauptsächlich als bloßes Mittel zum Zweck der Bestätigung des biomedizinischen »Fortschrittes« wahrgenommen. Daher habe die Geschichte als Verbündete des von der Medizin selbst dirigierten Projektes des medizinischen Humanismus zu agieren. Hier gibt es keine Ermunterung zu historischer Forschung, die »kritisch ist, Denkanstöße liefert und enttäuschend mehrdeutige und ungewisse Ergebnisse liefert«25 – in vielen dieser Hinsichten also interessanterweise dem naiv-nostalgischen Bild der Naturwissenschaften selbst entspräche. Selbst wenn diese Art der Geschichtsschreibung gefördert würde, könnte man mit den übrigen Beteiligten genauso umgehen. Die Geschichte der Medizin und der Biomedizin wird demnach an den Rand gedrängt und als bloßes Werkzeug behandelt, das der Erläuterung und Analyse der Gegenwart in allen ihren sprachlichen, epistemologischen, politischen und ideologischen Erscheinungsformen dienen möchte. Damit wird sie zu einem Marketinginstrument, das die »Größe« der Biomedizin und der medizinischen Forschungsförderung herausstreichen soll. In einem sozialen und kulturellen Rahmen mit einem ständig kürzere Fristen umspannenden Kollektivgedächtnis – einem Rahmen der Gegenwartszentrizität und der immer stärker am naturwissenschaftlichen Vorbild ausgerichteten Geisteswissenschaften26 – ist es durchaus wahrscheinlich, daß die Geschichte der Medizin und der Biomedizin (nicht anders als die Geschichtswissenschaften generell) in ebendieser Weise wahrgenommen, gefördert, praktiziert und gesellschaftlich bewertet wird. In einem nicht unerheblichen Maße ist das bereits der Fall. Wenn man also unter »Demokratie« so etwas wie Gleichberechtigung verschiedener Interessen oder verschiedener Völker mit unterschiedlicher Logik und Wertsetzung versteht, dann haben wir es hier nicht mit Demokratie zu tun, sondern mit szientistischem Autoritarismus und kultureller Hegemonie.

Angesichts dieser Umstände und der immer stärker beworbenen »Politik des Lebens selbst«, die im Umkreis der durch kommerzielle und politische Investitionen gestärkten Fächer Biologie und Neurologie Gestalt annimmt, scheinen wir schon recht weit auf dem Weg zu der Situation vorangeschritten zu sein, die von der Schriftstellerin Margaret Atwood in ihren Romanen Oryx and Crake und The Year of the Flood geschildert wird.27 Mir selbst kommen diese Romane weniger wie Fiktionen, sondern eher wie erschreckend genaue Wahrnehmungen der Gegenwart vor, die nur durch glaubhafte Prognosen der Zukunft, die daraus hervorgehen wird, ausgeschmückt sind. Dargestellt wird das ausweglose Schicksal der letzten paar Überlebenden einer globalen Katastrophe, die durch Fehlhandlungen im Bereich der von Hochtechnologie-Unternehmen gesteuerten genetischen Umprägung von Menschen und Tieren verursacht wurde. Die Hauptfiguren dieser Romane erinnern sich an die Welt vor der Katastrophe. In ihren Rückblenden führen die Graduierten der angesehensten Universität (der »Crick and Watson University«) ein zwar befriedigtes, aber zugleich leeres Leben in ständig überwachten Hochsicherheitstrakten, während die ehemaligen Studenten der wenigen noch verbliebenen und völlig heruntergekommenen Hochschulen mit geisteswissenschaftlicher Ausrichtung allenfalls darauf hoffen können, Werbetexte für die Produkte der allmächtigen Pharmaindustrie und der biowissenschaftlichen Konzerne verfassen zu dürfen. Durch die Gedanken, die sich die Überlebenden mit Bezug auf die sozialen Verhältnisse vor der Katastrophe machen, erfahren wir etwas über die Welt, in der Biologie und Informationstechnologie zur Herrschaft gelangt sind. Diese Welt ist, wie man sich ausmalen kann, ein schrecklicher Ort, der uns die klare Botschaft vermittelt, daß es so etwas wie Demokratie nicht geben wird, wenn man den Kapitalismus und die Naturwissenschaft die Welt regieren läßt.

Das ist heutzutage tatsächlich unsere Welt. Es ist eine Welt, die nicht nur aus den genannten Gründen die Geisteswissenschaften abschätzig beurteilt, sondern die durch ihre Philosophen und ihre sozialwissenschaftlichen Gesprächspartner dahin gelangt, die Welt – ohne sich zu schämen – als »posthuman« zu kennzeichnen und die (ihres Handlungsvermögens beraubten) Menschen auf dieselbe Stufe zu stellen wie Tiere und nichtmenschliche materielle Gegenstände.28 Diese Aufgabe ist hauptsächlich von Sozialwissenschaftlern erfüllt worden, die sich für die Grenzen zwischen Natur- und Humanwissenschaften interessieren. Besondere Unterstützung wird diesem Unterfangen seitens der von Bruno Latour und seinen Kollegen ersonnenen Akteur-Netzwerk-Theorie zuteil. Inzwischen ist Latour zwar ein wenig unzufrieden mit diesem schwerfälligen Ausdruck – der, wie er schreibt, »so ungeschickt, verwirrend und unsinnig ist, daß er beibehalten zu werden verdient« –,29 doch die Konzeption selbst steht nach wie vor im Mittelpunkt seines Denkens und hat für immer mehr Sozial- und Geisteswissenschaftler grundlegende Bedeutung gewonnen. Jetzt reicht sie sogar bis in das Gebiet der Geschichtswissenschaft hinein, wo sie (zusammen mit ihrem Ableger, der »Affekt-Theorie«) als ein Mittel angepriesen wird, mit dessen Hilfe man über die nunmehr in politischer Hinsicht steril anmutende semantisch-kulturelle Wende hinausgelangen könnte.30

Die Akteur-Netzwerk-Theorie (ANT) ist im Grunde nicht so sehr eine »Theorie«, sondern eher eine Beobachtungspraxis, die dazu dienen soll, die Annahmen und Erwartungen der konventionellen Soziologie herauszufordern. Darin liegt ihr heuristischer Wert. Innerhalb der Wissenschaftsforschung ist die ANT mit Bezug auf »Objekte« oder »Dinge« im Laboratorium (wie zum Beispiel Bakterien) ausgearbeitet worden. In dieser Form weigert sie sich, zur Erklärung der Stabilisierung irgendwelcher Dinge bedeutungtragende Muster zu ermitteln, ein bestimmtes Handlungsvermögen in den Vordergrund zu rücken oder einem Ding stärkere Kausalkräfte zuzubilligen als einem anderen.31 Im Gegensatz zu einer Soziologie der menschlichen Interaktionen, die voraussetzt, daß die Welt einen inneren Gehalt hat, der dieser Theorie zufolge gezeigt oder entdeckt werden kann, fordert die ANT eine Soziologie der Interaktion zwischen »Dingen oder Objekten oder Tieren«, in deren Rahmen jeder sogenannte Aktant als ebenso wichtig gilt wie jeder andere, wobei es unmöglich ist, aus der Beobachtung dieser Interaktionen im voraus ein erkennbares Ergebnis zu ersehen.32 Aktanten sind niemals ruhig, sondern treten immerfort in neue Beziehungen ein, während sie bestehende Beziehungen verändern. Diese Galaxie der ständig aktiven Teile ist konstitutiv für Latours »Soziologie der Assoziationen«, seine »Soziologie der Netzwerke« oder, wie es jetzt eher heißt: die Untersuchung der »Assemblagen« (obwohl Latour bislang nicht explizit mit diesem Begriff in Verbindung gebracht wird).33

Soweit man innerhalb des Latourschen Systems der »Dinge« überhaupt von dem »Sozialen« reden kann, ist es weder eine feststehende Entität noch etwas mit einer von vornherein gegebenen Substanz, Kraft oder Energie, durch die – wie man bei konventionellen Untersuchungen von Gegenständen wie Gender, Rasse, Klasse, Nation und Staat anzunehmen pflegt – das Leben der Individuen geformt wird. Vielmehr ist das »Soziale« nichts weiter als der »Affekt« auf seiten des »Sozialen«, wie es sich zusammen mit seiner »wissenschaftlichen« Beschreibung oder seiner analytischen »Entfaltung« herausbildet.34 Da es wesentlich fragil ist, ist es stets flüchtig und daher unerklärlich. Die Menschen können es zwar erklären, aber nur auf einseitige Weise, indem sie auf reduktionistische Kategorien ökonomischer und ideologischer Art zurückgreifen. Statt dessen sollten sie nach Latour die spezifischen, aus Menschen und Dingen (den Aktanten in ihren gesprächsgebundenen Netzwerken) bestehenden Konstellationen und Konglomerate untersuchen – und so sollten sie nicht nur in den Humanwissenschaften verfahren, sondern auch in der Kunst, in der Ökologie und allen anderen Gebieten.

Nach Latour gibt es daher eigentlich gar keine Gesellschaft, denn sie wird stets erst durch die Assoziationen von Aktanten hergestellt. Das Soziale ist ihm zufolge nichts, was (wie man in der herkömmlichen Soziologie anzunehmen pflegte) in Bereitschaft hinter den Aktanten steht und darauf wartet, daß seine allgemeinen Gesetze und sein Wesen zum Vorschein gebracht werden. Außerdem müssen soziale Gruppierungen – Aktanten, die das Leben der Gruppe schaffen – ständig neu konstituiert werden, um zusammengehalten zu werden, indes ihr fragiles Wesen in jedem Augenblick durch Zerstörung und Veränderung gefährdet ist.

Doch die ANT ist mehr als bloß ein heuristisches Werkzeug, das die konventionelle Soziologie herausfordern soll. Was diese Theorie auch enthält und unsere Zustimmung zu ihr motivieren soll, ist die Überzeugung, heutzutage sei die Welt erstaunlich unberechenbar, sie verändere sich ständig und sei überaus kontingent, »ein riesiger Ozean von Ungewißheiten, durchbrochen von einigen Inseln kalibrierter und stabilisierter Formen«.35 Aufgrund der raschen Informationsströme und materiellen Tauschvorgänge (etwa vermittels eBay), aufgrund der gefeierten »Durchbrüche« in Biologie und Neurologie, des ethnischen Pluralismus, des Multitasking, der finanziellen Flexibilität und so weiter hat es (den Schilderungen der Latour-Anhänger zufolge) den Anschein, als sei die Welt unendlich viel komplizierter und problematischer als zu irgendeinem früheren Zeitpunkt. Insbesondere nach dem Untergang des Kommunismus haben wir es mit einer Welt zu tun, welche die konventionelle Soziologie mit ihrer unablässigen Suche nach Mustern nicht erklären kann. Insofern unterscheidet sie sich von der »Soziologie der Assoziationen«, die die Welt nämlich gar nicht erst zu erklären versucht.

Doch mit ihrer ontologischen Lesart der »technologisierten« Welt von heute wirkt die ANT im Grunde zugunsten dieser Welt: Sie untermauert die Auffassung, wonach wir uns jetzt in einer Situation befinden, in der Menschen und Dinge nicht umhinkönnen, ständig zu zirkulieren, immer »flexibel«36 zu sein, ausgetauscht, aber nicht gehortet zu werden. Das ist keine Welt der »Systeme« oder gar der netzartig gefügten Strukturen, sondern eine Welt der Bits und Bytes, in der es gar nicht vorstellbar ist, daß die »Gesellschaft« ein Ganzes, ein solides Gebilde ist, sondern wo nur fragmentierte Gruppierungen in Frage kommen, deren weitere Fragmentiertung und Vervielfachung fortschreiten muß. Es ist eine Welt, in der die menschliche Aktivität, die als Aufeinanderfolge von Beteiligungen an neuen Projekten und Netzwerken wahrgenommen wird, nicht nur zum Lebensideal wird, sondern zum Maßstab der menschlichen Gleichheit.37 Es ist eine Welt, in der die zwanghafte Konzentration auf Materielles die Leute nicht nur dazu bringt, sich selbst durch materielle Dinge zu definieren und zu glauben, nur durch ständig zunehmenden Konsum dieser Dinge könnten sie selbst zu besseren Menschen werden, sondern in der auch globale Kreditkrisen ausgelöst werden. Es ist eine Welt, in der sich die Regierungen immer und überall gegen ihr eigenes Volk wenden, wenn dieses Volk sich weigert, mit den Prinzipien des Marktwachstums konform zu gehen (wobei nicht selten Sicherheitskräfte eingesetzt werden, um diese Prinzipien umzusetzen); eine Welt, in der die Idee und die Praxis des menschlichen Handelns gesteuert, eingeschränkt und/oder bestritten werden; und leider auch eine Welt, in der die Kritik (im Gegensatz zu endlosen Beschreibungen und weiteren Kommentaren) in immer größerem Maße eingeengt wird durch listige Managementstrategien, deren Durchsetzung nicht nur die Organisation und den »Impact« von Forschungsprodukten beeinflußt (deren Qualität an der Universität durch »Assessments« gemessen wird), sondern auch das Nachdenken über das Denken und das Wissen selbst. Kurz, es ist – worauf auch schon andere Autoren hingewiesen haben – die Welt des Neoliberalismus.

Nach David Harvey ist der Neoliberalismus eine Theorie der ökonomischen Praxis mit Konsequenzen:


»Sie führt nicht nur zur ›kreativen Zerstörung‹ bereits bestehender institutioneller Rahmenbedingungen und Kräfte, sondern auch zur Zersetzung gegebener Formen der Arbeitsteilung, der sozialen Verhältnisse, des Sozialstaates, der technologischen Mischungen, der Lebens- und Denkformen, der Reproduktionsaktivitäten, der Bindungen an das Land und der Gewohnheiten des Herzens. Insofern der Neoliberalismus den marktgebundenen Austausch ›als eine eigene Ethik hochschätzt, die als Richtschnur allen menschlichen Handelns fungieren und alle bisher vertretenen ethischen Überzeugungen ersetzen kann‹, betont er die Bedeutung von Vertragsbeziehungen im Bereich des Marktes. Nach neoliberaler Auffassung wird das soziale Wohl durch Maximierung der Reichweite und der Häufigkeit von Markttransaktionen maximiert; und der Neoliberalismus ist bestrebt, alles menschliche Handeln in den Einflußbereich des Marktes hineinzusteuern.«38



Nach Harvey, der aus marxistischer Perspektive schreibt, verlangt der Neoliberalismus als Folge der Schaffung einer winzigen, aber äußerst einflußreichen und obszön reichen Elite eine Analyse, die auf die Begriffe eines neuen Klassenkampfes abhebt. Daß in Großbritannien zum Beispiel das eine Prozent an Spitzenverdienern seit 1985 seinen Anteil am Nationaleinkommen von 6,5 Prozent auf 13 Prozent gesteigert hat, ist aus Harveys Sicht ein Grund für dringendes analytisches Intervenieren. Besonders notwendig sind solche Interventionen vor allem wegen der erstaunlich gründlichen und tiefgreifenden Weise, in der die Zustimmung zum Neoliberalismus aufgebaut worden ist.

Die ANT gehört zu den einflußreichsten Mitteln, mit deren Hilfe auch Intellektuelle zur Zustimmung bewogen werden konnten. Verstärkend hinzugekommen ist jetzt noch die unter Sozialwissenschaftlern grassierende Begeisterung für die »Affekt-Theorie«, die im wesentlichen durch den gleichen Latour-Kraftstoff angetrieben wird.39 Die Affekt-Theorie (mitunter auch »nichtrepräsentationale Theorie« genannt) ist insofern besonders relevant für meine Erörterung, als sie den »Strom« des alltäglichen Lebens zu erfassen sucht, »indem sie weniger auf das Bewußtsein und mehr auf das Biologische und das Präkognitive achtet« (um einen der Gurus dieser Bewegung zu zitieren, den an Latour geschulten Geographen Nigel Thrift, der – wie es der nicht sonderlich zufällige Zufall will – zugleich als Chef der Warwick University AG tätig ist).40 Die Affekt-Theorie rückt Biologie und Neurologie in den Vordergrund; und daß der bisher im Rahmen theoretischer Bemühungen um den Menschen vorherrschende Begriff »Bewußtsein« verdrängt werden soll, ist typisch für die Veröffentlichungen dieser Schule.41 Ebenfalls typisch ist es für viele Aktivitäten, denen heute auf dem Gebiet der Literaturwissenschaft, der Anthropologie und der Geschichtsschreibung eine Vorreiterrolle zugeschrieben wird. Die Affekt-Industrie tut sich nur besonders hervor, wenn es darum geht, bestimmte Forschungsarbeiten aus Bereichen heranzuziehen wie »nichtlineare Biologie, Quantentheorie, Kognitionswissenschaft, kognitive und affektive Neurowissenschaft sowie das damit zusammenhängende sozialwissenschaftliche Fach der Entwicklungspsychologie«.42 In ihrer verdienstvollen kritischen Analyse der Logik der Affekt-Theorie weisen Constantina Papoulias und Felicity Callard darauf hin, daß sich die Vertreter dieser Theorie nicht auf ein Modell der Biologie-als-Schicksal beziehen. Vielmehr distanzieren sie sich von diesem Modell, doch zugleich berufen sie sich auf eine (Neuro-)Biologie, die »als eine Art von ›Grundlage‹ der Kultur ausgemalt wird«.43 Die durch die affektiven Erfahrungen des Körpers in reduktionistischer und unkritischer Weise wahrgenommene Biologie wird »als kreativer Raum vorgestellt, als ein Feld der Potentialität, das – und dies ist das entscheidende Moment – der Überschreibung des Körpers durch Subjektivität und persönliche Entwicklungsgeschichte vorhergeht«.44 Über dieses Verfahren schreiben die beiden Autorinnen des weiteren:


»Es dient der Unterstützung eines entschieden politischen Projektes. […] Die Affekt-Theorie stellt die sprachlichen Mittel bereit, um das Bild einer Biologie zu zeichnen, die, da sie von ›der Dynamik von Geburt und Kreativität‹ [das Zitat stammt von Thrift, Anm. d. Verf.] durchsetzt ist, als Urbild einer bestimmten progressiven Politik fungieren kann – einer Räumlichkeit, die vor allen möglichen Ordnungsrufen kommt und sie aussticht. Früher weckten Theorien die Hoffnung, Formen der Interpretation oder auch der Praxis könnten zu einer belebten sozialen Realität beitragen. Doch der Affekt-Theorie zufolge existiert eine emanzipatorische und optimistische Dynamik bereits in der Gegenwart, in den Umrissen der Biologie, auf die jetzt die Aufmerksamkeit gelenkt worden ist.«45



Dieser »emanzipatorische« Schritt soll nach Ansicht der Affekt-Theoretiker dazu dienen, die methodologischen und theoretischen Unterschiede zwischen den Natur- und den Humanwissenschaften zu überwinden – diese »dummen Aufspaltungen in Natur- und Geisteswissenschaften«, wie es einer dieser Theoretiker (in ganz ähnlicher Manier wie die oben bereits zitierte Barbara Stafford) formuliert. Dem fügen Papoulias und Callard hinzu, das sei so, als »könne man diese ganze kindische Dummheit jetzt im Rahmen des neuen Regelwerkes der Interdisziplinarität und des gegenseitigen Entlehnens abschütteln«.46

So gelangen wir zu Margaret Atwoods Dystopie und ihrer Darstellung der kulturellen und sozioökonomischen Ankerplätze der Trennung zwischen Geistes- und Naturwissenschaften sowie der Auslieferung des menschlichen Subjektes an die Neurobiologie. Es sind nicht bloß alle bedeutungsvollen Formen von Demokratie, die durch die Intellektualisierung der Sozialwissenschaften und der neuen Biowissenschaften mit ihrem biologischen Naturalismus ausgemerzt werden, sondern abgeschafft wird auch das menschliche Subjekt, das zu kritischem Denken der seit Kant vertrauten Art fähig wäre. Das ist die ultimative Politik der neuen »Politik des Lebens selbst«.

Es ist weder leicht noch angenehm, ein unanständiger Historiker der Gegenwart zu sein. Man macht sich keine Freunde, wenn man Intellektualisierungen als Mitläufer herrschender epistemologischer Wertvorstellungen und Ideologien hinstellt und den Menschen sagt, sie seien lediglich Produkte ihrer Zeit. Damit schwimmt man gegen den Strom und läuft Gefahr, als Romantiker etikettiert zu werden, der sich dagegen wehrt, den als aussichtsreich geltenden Weg des neo-(neuro)biologischen Reduktionismus zur Neuerkundung der Conditio humana zu gehen. Man folgt jedoch immerhin gewissen Regeln. Und eine dieser Regeln lautet, daß es keine »Theorie« gibt, die nicht von vornherein in der Theorie, in der Epistemologie und in der Normativität wäre. Diese Feststellung ist zugleich eine andere Formulierung einer These von Marx, wonach es nichts Außerhistorisches gibt (und darauf berufe ich mich zum Teil, um meine eigene Arbeit zu rechtfertigen). Eine weitere Formulierung läuft darauf hinaus, daß es so etwas wie »die Realität« nicht gibt, sondern nur ihre Darstellung. Und ferner ist zu sagen, daß alle Darstellungen (außerhalb deren es nichts geben kann) politisch wirksam sind, was auch jene theoretischen Darstellungen einschließt, die sich selbst als nichtrepräsentationale bezeichnen.

Die Aufgaben des unanständigen Historikers wurden in den vierziger Jahren des 19. Jahrhunderts von Marx bestimmt, als er die Hegelsche Philosophie kritisierte und von der Notwendigkeit sprach, ungeprüfte Voraussetzungen und apriorische Begriffe der Philosophie – einschließlich jener des kritischen Historiker-Ichs – stets als solche zu entlarven. Die Notwendigkeit bezieht sich, wie Marx klarstellte, darauf, die Überlegungen und logischen Muster des Historikers selbst zu problematisieren und zu historisieren (ein Grundsatz, den Nietzsche in seiner Arbeit über den Nutzen der »Historie für das Leben« anwendete). Foucault behauptete das gleiche und nannte folgendes Hauptproblem: Zum einen gibt es die Art und Weise, in der verschiedene Epochen Probleme aufwerfen und sodann die entsprechenden Lösungen zu finden versuchen, zum anderen die Art und Weise, in der solche Lösungen in jeder einzelnen Epoche stets als unumgänglich und notwendig hingestellt werden.47 Dessen eingedenk, kann der unanständige Historiker der Gegenwart, der diese Gegenwart stets durch die Heuristik der Vergangenheit zu verfremden trachtet, eigentlich nichts anderes sein als der Dissens-Pfahl im Fleische jener, die das Leben und die Politik unserer Zeit darstellen wollen.48 Doch das, so habe ich immer geglaubt, ist die Pflicht des Historikers – oder zumindest war es unsere Pflicht, ehe uns durch die unheilvolle und vielleicht unabänderliche Gegenwartszentrierung unserer Zeit die entsprechende Befugnis entzogen wurde.

Aus dem Englischen von Joachim Schulte








Petra Gehring

Fragliche Expertise

Zur Etablierung von Bioethik in Deutschland


»Die gemeinschaftliche Stimmung des Denkkollektivs […] kann zu jeder der beiden möglichen Wirkungen führen: Sie kann blenden, und sie kann klarsehend machen. […] Jeder Politiker und jeder Geschäftsmann weiß, daß die Propaganda, also das Erwecken der erwünschten gemeinschaftlichen Stimmung, grundlegend für jede gemeinschaftliche Tätigkeit ist. Die Wissenschaftler verkennen diesen Umstand – zumindest offiziell – und werden sein Opfer.«1



 

Das Verhältnis von Technik und Ethik sei nicht so einfach wie beispielsweise das Verhältnis von Unsauberkeit und Seife, merkte der Soziologe Niklas Luhmann 1987 in einem Akademiegespräch an. Es sei zweifelhaft, ob Wissenschaft zur politischen Lösung technischer Probleme beitragen könne, indem sie »Ethik« beisteuere. Womöglich hätten Technik und Ethik gar nichts miteinander zu tun.2

Luhmanns Gedanke paßt nicht in die damalige Zeit, denn der Himmel der Wissenschaftskritik wird hell erleuchtet durch die Hoffnung, »angewandte Ethik« könne die technikgetriebene Eigendynamik moderner Forschung3 mit den beteiligungspolitischen Erwartungen der Demokratie versöhnen. Neben die medizinischen Standesregeln und die Technikfolgenforschung der Nachkriegsjahrzehnte ist ein neuer Typ von Expertise getreten – zunächst in den USA, dann auch in Europa: Plötzlich sind Ethik und Ethiker überall. Neben die Entstehung und Entwicklung wissenschaftlicher Tatsachen treten wissenschaftliche Ratschläge, wie die Gesellschaft mit diesen Tatsachen in normativer Hinsicht umzugehen habe. Die als gesonderte disziplinäre Aufgabe stilisierte Abwägung und Produktion von Impulsen in Sachen Wissenschaftsakzeptanz wird zur Domäne von Wissenschaft selbst.

Im folgenden wird die Etablierung von »Bioethik« in Deutschland näher betrachtet. Dabei soll auf Analogien zur US-amerikanischen oder britischen Entwicklung zunächst ebenso verzichtet werden wie auf die Annahme, die Entwicklung von Bindestrich-Ethiken sei ein wissenschaftshistorisch normales und also irgendwie selbstverständliches Phänomen. Auch steht »Bioethik« nicht für angewandte Ethiken überhaupt. Ob die längere Geschichte der Medizinethik oder die noch kurzen Geschichten von Novitäten wie »Neuroethik« oder »Klimaethik« Züge tragen, die der Karriere der Bioethik gleichen, bleibt also offen.

Was tun Bioethiker? Wie funktioniert der Diskurs, der sich mit dem spezifischen Genre bioethischer Texte abzuzeichnen beginnt? Und woher kommt der Ethikbedarf? Wie ist die Nachfrage nach Ethik wissenspolitisch, machthistorisch und vielleicht auch demokratietheoretisch zu verstehen? Eine politische Epistemologie oder eine Soziologie der Bioethik, die solche Fragen stellt, gibt es noch kaum.4 Der Abstand, der eine Historisierung erlaubt, stellt sich erst ein. Die hier versuchte Beobachtung beansprucht folglich eine gewisse Distanz, aber keine Neutralität gegenüber dem Gegenstand: Als Zeugin und Kommentatorin habe ich aus dem Blickwinkel der Philosophie heraus die Karriere der deutschen Bioethik seit den achtziger Jahren verfolgt.5 Dabei sehe ich Bioethik kritisch – in einem biopolitischen und machthistorischen Rahmen. Wenn ich im folgenden Luhmanns Zweifel an der Techniksteuerung durch Ethik mit wissenschaftsphilosophischen und wissenspolitischen Argumenten ergänze, dann läuft die Frage nach den aktuellen Zügen eines biopouvoir, einer »Macht zum Leben«6 als aus meiner Sicht prägend für den Diskurs der Bioethik mit.



1.

Öffentlich wahrnehmbar kommt die Bioethik in den achtziger Jahren an deutschen Universitäten an, ab Anfang der neunziger Jahre hat sie in Form einer gesonderten, fachlichen Expertise einen festen Platz im öffentlichen Raum.7 Neben die frühen forschungsmoralischen Appelle der Nachkriegs-Wissenschaftsgeschichte – das Pugwash-Manifest von Bertrand Russell und Albert Einstein, die Analysen von Günther Anders, die Programmschriften von Ivan Illich und Hans Jonas – treten die Auftrittsformate angewandter Wissenschaft: Ethikdiskurse, Ethikberater, Ethikkomitees, und auch das Interesse der Massenmedien ist enorm.

»Bioethik« dient dabei als Sammeltitel, der Spezielleres subsumieren kann, aber nicht muss. Im Umkreis der Biomedizin und Bioforschung benennt er Bindestrich-Ethiken (Medizinethik, »Gen-Ethik«, Sterbeethik, Tierethik), die teils Schlagwortcharakter behalten, teils sich mitsamt ihren eigenen Konferenzen, Zeitschriften, Forschungsinstituten und Ausbildungsmodulen etablieren. Anders als in den USA, wo die Arbeit von klinischen Bioethikern einer sozialen Arbeit gleicht,8 hat Bioethik in Deutschland ihren Ort vorrangig in der Wissenschaft. Stellen für Ethiker sprießen an Forschungseinrichtungen, als Professuren im Rahmen der Biowissenschaften, und auch im Fach Philosophie wurden zahlreiche Universitätsprofessuren in Ethik-Professuren umgewandelt. Nach der Wende von 1989 erobert die Ethik die Schule – in Form von Unterrichtseinheiten oder als eigenständiges Schulfach.

Sofern sich Bioethik von Anfang an auf strittige Politikfelder bezog, war sie rein inhaltlich gesehen alles andere als konkurrenzlos. Die Auseinandersetzung mit Formen einer Dialektik der Aufklärung, mit Technikfolgen, mit unverantwortlicher Naturwissenschaft und autoritärer Medizin prägte die Theorielandschaft der frühen Bundesrepublik. Die Form, in der Bioethik bio- und medizintechnische Neuerungen thematisierte, unterscheidet sich hier deutlich. Nicht nur fehlt die für die wissenschafts- und technikkritischen Gesellschaftsanalysen der sechziger und siebziger Jahre typische antikapitalistische Tönung, sondern überhaupt der sozialwissenschaftliche Gesichtspunkt.9 Statt dessen erinnern die analytische Fallorientierung sowie die pragmatische Ausrichtung auf Beraten und Entscheiden eher an administrative Gremienarbeit und Politikberatung als an die Hinwendung zu Sozialkonflikten. Daraus entstand auch für Moraltheologen und Sozialethiker – die sich ansonsten in der akademischen Bioethik mit Erfolg plazierten – in den frühen Jahren erst einmal Adaptionsbedarf.10 Dennoch kam angewandte Ethik nicht nur in der Öffentlichkeit, sondern auch wissenschaftlich mit Tempo nach vorn.

Für die deutschsprachige Philosophie, wiewohl diese in den achtziger Jahren mit dem Ruf nach »Verantwortung«,11 Diskursethik,12 Alteritätsethik13 auch abseits des Vorbildes der applied ethics eine Hinwendung zur Praxis verbuchte, paßte insbesondere der Gedanke, Philosophie »anzuwenden«, schlecht ins Bild. So bekennt sich der Gießener Philosoph Odo Marquard zunächst dazu, gemeinsam mit Günther Patzig und Otfried Höffe 1985 ein DFG-Schwerpunktprogramm »Philosophische Ethik und interdisziplinärer Ethikdiskurs« initiiert zu haben – auch um »die philosophische Ethik wieder anwendungsfähig zu machen« –, fordert wenige Jahre später aber ironisch eine »Ethik der Ethikfolgen«.14

Die kontinentale Philosophie unterscheidet »Moral« (die mitlaufende Normativität in Handeln, Haltung, Argumenten) von »Ethik« (der Reflexionswissenschaft der Moral). Ethik in diesem Wortsinn kann Prozesse der Normenbildung betrachten, Handlungstheorie oder Philosophie der Praxis sein oder sogar zur Sozialphilosophie werden. Sie selbst ist aber Theorie, nicht selbst Moral und auch nicht mehr und nicht auf andere Weise Praxis, als Theorie stets Praxis ist. Im Rahmen einer solchen Philosophietradition – Kant und Hegel, Nietzsche und Adorno, Blumenberg und Foucault verbürgen sie gleichermaßen – kann es eine »angewandte Ethik« nicht geben. Ein philosophischer Text argumentiert nicht »neutral« oder wertfrei, sondern reflexiv distanziert. Oder aber der Philosoph gibt Ratschläge, engagiert sich also und bricht dann mit seiner wissenschaftlichen Diskursposition. In feiner Beimischung, etwa als Provokation, existieren auch hierfür philosophisch legitime Formen: Indirekte Bezüge zum Politischen zu suchen ist für die spezifische epistemische Einstellung philosophischer Texte womöglich geradezu konstitutiv.15 Der Philosoph hört aber auch dann auf das sokratische daimonion: Er leitet aus der Philosophie kein direktes Votum ab. Beratungseifer ist tabu. Nicht zuletzt genau darin – in der reflexiven Wahrung des Abstandes zwischen Ethik und Moralisierung – liegt für die kontinentale Philosophie einer der wesentlichen Unterschiede zwischen Philosophie und Theologie. Philosophie besitzt keine weltverbessernde Botschaft.



2.

Gleichwohl begann die Karriere der applied ethics im Rahmen deutscher Diskussionen um Biomedizin und Biotechnologien unter starker Beteiligung von Akteuren aus der Universitätsphilosophie. Dabei – so meine These, die durch weitere Forschungen überprüft werden müßte – ist es das Thema Tod oder genauer: das »Lebensende«, mit dem in den achtziger Jahren die Präsenz von akademischer Bioethikexpertise einsetzt. War es in den USA die Zurückweisung von Humanexperimenten, so bilden in der Bundesrepublik Motive einer Abwehr von »zu viel« Medizin und eine »Selbstbestimmung« im Sterben, die gleichzeitig aber auch die Einwilligung in die Entnahme von Organen umfaßt – rechtstechnisch ausgedrückt: die Frage der aktiven Sterbehilfe, die Frage der Organspende und die Frage des Behandlungsabbruchs vor einer Organspende – das erste große Gegenstandsfeld für eine Ethik, die ausdrücklich von »Ethikern« stammt. Im Ergebnis zeichnet sie Wege zu einer »Patientenautonomie« vor, die sich in die Entscheidungs- und Wertschöpfungsketten von Biomedizin und Bioforschung flexibel einpassen läßt.

Andere Probleme, die zuvor als politische Themen im Raum standen, werden ab etwa 1990 der Bioethik zugeschlagen: verantwortlicher Umgang mit der Natur (Stichwort »Ökologie«), Gefahren der Gentechnik (Stichwort »Genmanipulation«), Reproduktionsmedizin (Stichwort »künstliche Befruchtung«). Namentlich die frühe Enquete-Kommission des Deutschen Bundestages »Chancen und Risiken der Gentechnologie« (1984-1992) bündelte solche Themen, verstetigte den Expertenbedarf und ließ den Problemkomplex Biotechniken von einer Frage nach Technikfolgen und der Verantwortung der Wissenschaftler auch zum Ethikthema werden.16 So können Anfang der neunziger Jahre neben dem Lebensende auch die Gentechnikdebatte und die Forschung am Embryo zu inhaltlichen Pfeilern für den sich formierenden Diskurs der Bioethik gezählt werden.17 Den Fachleuten für Technikfolgen treten nun unter den drei Vorzeichen »Medizin«, »Bio« und »Gen« immer auch Akteure zur Seite, die eine Zuständigkeit für Ethik und Werte reklamieren.

Dennoch behalten die Diskussionen über »Genmanipulation« und Embryonenforschung zunächst ihren politisch-gesellschaftlichen Charakter. Generell wird man das Auftauchen von Ethik daher nicht allein durch die Notwendigkeiten einer Verrechtlichung normativ umstrittener Themen erklären können. Bis Anfang der achtziger Jahre wurden Gesetze noch ohne professionalisierte »ethische« Diskussionen gemacht. Dies kann insbesondere die Debatte über »Abtreibung« in den siebziger Jahren belegen. Die frühe Auseinandersetzung um den § 218, die in der sogenannten Fristenlösung aus dem Jahr 1974 mündete, wurde als politischer Beteiligtenkonflikt ausgetragen, nicht als philosophisch-ethische Debatte. Zwar gab es moralische Argumente, aber »Ethiker« gab es noch nicht. Das ergibt einen interessanten Kontrast zu dem erst später beginnenden und erheblich länger währenden Konflikt über die ärztliche Sterbehilfe und den »assistierten Suizid«: Während das Sterben nach ersten strafrechtlichen Vorstößen sogleich als eine Angelegenheit der Ethik gilt, wird der erbitterte Streit um den Schwangerschaftsabbruch erst in einer zweiten Diskussionswelle Ende der achtziger Jahre zum ethischen Thema.

Seither hat sich das, was als Kampf um den »Bauch« und die Entscheidung von Frauen begann, vollständig in ein bioethisches Problemfeld verwandelt: Der Schwangerschaftsabbruch erscheint wahlweise als Patientenentscheidung, als Abwägung über die genetischen Qualitäten eines möglichen Kindes, als Urteil über »Leben« – sowie als Produktion von Embryonen, die man »verbrauchen« oder aber »schützen« kann. In diesem Zusammenhang hat der Bioethikdiskurs eine moralische Symmetrie zwischen »Lebensbeginn« und »Lebensende« geschaffen; das erstmalige Postulat des Bundesverfassungsgerichts von 1975, der Embryo sei »werdendes Leben«, gab dafür die Richtung an, die Lebenswert-Abwägungen der Sterbehilfe fließen umgekehrt aber auch zurück: Was als Konflikt um den Frauenkörper seinen Anfang nahm, kann als generalisiertes »lebensethisches« Abwägungsproblem erscheinen – und läßt sich zudem spiegelsymmetrisch zur Sterbefrage diskutieren. Auf diese Weise ist spätestens in den neunziger Jahren die feministische Frage des Schwangerschaftsabbruchs durch Erwägungen zum Embryonenschutz verdrängt worden.18 Heute findet man den Körper schwangerer Frauen – mit dem gesonderten Rechtsgut namens Embryo »darinnen« – vollständig in bioethischer Zuständigkeit.

Bezüglich des Umgangs mit dem Tod läßt sich eine ähnliche Veränderung beschreiben, sofern sich mit dem Diskurs über das »Lebensende« angewandte Ethik über das Strafrecht schiebt und damit handlungsermöglichende Dispositionen die traditionellen Verbotsnormen überlagern. Das Lebensende führt auch insofern aus klassisch medizinethischen Szenen – Arzt-Patient-Gespräch, kritische Behandlungsentscheidungen – hinaus, als zeitlich weit vorgreifend gefordert ist, gleichsam die eigenen biomedizinischen Angelegenheiten zu ordnen. Nicht zufällig heißen Patientenverfügungen zunächst »Testamente«.19 Als Ausgestaltungs- und Regulierungsangebot adressieren sie sich an Gesunde, die ihre Zukunft absichern sollen. Dabei dienen sie als privatrechtliche Selbstfestlegungen, die Verantwortung planbar macht, also mehr der Gesundheitsfinanzierung und der Politik als einer irgendwann vielleicht einmal anstehenden medizinischen Intervention. Dieser Schnittstellencharakter – in einer Kontrolle des Sterbens treffen sich persönliche Bedürfnisse, Entscheidungsroutinen der Medizin und wohlfahrtsstaatliches Ordnungsdenken – kommt einer eigenständigen Professionalisierung des Redens über die dabei in Bewegung zu versetzenden Normalitäten entgegen.

Warum hier Ethik als Wissenschaft? Warum Philosophie? Jedenfalls entspricht der institutionellen Mehrdeutigkeit des Politikfeldes – private Lebensplanung, Anwälte, Kliniken, Transplantationssystem, Gesundheitspolitik – der Bedarf nach einer starken Institutionalisierungsform, die zugleich weltanschaulich Neutralität ausflaggt. Daher fallen die Kirchen (jedenfalls als Kirchen) aus. Dazu ist, wie deutschen Gesundheitsplanern seit den siebziger Jahren der Blick in die benachbarten Niederlande zeigt,20 nicht Traditionsbindung, sondern Liberalisierung gefragt. Sterbepolitik paßt auf die Agenda einer Politik, die erstens Werkzeuge zur Steigerung der Organspendebereitschaft sucht, zweitens Pflegekosten senken will und die drittens bereits seit Mitte der siebziger Jahre dem Druck organisierter Sterbehilfelobbyisten ausgesetzt ist.21
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Zu den drei genannten Themen – Patiententestamente, Professionalisierung medizinethischen Entscheidens am Sterbebett und rechtspolitische Liberalisierung des Sterbens – äußern sich zunächst Juristen.22 So kommt die frühe Sterbehilfedebatte damit aus, daß vereinzelt Mediziner über »ethische« Probleme schreiben.23 Erst Mitte der achtziger Jahre greifen Philosophen das Stichwort »Ethik« aktiv auf. Ein programmatisches Plädoyer für eine Transformation der Medizinethik in eine »analytisch-prozedurale Ethik, die nicht vom ›Glaubenssatz‹, sondern vom konkreten Fall aus« diskutieren solle,24 ein Arbeitsbogen zur medizinethischen Fallprüfung,25 der rasch Bekanntheit erlangte, sowie eine frühe Patientenverfügung26 gehen auf die gemeinsame Expertise des Sozialmediziners Herbert Viefhues und des Philosophen Hans-Martin Sass (der mit der Medizinerin Rita Kielstein zusammenarbeitete) zurück. Sass gründete mit Viefhues im Jahr 1985 das Bochumer Zentrum für Medizinische Ethik, welches Probleme von Schwangerschaftsunterbrechung bei Behinderung, »Todesfeststellung«, »Therapieverzicht« und »Reproduktionsmedizin« als Zuständigkeitsgebiete einer neuen Medizinethik auslobt.27 Es ist damit das erste Bioethik-Institut einer deutschen Universität.

Die Bochumer Ethik bleibt klein, arbeitet aber wirkungsvoll und schafft ein internationales Netzwerk. Obzwar außerplanmäßiger Professor am Institut für Philosophie und ursprünglich Experte für das 19. Jahrhundert, hat Sass eine enge Beziehung zum Kennedy Institute of Ethics,28 hält sich als Senior Research Fellow regelmäßig an der Georgetown University auf, initiiert dort mit Mitteln der VolkswagenStiftung Gastaufenthalte für eine ganze Reihe von Kollegen und fungiert für die frühe deutsche Bioethik-Szene als Multiplikator. Sass, dem man später Verbindungen zur Mun-Sekte nachweisen kann,29 gibt Schriftenreihen heraus und ist Mitglied diverser Gremien, unter anderem des International Bioethics Committee der UNESCO.

Größer, wissenschaftlich sichtbarer als das Bochumer Zentrum und dann auch für die Nachwuchsqualifikation bedeutsam, entstehen 1986 die Akademie für Ethik in der Medizin an der Universität Göttingen, 1990 das Internationale Zentrum für Ethik in den Wissenschaften an der Universität Tübingen (dies unter Federführung des Moraltheologen Dietmar Mieth, später gemeinsam mit der Philosophin Eve-Marie Engels) sowie 1993 an der Universität Bonn das Institut für Wissenschaft und Ethik unter der Leitung des katholischen Philosophen Ludger Honnefelder, das ab 1999 ein Deutsches Referenzzentrum für Ethik in den Biowissenschaften unterhält. Heute ist die Landschaft der wissenschaftlichen Einrichtungen und Standorte zu reichhaltig, um die Namen alle zu nennen. Desgleichen existieren mindestens sechs deutschsprachige bioethische Fachzeitschriften.30 Die Deutsche Forschungsgemeinschaft und das Bundesministerium für Bildung und Forschung legten Förderinitiativen auf.

In der Philosophie rekrutierte sich die erste Generation deutscher Bioethiker – Sass ist ein Beispiel – aus Quereinsteigern, die vielfach noch nicht einmal praktische Philosophen waren, bevor sie sich ebenso plötzlich wie deutlich zur Bioethik bekehrten. So war Honnefelders Arbeitsfeld die mittelalterliche Philosophie, Ludwig Siep war Spezialist für deutschen Idealismus, Dieter Sturma für Kant, Eve-Marie Engels für evolutionäre Erkenntnistheorie und Volker Gerhardt für Nietzsche und Kant, um nur einige Beispiele zu nennen. Von den früh beherrschenden Stimmen kam allein Dieter Birnbacher aus affinen Bereichen der praktischen Philosophie. Erfolge hatten diese voll ausgebildeten Philosophen mit ihrem neuen Thema eher außerhalb der eigenen Disziplin. Sozialethiker oder Moraltheologen sind Botschafter eines Wertekanons und haben auch durch Beratertätigkeit kaum wissenschaftlichen Reputationsverlust zu fürchten.31 Im Unterschied zur Theologie fügen sich die Politiknähe der bioethischen Agenda und der normative Denkstil bioethischer Texte in der Philosophie nur schlecht ins fachliche Bild.32

Dennoch behauptet sich die Philosophie personell und methodisch im interdisziplinären Feld. Es ist schwer zu sagen, ob es daran lag, daß die Theologen der beiden Konfessionen sich gegenseitig blockierten, oder daran, daß namentlich die katholische Seite von vornherein auch auf Philosophieprofessoren setzte (verblüffend viele philosophische Mittelalterexperten wendeten sich in den achtziger Jahren wie auf Verabredung abrupt der Bioethik zu). Einerseits förderte die Internationalisierung des Diskurses das säkulare Element, andererseits reagierten die Philosophen wenig allergisch auf interfakultären Dialog. Dennoch bespielte noch in den neunziger Jahren eine erstaunlich kleine Zahl von zumeist Professoren die öffentliche Meinung. Die bekannten Ethiker bewegten sich zugleich in mehreren Gremien, und auch in Beratertätigkeiten herrschte eine erstaunliche personelle Konstanz.33 Bis in die Zeit der Einrichtung des Nationalen (später: Deutschen) Ethikrates im Jahr 2001 bildete die wissenschaftliche Bioethik in Deutschland ein Oligopol.

Inzwischen ist ein Generationenwechsel erfolgt und die Professionalisierung weit fortgeschritten. Heute werden Bioethiker – an deutschen Universitäten, aber international vernetzt – spätestens mit der Promotion durch einschlägige Schwerpunktbildung unter Beteiligung von Philosophen in interdisziplinärem Kontext von vornherein als Bioethiker sozialisiert. Ebenso nimmt unter Medizinern die Zahl der Doppelqualifikationen zu – nicht selten durch ein bioethisches Zusatzstudium. Dem entspricht ein Trend zu bioethischen Fort- und Weiterbildungsangeboten, der bereits in den neunziger Jahren beginnt: Mittels Zusatzqualifikationen verankern biowissenschaftliche Grundlagenforscher eine akademische Ethikexpertise in der eigenen Person. Auf diese Weise kann der Forscher auch gleich sein eigener Ethiker sein.34
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Normalwissenschaftliche Züge erhält die deutsche Bioethik zum einen durch reges Publikations- und Tagungsgeschehen, zum anderen durch die zunehmende Etablierung von Ethikkommissionen. Teils schreiben Gesetze – etwa in der Arzneimittelprüfung, im Rahmen des Transplantationswesens, bei der Stammzellnutzung – die Beteiligung von Ethikkommissionen vor, teils sind solche Gremien an Krankenhäusern und Universitäten oder bei Verbänden zur Selbstkontrolle auf mehr oder weniger selbstorganisierter Basis im Einsatz. Selten sind dort Ethiker unter sich, meistens haben Mediziner und Juristen die Mehrheit, aber mit der Zahl der Ethikkommissionen nimmt der Bedarf an Bioethikexpertise kontinuierlich zu.

Vor allem jedoch scheint die Karriere der Bioethik in Deutschland durch populäre Aufmerksamkeitsschübe getragen zu sein. Massenmedien und die Ethiknachfrage der politischen Sphäre erzeugen ein Klima der Dauerpräsenz als »ethisch« titulierter Themen und Aspekte. Zum »Problem« erwartet man Ethik – und es wird Ethik serviert. Ethiker wie auch Ethik nachfragende Politiker, Gerichte, Kommissionen und Gremien lassen sich auf diese Weise durch Debattenkonjunkturen treiben, deren proaktiver Teil sie von Anfang an sind. So vollzog sich der Aufstieg der Bioethik in Deutschland nicht einfach als Bewirtschaftung einer anwachsenden Menge von Themen, er verlief auch ruckartig und laut. Brandmeldungen aus Bioforschung und -technik, Gesetzgebungsvorhaben, heikle Gerichtsentscheidungen, biomedizinische Fallgeschichten – hier liegen human interest und ein Faktor, den man vielleicht value interest nennen könnte, eng beieinander. Ob es tatsächlich Orientierungsbedarf ist, der Ethikern die öffentliche Wahrnehmung sichert, steht für mich dahin. Jedenfalls werden Ethikdebatten öffentlich goutiert, und Ethiker halten sich bereit, sie zu führen.

Dabei hat für einen entscheidenden Etablierungsschub des Terminus »Bioethik« wie auch des Medien-Formats »Ethikdebatte« in Deutschland ausgerechnet eine Auseinandersetzung gesorgt, in der die Bioethik selbst Diskussionsgegenstand war. Im Laufe der 1994 mit großer Heftigkeit entbrannten Diskussion um die dann 1997 auf EU-Ebene zwar ratifizierte, von Deutschland aber nicht unterzeichnete europäische Bioethik-Konvention35 wurde Ethikexpertise einerseits angegriffen. Andererseits konnte sie sich – nicht zuletzt unter dem politischen Druck, auch auf der europäischen Bühne ein Maximum an Seriosität aufbieten zu müssen – inhaltlich wie organisatorisch stabilisieren.

Der Entwurf dieser Konvention wurde 1994 bekannt, der Europarat hatte ihn unter Verschluß gehalten, doch Biotechnikkritiker publizierten ihn. Ein Skandal war die Folge – mit heftigen Debatten, die kein klares Ende fanden. Anders als in anderen Ländern Europas reagierte die deutsche Öffentlichkeit äußerst sensibel auf den von Brüssel aus – also durch Experten top down – lancierten Text. Der Regelungsentwurf sah unter anderem fremdnützige Forschung an Nichteinwilligungsfähigen (also Kindern und Behinderten) vor, hebelte den Mechanismus des Würdeprinzips aus und enthielt etliche kaum verbrämte Türöffner-Klauseln zugunsten von Bioforschung und Bioindustrie. Auch zur Umsetzbarkeit enthielt das Normenwerk Passagen ohne erkennbaren Zusammenhang,36 was den Eindruck schlechter Arbeit37 und einer bloßen Feigenblatt-Funktion der Expertise verstärkte. Nach Bekanntwerden des Textes formierte sich in kurzer Zeit eine biotechnikkritische Bewegung, und so war die Bioethik spätestens ab 1994 zeitweilig ein außerparlamentarisch politisiertes Gebiet.38

Das Wissenschaftssystem erlebte dies erneut deutlich, als 1996 nach Protesten unter anderem in Zürich ein Tagungsauftritt des australischen Bioethikers Peter Singer an der Universität Heidelberg bereits im Vorfeld öffentlich derart heftig kritisiert wurde, daß Singer von den Veranstaltern wieder ausgeladen wurde. Mit seinen sterbepolitischen Thesen und dem Buch Should the Baby Live39 hatte Singer einen moralisch-politischen Konsens der deutschen Nachkriegsgesellschaft in Frage gestellt: Die aktive Tötung von Schwerkranken ist nicht nur verboten, sondern man darf sie in der Wissenschaft auch nicht erwägen. Der quasineutrale Konjunktiv sprengt Verhandlungsgrundlagen der Wissenschaftsfreiheit – oder zugespitzt: Hier gefährdet Forschung Demokratie. Der Spiegel, den die Massenmedien der Wissenschaft entgegenhielten, galt erstmals nicht der Bioforschung als solcher, sondern einer Ethik, die – sei es mehr, sei es weniger absichtsvoll – als Aufweichung normativer Dämme fungiert. Was mit dem Fall Singer zur Debatte stand, war nicht nur die Abwägung des Lebenswertes von als »behindert« klassifiziertem Leben, sondern vor allem die Legitimität eines szientifischen Räsonnements über Moral, das die zwar schlicht gelebte, aber eben auch als gut begründet empfundene Alltagsmoral mit Füßen tritt.40

Seitens der Ethik wurde im Fall Singer »Meinungsfreiheit« auch für Wissenschaftler eingefordert; man reflektierte nicht die Rolle des Systems Wissenschaft, sondern blieb in individualrechtlichen Argumenten stecken.41 Die Auseinandersetzung um die europäische Bioethik-Konvention fand in der deutschen Nichtunterzeichnung einen Kompromiß. Hier wie dort entsprach es der Mehrheitsmeinung der deutschen Ethiker, die Konfliktlage zwischen Wissenschaft und Nicht-Wissenschaft in das Narrativ eines deutschen Sonderweges in Ethikfragen einzubetten: Die deutsche Vergangenheit bedingt eine Art Überempfindlichkeit angesichts harter, obzwar internationalen Standards zufolge längst für »rational« befundener Entscheidungen.

Auch Sheila Jasanoffs Pionierstudie zur amerikanischen, englischen und deutschen Biopolitik untermauert diese Perspektive, wenn sie zum Singer-Konflikt erstens vermerkt, es handele sich um »zwei philosophische Traditionen, die nicht zueinanderfanden«, und zweitens berichtet, in der Diskussion habe die Kontrastfolie »lebensunwertes Leben« (life not worth living) und damit die deutsche NS-Vergangenheit eine bedeutsame Rolle gespielt.42 Ich halte das Klischee für irreführend, das nationalsozialistische Trauma habe die Deutschen in Sachen Bioethik gleichsam überempfindlich gemacht. Die These vom deutschen Sonderweg übersieht, in welchem Maße die öffentliche Reaktion im Fall Singer wie auch im Fall der Europarats-Konvention sich an der epistemischen Neuerung des »Ethikers« festmachte – eines Experten fürs Allgemeine, der szientifische Autorität beansprucht und zugleich vorgibt, gesellschaftliche Einschätzungen gleichsam als autorisierter Stellvertreter zu verhandeln. Anders gesagt: Im Fall Singer wie rund um die Bioethik-Konvention ging die Irritation zwar auch von bioethischen Inhalten aus, vor allem aber von der Bioethik als Form. Ins politisch linke Schema des charismatischen Meisterdenkers paßte die neue Kaste beraterartig funktionierender Interessenvertreter ebensowenig wie zur traditionellen Vorstellung von wissenschaftlicher Neutralität. Mit Mißtrauen wurden auch die unterschwellige Präsenz der Kirchen und obskure Sektenkontakte registriert. Im ganzen stärkte das Mäntelchen der Wissenschaftlichkeit diejenigen Debattenbeiträge, die offenkundig christlich geprägt waren, nur sehr begrenzt.

Im Vergleich zur heutigen Diskurslage erscheint die Debattenlage der neunziger Jahre erstaunlich breit. Dem neuen Beraterton steht eine explizit politische biowissenschaftskritische Skepsis entgegen, die bottom up das akademische Sprachspiel irritiert. Bei allem Gewicht der deutschen NS-Vergangenheit: Dies dürfte vor allem eine Reaktion auf epistemogene Ethikvorgaben und den Fremdkörper eines sich etablierenden normativen Diskurses nach internationalem Schnittmuster gewesen sein. Applied ethics war Importware. Daß Wissenschaftler Überzeugungen haben, gehörte zum funktional ausdifferenzierten, säkularen Wissenschaftssystem der Bundesrepublik dazu. Die unverhohlene Koproduktion von politischen Formelkompromissen zum alleinigen Zweck der gesellschaftlichen Akzeptanz von Bioforschung durch ihrerseits wiederum von der Wissenschaft selbst entsandte Experten – das hingegen war neu. Als Effekt mußte Skepsis verbucht werden, und zwar gegenüber bislang unbekannten Formaten der Governance von Forschung und biotechnischer Innovation, gegenüber Bioethik nach US-amerikanischem Vorbild und gegenüber schlechter, nämlich für deutsche Verhältnisse skrupellos forschungsfreundlicher Normierung seitens des Europarates.
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Bioethik tritt wissenschaftlich auf. Flankiert durch Massenmedien, Schulen und Erwachsenenbildung, Verbände und professionell moderierte Foren pflegt sie gleichwohl semiepistemische Formate. Technikfolgenforschung und Medizinsoziologie wurden dabei nicht nur ergänzt, sondern mindestens in Teilen absorbiert. Insofern hat Bioethik vielfach empirische Gesichtspunkte durch normative ersetzt und steht für einen vorwegeilend wertenden Reflexionsstil, der zum Diskurs des »Neuen« und »neu Möglichen«, den die Biowissenschaften selber pflegen, bestens paßt. Der ethischen Abwägung reicht ein Einzelbeispiel und im Grenzfall ein Gedankenexperiment, um einen Konflikt zu konstruieren. Ihr Heute kann ein gefühltes Heute sein – und wo eine Öffentlichkeit sich mit biotechnischen Machbarkeitsvisionen auseinandersetzt, findet sich der Ethiker zumeist auf der Seite derer, die bis auf weiteres erst einmal spekulieren dürfen. Für Biotechniken kann das gutes Marketing sein, weswegen es eine Übergangszone nicht nur zwischen Bioethik und Politik bzw. zwischen Bioethik und massenmedialem Infotainment gibt, sondern ebenso eine zwischen Bioethik und Produktwerbung etwa im Medizin- und Pharmabereich. Ethikexpertisen sind spekulationsfreudiger, schneller und billiger als empirische Studien. Zum Einsatz für variable Öffentlichkeiten liegen sie gleichsam wie Buntstifte bereit, deren Farben es nach Bedarf richtig zu mischen gilt.

Sheila Jasanoff zufolge ist es ein besonderer Zug deutscher mit biopolitischen Grundsatzfragen befaßter Gremien, gleichsam kleine Vernunftuniversen sein zu wollen, in denen alle Standpunkte vertreten sind und Konsens angestrebt wird.43 Möglicherweise verstellt hier eine Überdosis diskursethischer Rechtsstaatstheorie den Blick.44 Die reale Kluft, die durch Bioethik mittels welcher partizipativen Verfahren auch immer sowohl zwischen Wissenschaft und Öffentlichkeit als auch zwischen Öffentlichkeit und Forschungspolitik gerade nicht überbrückt wurde, ist beachtlich. Weder das Format der überwiegend wissenschaftlich besetzten Beratergremien noch der parteipolitische Zuschnitt der Bundestags-Enquete-Kommissionen, noch moderierte zivilgesellschaftliche Forums- und Beteiligungskaskaden,45 noch die themengebundene Debattenkultur haben sich bewährt. So bilanzieren inzwischen auch Ethiker, Bioethik habe weder zur Akzeptanz umstrittener Techniken noch zu moralischem Konsens geführt. Eine neue Losung lautet: Der Wert des bioethischen Diskurses liege eher darin, genauer zu klären, wie Dissense beschaffen sind.46

Studien zu Selbstbildern von Bioethik und Bioethikern in Deutschland gibt es noch keine. Grundsätzlich stilisiert Bioethik sich als bloße Folge eines Bedarfs: In anderen Epochen sei das Praktischwerden ein Traum der Philosophie selbst gewesen, in der Gegenwart hingegen folge die Ethik »einer gesellschaftlichen Notwendigkeit. Hätte es die Ethik nicht schon vorher gegeben, so hätte sie jetzt erfunden werden müssen.«47 Rasante Technikentwicklung und sinkende Bindungskraft tradierter Moral – das ist für die Bioethik der Grund, daß es sie selbst gibt und geben sollte. Darüber hinaus reflektieren Bioethiker vereinzelt auch, was ihre eigenartige semiszientifische Sprecherposition und überhaupt ihre Expertise zu einem epistemischen Novum macht. Dabei mischen sich Heroismus, eine Portion Selbstmitleid und pastoraler Gestus. Stilisiert wird das eigene Tun als – möglichst verantwortliches, gar in der »Absicht ehrlich[es]«48 – Betreten von Neuland, als menschlich erforderliche Hinwendung zur Praxis, als Projekt von »erzieherischem Wert«.49 So klingt es stolz und erweckt Unbehagen, wenn das Improvisierte der eigenen Expertise, die Distanz zur Universität, die Anwaltsfunktion für den zu repräsentierenden »common sense des Bürgers«,50 die Notwendigkeit von Kompromißbildung und die »guten Nerven«51 herausgestellt werden, die man brauche. Dazu schildern Ethiker, je näher man dem klinischen Einzelfall trete, desto eher erwarteten die Beteiligten tatsächlich Lösungen. Die Neutralität des Elfenbeinturms werde nicht toleriert.52

Daß Ethiker dies beklagen, gibt zu denken. Einfach nur angewandt werden will Bioethik offenbar nicht. Wie es Theologen überlassen wird, eine Nähe angewandter Ethik zur Religion zu thematisieren,53 so gestehen Philosophen den mit Beratung verbundenen Rollenwechsel ungern ein.54 Es scheint, als nähme man am liebsten eine nicht festgelegte, irgendwie intermediäre Position ein. Die Metapher der »Mitte« zwischen Wissenschaft und Nicht-Wissenschaft erscheint gleichwohl schief. Wer sagt, daß es an den Rändern des Wissenschaftlichen in Richtung auf ein Zweites hin eine Mitte gibt? Oder überhaupt so etwas wie angrenzende Nachbarn? Plausibler ist doch, daß sich der Experte, der außerhalb seines Faches agiert, schlichtweg im Trivialen verliert. Dort hat er dann allerdings Freiheiten und kann die verschiedensten Register ziehen: als Autorität sprechen, als Bürger unter Bürgern oder im Zeichen einer persönlichen Geschichte.
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Eingangs war die Rede von Unsauberkeit und Seife. Wenn die Ethik die mit ihr verbundenen Erwartungen nie erfüllen konnte, weil sie Technikentwicklung oder Techniknutzung gar nicht regulieren kann: Welche Funktion hat Ethikexpertise dann? Folgen wir Luhmann, so hat sie keine. Zu den Erfordernissen einer Steuerung von Technik und einer Selbstsensibilisierung von Wissenschaft steuert Ethik nichts bei. Vielmehr könne es »sehr wohl sein, daß die Gesellschaft sich unter dem Namen Ethik ein Beruhigungsmittel verschreibt, während die Moralisten bereits Amok laufen«.55 Mit dieser Überlegung zielt Luhmann gegen zwei Formen des Moralisierens zugleich. Die wissenschaftseigene Ethikbranche fingiert eine Relevanz von Moral, während der überzeugte Moralismus religiöser oder humaner Gutmenschen ganz auf Argumente verzichtet – und hierfür zunehmend mit politischer Zustimmung rechnen kann.56

Gefährdet Ethik also die Wissenschaft oder zumindest die betroffenen Fächer, indem sie durch eine hauseigene Moralagentur, die angeblich den halben Weg zur Gesellschaft zu gehen vermag, Standards wissenschaftlichen Reflektierens entgrenzt und entwertet? Gefährdet Bioethik vielleicht sogar die Demokratie, sofern sie den klaren Blick auf Technik- und Wissenschaftsfolgen verstellt? Luhmann deutet genau das warnend an: Wissenschaft wird ihre blinden Flecken nicht los. Sie kann ihre Qualität nur dank ihrer Grenzen und durch Verfeinerung von Selbstbeobachtung, nicht aber durch Öffnung und durch Eintauchen in öffentliche Meinungen sichern. Mit Blick auf Gesellschaft ist Reflexivität zwar steigerbar – aber in der Regel wird es dann eben komplizierter, und der Weg führt weg von rechtlichen oder politischen Entscheidungen. Weder ein Experte für Vermittlung noch ausgerechnet »Ethik« steht hier für einen Zuwachs an Komplexität. Vielmehr schwimmt Ethik in einem Wasser improvisierter Relevanzen, hält sich das Vereinfachenkönnen zugute und lehnt ihre disziplinären Arbeitsaufträge wie auch ihren Output an das Kräftespiel von Massenmedien und Gremien an. Luhmann dramatisiert dies alles nicht, aber seine Wissenschaftssoziologie gleicht der Diagnose Husserls, die den Zustand des hochgetriebenen Disziplinengefüges der europäischen Wissenschaften komplexitätsbedingt, aber auch durch Wertfragen überfordert, als »Krise« bestimmt.57 Weder Wissenschaft selbst noch Gesellschaft im ganzen haben Sensorien dafür, ab wann Wissenschaft – etwa durch Ankopplung an Politik, Wirtschaft oder Religion – ihre »Wissenschaftlichkeit« verliert. Der Ruin der Wissenschaft der Gesellschaft kann jederzeit geschehen, ohne daß eine der beiden Seiten es merkt. Und keiner weiß, was dann folgt.

Luhmanns These vom wirkungslosen Beruhigungsmittel läßt freilich die Wozu-dann-Frage offen. Angewandte Ethik und namentlich Bioethik haben sich aller Skepsis zum Trotz in Deutschland mit eindrucksvollem Erfolg etabliert. Es scheint also, daß hier etwas sehr gut funktioniert, indem es nicht funktioniert. Bioethik kann nicht einfach als fehlgehende Normativität bilanziert werden. Bioethik macht etwas möglich, die Frage ist nur was.
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Spekulationen, die auf Absichten Beteiligter zielen – Drittmittelchancen der beteiligten Forscher, Reputationsgewinne des Faches durch öffentliche Einflußnahme, Interesse von Juristen und Politikern an Begründungsrhetorik –, liegen nahe. Tatsächlich war und ist Bioethik politisch gewollt, das steht zumindest für die Anfangsjahre, in denen einige wenige Akteure viel bewegt haben, außer Frage. Neben Forschungsförderern haben sich jedenfalls einzelne Politiker, einige einflußreiche Mediziner, Juristen, Kirchenleute und auch Patientenverbände stark engagiert. Was die erste Generation von universitären Experten angeht, geziemt es sich nicht, über Motive einzelner zu spekulieren. Allgemein läßt sich aber festhalten, daß das Gefühl, gesellschaftlich gebraucht zu werden, gerade für Philosophen eine seltene Droge war und ist. Von daher dürften Anerkennungshunger und ein gewisser Stolz, den mit dem Fach sprichwörtlich assoziierten Elfenbeinturm zu verlassen, sicher zur Erklärung des Phänomens Bioethik beigetragen haben. Der nachhaltige Erfolg und die Wirklichkeitsmacht des bioethischen Diskurses erfordern jedoch einen anderen Typ von Analyse. Zum Abschluß daher drei Vermutungen, die auf die Frage abzielen, was Bioethik, weil sie ein changierender Diskurs ist – also gerade dank der epistemischen Fragwürdigkeit ihrer Expertise –, leistet.

Erstens ist Bioethik eine Maschine, die den normativen Rohstoff für Projektwelten schafft. Sie vervielfältigt mögliche Wertungen und Wertungsmuster rund um diejenigen »neuen Möglichkeiten«, die eine Gesellschaft mittels künftigen technischen Fortschritts erst noch verwirklichen könnte (und in der Regel auch soll). Ohne das wissenschaftliche Sprachspiel ganz zu verlassen, sorgen Ethiker für ein Probegehege, in dem sich die Auswilderung des wissenschaftlichen Disputes über die Wünschbarkeit künftiger Konfliktlösungen gleichsam testen läßt – und zwar im Vorfeld rechtlicher Regelungen. Dabei werden Entscheidungen ausgehandelt, denen einerseits der Charakter von präparierten Reinraumlösungen anhaftet, schließlich gehen sie auf Experten zurück; andererseits tragen sie aber eine pluralistische Note, denn Öffentlichkeiten sind beteiligt, Transparenz scheint hergestellt, Streit dokumentiert, daß ein breites Spektrum von Ansichten zur Sprache kam, und Politiker haben sich im Hintergrund gehalten.

Der Pluralismus der Stimmen simuliert politische Teilhabe. In der Art einer Diskurspolizei intensiviert der Ethikexperte allerdings Machtverhältnisse, denn er klärt, wie ordentliche ethische Argumente auszusehen haben, verwandelt Widerstreit in konstruktive Auseinandersetzung, übt, munitioniert und gestaltet den Diskurs. Zugleich wird genau dies kaschiert. Bioethiker behaupten nicht, sie seien neutral. Dennoch erscheint Bioethikexpertise als bloße Orientierungshilfe, als eine Art normative Assistenz und als Angebot von wissenschaftskritischem Wissen. Das Gegenteil ist aber der Fall. Dem komplexen Ineinander von Wissensproduktion und Machtgewinn (Macht des Wissens, Macht der Wissenschaftler, Macht der Berufung auf Wissenschaft) wird durch angewandte Ethik etwas hinzugefügt, das die Akzeptanz von Bioforschung steigert. Der Glaube an das wissenschaftlich-technisch »Mögliche« wird durch Ethik nicht gebrochen, sondern reflexiv verstärkt. Auf Wegen, die der verfahrensmäßigen Mitmachbereitschaft von Demokratie entsprechen, wendet Wissenschaft sich schlicht auf sich selber – nun als Norm – noch einmal an.

So gleichen Ethikexperten Platons Wächterkaste, wobei der Philosophenkönig durch Ethik-Foren ersetzt wurde, welche durch den Austausch von Argumenten pauschal dafür sorgen, daß »Wissenschaft« Vorfahrt hat. Alles, was für die kritische Reflexionskultur der Philosophie innerwissenschaftlich gut war (der Philosophenkönig war es nie), wendet sich damit gegen sich selbst. Stichworte wie Marketing, Propaganda, self-fulfilling prophecy oder loop treffen den damit angedeuteten Kurzschluß nicht. Auch die Vorstellung, eine mittels Ethik bewerkstelligte governance von science gleiche einem auf die Gesellschaft erweiterten partizipativen Experiment, taugt nur begrenzt.58 Das Bild vom Experiment legt nahe, es gebe irgendwo mitlaufende Kalküle und einen Kontrollblick. Ethikeffekte sind aber weder kausal noch in der Art einer Laborsituation kontrollierbar. Wie sich unter dem Einfluß des Faktors »Ethik« die Philosophie, das Gefüge der Wissenschaften und das Wissenschaftsverhältnis der Gesellschaft verändern, bleibt nicht nur abzuwarten, sondern wird auch ein Stück Schicksal sein.

Zweitens erscheinen sowohl Bioethik als auch applied ethics überhaupt als machthistorische Erfindung eigenen Typs. Beide sind also nicht nur ein Fall für die Wissenschaftssoziologie, sondern in einem politischen Rahmen zu analysieren, in einer Perspektive bio- und innovationspolitischer Gouvernementalität. Damit rückt die Frage nach möglichen Funktionen bioethischer Anwendungsdiskurse in den Vordergrund. Was als wissenschaftlich fragliche Expertise und philosophisch fragwürdige Fachlichkeit erscheint, sorgt womöglich an anderer Stelle – etwa bei der rechtlichen Koordination von Politikfeldern oder der Einwerbung von Vertrauen in gewagte neue Techniken – für Steuerungs- und Regierbarkeitsgewinne.

Bioethik ist Teil biopolitischer governance, nicht etwa aber ihr Gegenüber, dafür sprechen zum einen die historischen Belege. Daß sich Programme einer biologischen Politik bereits für die Zeit um 1900 nachweisen lassen, lohnt sich auch deshalb ins Gedächtnis zu rufen, weil »Ethik«, und zwar wissenschaftlich gerahmte Ethik, auch damals stets mitgedacht war. Die Zielstellung eines Konkretwerdens von Lebenswissenschaften und Lebenstechnik im Medium einer Ethik und einer entsprechend »vitalen« Politik – mit Maximen der Praxisbindung von Forschung, aber auch neuen Existentialismen des Handelns und einer Steuerungsemphase in den Feldern Erziehung, Körperertüchtigung, Fortpflanzung, Sexualität etc. – gehört zur politischen Ökonomie der Moderne ebenso hinzu wie die Kapitalwirtschaft oder die moderne Verdichtung der Kommunikation.

Zum anderen sind »Ethiken« als äußerst flexible Komponenten eines quasiwissenschaftlichen Diskurses auch heute eine Art Ad-hoc-Phänomen, das sich fast wie aus dem Nichts heraus manifestiert – oft gar nicht mehr direkt mit dem Wissenschaftssystem verbunden, sondern allein abgeleitet von angewandten Sondergebieten, aus denen sich die Beteiligten dann auch rekrutieren.59

Es gibt eine neuartige Wirklichkeitsgier im Weltverhältnis der Wissenschaften des 20. Jahrhunderts, und das als Körperstoff verstandene »Leben« steht dafür ein, daß diese Wirklichkeit greifbar und steigerbar ist, daß sie also auf noch nie dagewesene Weise substantiell verbessert werden kann.60 Politisch-praktisch reicht der Diskurs des Lebens derart weit über die Biologie hinaus, daß es selbst im Deutschland der achtziger Jahre daher keiner großen Anstrengungen bedurfte, um »Leben« als multiple Zentralgröße auch solchen Wissenschaften zuzumuten, die lediglich auf normative Problemstellungen der Gesellschaft zu reagieren glaubten. Im Falle der deutschen Bioethik war dies die Philosophie.

Mit Demokratie hat all dies wenig zu tun. Erkennbar ist eine liberale Wahlfreiheit, ein nicht nur gelebter, sondern explizit gemachter Pluralismus der Normen und Normativitäten, die Teil jenes biopolitischen Programms sind, dem zufolge wir Bioethik brauchen. Sofern die Expertise von Bioethikern jedoch als Äquivalent für die Anteile der Bürger an Recht oder Politik einspringt, muß gefragt werden, wie hier die Machtbilanzen aussehen. Sucht ein gouvernementales Gefüge, suchen Öffentlichkeiten sich nun einfach aus, wo sie lieber empirische, wo ökonomische und wo sie doch lieber ethisch-normative Argumente hören wollen? Und wenn ja, wer filtert was, wann, wo und wie? Die Tatsache, daß Regierungen zunehmend Ethikräte einrichten, die aktiv Themen auf die öffentliche Agenda setzen, zeigt, daß Ethik neben ihrer Übersetzerfunktion für die Bürger auch demokratisch legitimierte Politikerpolitik ersetzt.

In ihrer Rolle als Beipackzettel neuer Technologien schafft Ethik so Realitäten. Indem sie die moralische Vertrautheit fremder Möglichkeiten durchprobt, nimmt sie sie vorweg. Am Ende scheint Ethikexpertise mindestens zu garantieren, daß es stets möglich sein wird, über das Unbekannte moralisch-ethisch souverän zu disponieren. Die Zusage, Ethik sei als »wissenschaftliche« Anwendung möglich, schafft hier ein Stück Legitimation durch Verfahren: Mitlaufend mit dem technischen Wandel (oder womöglich vorlaufend) wird auch Moral technisiert. Selbst dort, wo sie gegen Techniken optiert, treibt Ethik so Technikentwicklung aktiv voran.61 Die neue Möglichkeit einer »weichen« Anpassung der Welt an neue Möglichkeiten gehört selbst zum Repertoire eines bio-technopolitischen Regimes.

So mag es drittens angebracht sein, Bioethik selbst als Technik zu betrachten – und zwar als Biotechnik. Der Beobachtung, daß aus science im Laufe des 20. Jahrhunderts technoscience wurde, also ein Typ von Wissenschaftlichkeit, der sich von Technik gar nicht mehr unterscheiden läßt, entspricht ein ähnlicher Befund für diejenigen Disziplinen, deren Gegenstand normative Einsichten sind. Im Zeichen der »Anwendung« reflektieren sie nicht nur, sondern produzieren zugleich Zustimmung für aus Tatsachen folgende Handlungen und Entscheidungen.

Bioethik: selbst »technisch«? Plakativ ließe sich hier daran denken, eine wissenschaftspolitische Losung zu erweitern, die in den USA vor einigen Jahren ausgegeben wurde. Da war von den vier emerging oder converging technologies die Rede, aus denen eine neue Einheitstechnologie der Zukunft entstehen werde. Nanotechnik, Biotechnik, Informatik und cognition, also Neurotechnik (abgekürzt: NBIC) bewegten sich – so hieß es – bereits aufeinander zu und könnten mehr oder weniger nahtlos miteinander verschmelzen. Ist die Ethik hier nicht aber unausgesprochen längst mit im Boot? So wäre dem futuristischen Programm am Ende womöglich ein »E« für »Ethik« hinzuzufügen: NBICE. Damit wäre eine technowissenschaftliche Verflüssigung nicht nur der Objektwelten, sondern auch der das wissenschaftliche Weltverhältnis bestimmenden Normen, also der Zurichtungsregeln für uns selbst und unseren Umgang mit diesen künftigen Objekten skizzenhaft umrissen.



8.

Angewandte Ethik »kommuniziert« nicht nur Wissenschaft, sie betreibt engineering von Zweifel, Vertrauen, Zustimmung – von Meinungen und von Denkformaten, mittels deren man zu Meinungen kommt.62 Dies wiederum tut sie nicht unbedingt im Sinne einer inhaltlichen Harmonisierung von Bewertung und auch nicht, indem sie Konsensarbeit leistet. Das ist ein weiterer Punkt, auf den Luhmanns Diktum von der Seife hinweist. »Sauber« wird Biowissenschaft auch durch die Ergänzung weich-normativer Zusatzkomponenten nicht, und auch die Hände der Ethiker werden wohl nicht gleichsam per se sauber sein. Als Technik, also »angewandt« eingesetzt, erzeugt Ethik Dissens, ihr Geschäft ist nicht die Harmonie, sondern der Bearbeitungsbedarf von Meinungen. Ethik macht Dinge unselbstverständlich. Das erhöht Auswahlfreiheit, aber mutet auch ungefragt zu, daß wir unsere Welt als eine Welt erleben wollen, in der man uns dauernd »Möglichkeiten« verkauft. Bioethik, die so viele heterogene und dabei so besonders intime Themen betreut, gibt stets vor, die Dinge seien bereits problematisch, bevor die Bioethiker helfend herbeieilen.63 Unter dem Ermöglichungsgesichtspunkt – und damit auch unter Machtaspekten – erscheint dieses Selbstbild als falsch. Für diejenigen, die Möglichkeiten bewirtschaften, ist es stets die Vervielfältigung des Bisherigen und damit der Dissens, der sich lohnt. Im Rahmen von Foucaults Epochendiagnose eines biopouvoir lenkt das Phänomen der angewandten Ethik das Augenmerk damit nicht zuletzt auf die eigenartige Technizität liberaler Freiheiten. Solche Freiheiten – asozial und ahistorisch abgeleitet von der Freiheit, potentiell »alles« zu bekommen – laufen stets auf den Anreiz neuer Begehrlichkeiten hinaus und auf eine Politik, die hier bis dato unmögliche Umverteilungen entwirft und umsetzt.64

Noch gesünder sein? Noch schöner sein? Physische Potentiale noch besser planbar im Bevölkerungskörper verteilen und gewinnbringend einsetzen? Menscheneigenschaften in Tieren nutzbar machen? Tierfähigkeiten in Menschen? Immer intensivere Symbiosen mit Maschinen wagen? Immer länger leben …? Die Botschaft der Bioethik lautet: Reden wir darüber! In Gestalt des Ethikers, der wie ein szientifischer Fernsehprediger Sorge und Hoffnung, vor allem aber das »neu« Mögliche massenmedial, politisch, rechtlich und religiös in Kurs setzt, kommt Biopolitik so auf der moralischen Überholspur voran.65








Andrew Abbott

Wissen zwischen Elitismus und Demokratie



1. Einleitung

Auch wenn man bei der Interpretation des modernen Wissens von extrem hochfliegenden Idealvorstellungen ausgeht, muß man dieses Wissen als etwas durch und durch Elitäres ansehen. Im Rahmen des Bildes, das wir uns im Alltag vom Wissen machen, gibt es richtige und falsche Antworten, richtige und falsche Methoden, richtige und falsche Theorien. Freilich, was als richtig und was als falsch gilt, unterliegt langsamen, aber stetigen Wandlungsprozessen, die mit den Veränderungen im Bereich der Entdeckungen und der Paradigmen einhergehen. Aber die Gemeinschaften, die wir als Fächer oder Disziplinen bezeichnen – die wir nicht nur beschreiben, sondern selbst konstituieren –, kennen zu jeder gegebenen Zeit einen lockeren Konsens. Es handelt sich zweifellos um unverhohlen elitäre Gemeinschaften.

Wie ließe sich dieser Elitismus mit dem Ideal der Demokratie vereinbaren, das die meisten von uns ja ebenfalls hochhalten? Mit dem modernen Wissen in seiner uns bekannten Gestalt verhält es sich ähnlich wie mit der sogenannten Demokratie im alten Athen: Hier driftet ein dünner Streifen Treibgut aus hochgesinnten öffentlichen Debatten und Auseinandersetzungen auf einem unermeßlichen Meer von Wissensdespotismus. Vielleicht läßt sich mein Rätsel jetzt anders formulieren: Können wir uns eine Wissenswelt vorstellen, in der allen Formen des Wissens in einem gewissen Sinne die gleiche Achtung zuteil wird, in der wir es jedoch nach wie vor mit dem prächtigen und sich ständig wandelnden Gewebe zu tun hätten, das durch das elitäre Wissen für uns geknüpft worden ist?

Manche würden nun einwenden, diese Elitismusthese sei übertrieben. Schließlich habe es eine Reihe von Amateuren gegeben, die viel zum Wissen beigesteuert haben: Darwin, Peirce und Marx waren insofern Amateure, als sie nicht von der wissenschaftlichen Arbeit, für die sie bekannt sind, gelebt haben. Doch die moderne professionelle Geschichtsschreibung verleugnet dieses Amateurhafte, während sie es zugleich zu retten beansprucht. Steven Shapin zum Beispiel behauptet in seinem vortrefflichen Buch A Social History of Truth,1 in puncto Gesinnung sei der Aufbau der Wissenschaft – sowohl was seinen Ursprung als auch was seine heutige Wirkung betreffe – ein Amateurprodukt. Aber daß wir auf diese Weise an unsere Amateurwurzeln erinnert werden, hat nur unter der Voraussetzung Sinn, daß unsere Gegenwart (wie wir alle wissen) in hohem Maße professionalisiert ist. In der Tat richtet sich Shapins Buch offensichtlich nicht an ein Publikum von Amateuren. Es enthält Hunderte von Fußnoten und Tausende von Verweisen, die in keinem Sinne als demokratisch gelten können, sondern zum elitären Rüstzeug der modernen Forschung gehören. In diesem enorm umfangreichen und auf einen bestimmten Stil getrimmten Buch, das außerhalb der passionierten Fachkreise niemanden anspricht, werden neben der brillanten zusammenfassenden Darstellung von Ereignissen, die sich vor 400 Jahren abgespielt haben, obskure Benimmhandbücher des 17. Jahrhunderts behandelt sowie theoretische Einlassungen heutiger Kollegen, Entlehnungen aus diversen Fächern, Aufzeichnungen von Robert Boyle, philosophische Meditationen, innerelitäre Polemiken; und hinzu kommen Anmerkungen zu Fragen, die vom Verhalten bestimmter Personen bis hin zum Mäzenatentum Jean-Baptiste Colberts reichen.

Ein in höherem Maße elitäres Buch kann man sich kaum vorstellen. Gewiß, es gibt etliche Amateure, die über Boyles Leben, die Philosophie des 17. Jahrhunderts und sonstige Themen gearbeitet haben. Aber sie fügen ihre akribischen Kenntnisse lokaler Realien nicht in die allgemeinen Gedankengänge ein, die das einzige sind, was von den Forschern der Eliten als lohnend angesehen wird. Aus der Sicht dieser Forscher sind die Amateure »kleinkarierte« Leute, die vor lauter Bäumen den Wald nicht sehen. Daher behandelt man sie von oben herab. Die moderne Wissenswelt wird dermaßen von Eliten gesteuert, daß (wie das Beispiel Shapin zeigt) sogar die Bücher, die zeigen sollen, daß diese These nicht zutrifft, die Wahrheit der These voraussetzen.

Kurz, es besteht hier ein Konflikt zwischen dem normativen Aufbau des modernen Wissens und dem, was wir als den normativen Aufbau der Demokratie ansehen. Daß sich unsere Definitionen des »guten« Wissens von Epoche zu Epoche wandeln, bedeutet nicht, daß Hierarchiebildung und Ausgrenzung je eine geringere Rolle spielen, sondern nur, daß der Mechanismus der Ausgrenzung endogen durch einen iterativen Vorgang definiert ist, nämlich durch die schrittweise Entwicklung der Disziplinen und Paradigmen. Zwar kann jeder, sofern er über genügend Talent, Ehrgeiz und Ausbildung verfügt, es schaffen, in die Wissenselite aufgenommen zu werden, aber dieser Umstand besagt nicht, daß das Wissen als Ideensystem demokratisch ist, sondern nur, daß die Zugehörigkeit zu dieser Elite demokratisch geregelt ist. Dieser Gesichtspunkt interessiert mich an dieser Stelle aber nicht. Vielmehr ist es die demokratische oder nichtdemokratische Qualität des Wissens selbst, auf die es ankommt.

Die bloße Fragestellung zeigt, welcher Herausforderung man gegenübersteht, wenn man begrifflich zu erfassen versucht, was es mit der Demokratie des Wissens auf sich hat. Den üblichen Theorien zufolge beinhaltet die Idee der Demokratie zwei Prinzipien, nämlich das Prinzip der politischen Gleichheit und das Prinzip der Volkssouveränität. In der Praxis ist ein Großteil der Demokratietheorie damit beschäftigt, diese beiden Prinzipien mit der Notwendigkeit des Minderheitenschutzes und dem Faktum tyrannischer Mehrheiten in Einklang zu bringen. Infolgedessen hat man sich im Rahmen der formalen Demokratietheorien kaum um die Ziele gekümmert, die das Regierungssystem wirklich zu erreichen strebt, sondern ist lieber von der Annahme ausgegangen, diese Zielsetzungen könnten nur aus den unabhängigen Wünschen der Bürger selbst hervorgehen, so als sei die Demokratie außerstande, sich ein kollektives Projekt – etwa ein prächtiges Wissensgewebe – auszumalen.

Zunächst wollen wir Schritt für Schritt denken und uns über die Demokratie des Wissens als Alltagsprojekt den Kopf zerbrechen. Ich habe den Eindruck, Demokratie des Wissens könnte beispielsweise heißen, daß ich die Kenntnisse, die sich mein Klempner über frühere Klosettformen erworben hat, ernst nehme; oder daß der weltweit anerkannte Künstler ernst nimmt, was ein Bauer über die genaue Blütenfolge in einer bestimmten Hecke weiß; oder daß der Wirtschaftswissenschaftler die instinktiven Einsichten eines ausgebufften Warenverkäufers ernst nimmt. Wie alle diese Beispiele verdeutlichen, besteht – vom Standpunkt der Wissenseliten aus gesehen – ein Aspekt der Demokratisierung darin, daß man auf der langen Abstraktionsleiter, auf der man hochgeklettert ist, wieder herabsteigt. Besser wäre es vielleicht, unsere ganze Vorstellung von induktiver Abstraktion theoretisch neu zu fassen. Womöglich wäre es nützlicher, die Abstraktion als einen Fraktalgenerator zu deuten, der auf vielen Ebenen zu erkennen ist – in der Geschichte unserer Wasserklosetts ebenso wie in der Geschichte des Kapitalismus, in den Farben einer Hecke ebenso wie in den Farben des Quattrocento, in den Spannungsmomenten eines Nachmittags auf dem Markt ebenso wie in den langfristigen Trends eines ganzen Konjunkturverlaufs.

Demokratie des Wissens ist demnach nicht einfach eine verbesserte Popularisierung. Das wäre ein Trickle-down-Ansatz zur Demokratisierung des Wissens. Danach würden wir – die Eliten – das Wahre, das Gerechte und das Schöne produzieren, und diese Produkte würden sodann in der Gestalt verwässerter Lesarten an unser dankbares Volkspublikum weitergereicht werden. Eine dermaßen törichte Theorie wird von ihren Opfern natürlich reichlich belohnt. Zeitschriften, Museen und Fernsehprogramme sind mit Populärwissenschaft, Populärgeschichte und Populärliteratur vollgestopft. Für diesen Stoff haben die meisten von uns nichts als Verachtung übrig, denn aus unserer Sicht ist dergleichen borniert, unbedarft und ziemlich oft völlig verkehrt. Doch von den Konsumenten solcher Dinge wird uns diese Verachtung heimgezahlt, indem sie dergleichen nicht als Wissen, sondern als eine Form von Unterhaltung ansehen. In einer demokratisierten Wissenswelt geschähe das nicht. Dort würde Elitenwissen nicht als Unterhaltung, Ideologie oder sonst etwas Instrumentelles populär verwertet werden. Vielmehr würde man die Hinsichten betonen, in denen unser eigenes Wissen eine kontinuierliche Fortsetzung öffentlichen Wissens ist, und den Spaß anerkennen, den die Öffentlichkeit an ihren eigenen, ganz realen, wenn auch verschiedenartigen und »theoriefreien« Formen des Wissens findet.

Ein geeigneterer Weg, um sich der Frage der Demokratie zu nähern, besteht vielleicht darin, das Verhältnis zwischen dem professionellen Wissen und dem Wissen der Amateure zu betrachten. In der modernen, elitären Wissenswelt ist das Wissen weitgehend auf Gruppen ganztags beschäftigter Wissensarbeiter aufgeteilt, die ihrerseits in eine komplex verflochtene, nach innen gerichtete Welt von Disziplinen, Teildisziplinen und Forschungsgemeinschaften eingebettet sind. Im Bereich des Verhältnisses zwischen diesen ganztags beschäftigten Wissensarbeitern und ihren Freizeitpendants müssen wir die tragenden Elemente einer Wissensdemokratie finden oder vielmehr konstruieren. Dieses Verhältnis werde ich in drei Schritten analysieren: Erstens werde ich den Umfang der Wissenswelt der Amateure in den Vereinigten Staaten von heute skizzieren. Zweitens werde ich das Verhältnis untersuchen, das zwischen den Professionellen und den Amateuren zum Zeitpunkt ihrer Trennung bestand (das betrifft in den Vereinigten Staaten die zwanziger und dreißiger Jahre). Drittens werde ich mein Augenmerk auf das Problem der Wissensentfremdung richten. Dieses Phänomen ist in der Erfahrung der ganztags beschäftigten Wissensarbeiter das Haupterbe jener Aufspaltung. Abschließend werde ich die Hoffnungen thematisieren, die man im Hinblick auf eine Versöhnung des Wissens der Amateure und der professionellen Wissensarbeiter hegen kann.



2. Amateurwissen in den Vereinigten Staaten von heute

Werfen wir einen Blick auf das Amateurwissen dort draußen in der Welt der Nichtprofessionellen, so stellt sich die Frage nach dem Umfang des Amateurwissens in einer modernen Gesellschaft wie den USA. Betrachten wir das Alltagsgeschehen! Dem American Time Use Survey (ATUS) lassen sich einige recht zuverlässige und spezifische Zahlen entnehmen, denn diese Befragung basiert auf tagebuchartigen Zeitplänen für einen bestimmten Tag und bezieht sich auf eine für das ganze Land repräsentative und gewichtete Stichprobe. Laut der ATUS-Untersuchung von 2009, an der über 13000 Befragte teilnahmen, gaben 20 Prozent an, daß sie am Stichtag über 30 Minuten mit Freizeitlektüre verbrachten. (Lesen am Computer wurde dabei nicht mitgezählt.) 14 Prozent lasen für eine Stunde oder länger, sechs Prozent sogar zwei Stunden oder länger. Diese Zahlen schließen natürlich Zeitungs- und Zeitschriftenlektüre mit ein, andererseits jedoch keine Lektüre für den Schulunterricht oder das Hochschulstudium. Alles in allem belegen diese Zahlen ein hohes Maß an Freizeitlektüre. 20 Prozent der US-Bevölkerung über 15 sind immerhin 50 Millionen Menschen; und sechs Prozent – also die Gruppe, die am Stichtag zwei Stunden oder länger gelesen hat – entsprechen etwa 15 Millionen.

Die Zahlen für andere Formen intellektuell anspruchsvoller Beschäftigungen sind kleiner, aber nicht minder überraschend. Hier wandle ich die Angaben in absolute Zahlen um, damit sie leichter zu vergleichen sind: 1,9 Millionen gingen am Stichtag einer kunstgewerblichen Beschäftigung nach; 1,5 Millionen wohnten einer künstlerischen Aufführung bei; 630000 besuchten ein Museum bzw. ein Freilichtmuseum oder sahen sich sonst eine Ausstellung an; 136000 kümmerten sich um ihre Briefmarken-, Münz- oder sonst eine Sammlung; 444000 fielen unter die Rubrik »Sonstige Hobbys« (also Dinge wie Ahnenforschung und Vogelbeobachtung) und 1,9 Millionen unter die Rubrik »Sonstige Kunstformen«. Verblüffend ist die Zahl derjenigen, die angaben, in ihrer Freizeit Geschichten, Tagebuch, Songtexte und dergleichen mehr zu schreiben, nämlich 361000. Auch hier handelt es sich in einigen Fällen gewiß um professionelle Wissensarbeiter, die sich auch in ihrer Freizeit mit wissensrelevanten Dingen befassen. Aber egal, wie man diese Zahlen auch betrachten mag – es sind sehr hohe Zahlen.

Die Untersuchung der Zeitschriftenabonnements ist ein weiterer Weg, auf dem man sich über das geistige Leben der Amateure informieren kann. Betrachten wir ausschließlich Zeitschriften, die nach Ulrich’s Periodicals Directory eine Auflage von mehr als 50000 Exemplaren haben, dann abonnieren etwa sieben Millionen Amerikaner eine der 19 wichtigsten literarischen oder politischen Zeitschriften. Etwa 2,6 Millionen beziehen eine der 13 wichtigsten allgemein zugänglichen Zeitschriften mit naturwissenschaftlicher Ausrichtung, und etwa 1,5 Millionen eine der zwölf bedeutendsten historischen Zeitschriften. Das sind insgesamt ungefähr elf Millionen Abonnenten von 44 großen Zeitschriften. Die US-Bevölkerung über 20 beläuft sich auf etwa 226 Millionen. Das heißt, wir haben es mit ungefähr fünf Prozent der Bevölkerung zu tun.

Natürlich müssen Korrekturen in Anschlag gebracht werden. So gibt es beispielsweise Auslandsabonnements. Außerdem gibt es Leser, die mehrere Zeitschriften abonniert haben. Ferner gibt es unter den Abonnenten sicher auch professionelle Wissensarbeiter. Aber wenn man diese Faktoren korrigierend berücksichtigt, ändern sie das Gesamtbild nicht grundlegend. Die Summe aller Lehrenden, die im postsekundären Bereich tätig sind, sowie aller Natur- und Sozialwissenschaftler beläuft sich laut US-Zensus auf 2,6 Millionen Personen. Wenn wir diese Zahl abziehen, bleiben immer noch 8,4 Millionen Abonnements. Sehr viel wichtiger ist, daß diese Zahl nicht die Hunderte und Aberhunderte von Zeitschriften mit weniger als 50000 Abonnenten einschließt. Daher können wir den Schluß ziehen, daß diese Abonnentenzahl der nichtprofessionellen Wissenskonsumenten wahrscheinlich nach wie vor bei etwa neun Millionen angesetzt werden kann, was ungefähr vier Prozent der US-Bevölkerung über 19 entspricht und mehr als das Dreifache der professionellen Wissensarbeiterschaft beträgt. Das ist eine ziemlich starke Gruppe und eine Zahl, die in ihrer Größenordnung mit den bereits genannten Zahlen für Freizeitlektüre in Einklang steht.

Eine weitere Möglichkeit, den Bereich des Amateurwissens zu untersuchen, besteht darin, sich den damit zusammenhängenden Vereinen und Verbänden zuzuwenden. Auch in diesen Fällen kann es sich um reinen Konsum handeln oder um passive Mitgliedschaften, die (wie es vielfach vorkommt) nur deshalb bestehen, weil man eine Zeitschrift gratis bekommen, freien Museumseintritt haben oder sonst eine Vergünstigung erhalten möchte. So hat zum Beispiel das American Museum of Natural History 520000 eingeschriebene Mitglieder, von denen die meisten jedoch einfach deshalb beigetreten sind, weil sie die Zeitschrift Natural History beziehen möchten. Dennoch ist die Welt der Amateurwissensverbände sehr beachtlich. Die Gesellschaft der Briefmarkensammler (American Philatelic Society) hat 48000 Mitglieder, und die Münzsammler kommen auf 32000. Ja, die US-Ausgabe der Encyclopedia of Associations verzeichnet 800 amerikanische Verbände von Sammlern verschiedener Art aus verschiedenen Gegenden und von unterschiedlicher Größe. Was die Vogelbeobachter betrifft, so gehören 600000 der National Audobon Society an. Einige Gruppierungen von eher passiven Tierschützern sind noch viel größer: Die National Wildlife Federation hat 4,4 Millionen Mitglieder und der Sierra Club 1,3 Millionen.

Aber das größte Interesse findet die Beschäftigung mit der Geschichte. Die American Association for State and Local History vereinigt buchstäblich Tausende von örtlichen historischen Gesellschaften. Die Regional- und Ortsausgabe der Encyclopedia of Associations verzeichnet 67 bundesstaatliche und lokale historische Gesellschaften mit jeweils über 1000 Mitgliedern, wobei einige dieser Gesellschaften bis zu 10000 Mitglieder zählen. Daneben gibt es buchstäblich Hunderte, ja vielleicht sogar Tausende von weiteren historischen Gesellschaften mit geringerer Mitgliederzahl. Dazu gehören etliche Gesellschaften, die sich mit der Geschichte einzelner Familien befassen oder mit der Geschichte bestimmter Counties (von denen es über 3000 gibt). Mit dem amerikanischen Bürgerkrieg befassen sich 40 verschiedene Vereine, unter denen zunächst der Civil War Preservation Trust mit seinen 43000 Mitgliedern zu nennen ist und sodann die Sons of Confederate Veterans mit 30000 Mitgliedern.

Wir können also davon ausgehen, daß der akademischen Welt, die unser anerkanntes Wissenszentrum ausmacht, eine sehr breite Randzone der interessierten Amateure entspricht. Was da im einzelnen geschieht, wissen wir zwar nicht genau, aber wir wissen, daß es sich um eine große und aktive geistige Gemeinschaft handelt. Als nächstes wird es nützlich sein, die Frage aufzuwerfen, welches die Unterschiede sind zwischen dieser Amateurwelt und der akademischen Welt, die wir so gut kennen.



3. Die sozialwissenschaftlichen Kenntnisse der Amateure zum Zeitpunkt der Professionalisierung

Um zu erkennen, wie sich diese Unterschiede herausbildeten und was sich aus ihnen ergibt, dürfte es hilfreich sein, zu dem historischen Augenblick der Professionalisierung des Wissens zurückzukehren. In den Vereinigten Staaten geschah das kurz nach der Wende vom 19. zum 20. Jahrhundert. Nach dem Ersten Weltkrieg expandierte die akademische Welt in rasantem Tempo, und dieser expandierende universitäre Bereich bekam die Welt des Wissens fest in den Griff. Die Universitätsangehörigen zogen strenge Grenzen und drängten die Amateure hinaus. Die hinausgeworfenen Amateure waren allerdings häufig bemerkenswerte Personen, deren Kenntnisse nicht in ihrer Profession, sondern in ihrer Liebe zur Sache gründeten. Das ist ein Gefühl, das viele von uns nach einem Leben voller Wissensleistungen verloren haben dürften – so ähnlich wie jene Sopranistinnen, die »Dove sono« so oft gesungen haben, daß ihnen jegliches Gefühl der Verwunderung abhanden gekommen ist, wie es die übrigen von uns stets ergreift, wenn der Vorhang zum zweiten Akt von Figaros Hochzeit aufgeht. Viele dieser Amateure waren sogar echte Experten, die sich (an den damaligen Maßstäben gemessen) in ihrer Wissenschaft gut auskannten, ohne deshalb Vollzeitwissenschaftler zu sein.

Eine genaue Datierung des Hinauswurfs dieser Amateure ist möglich, wenn man das Verhältnis zwischen den promovierten Personen im Bereich des universitären Stellenmarktes und den Angehörigen der wichtigsten »Berufsverbände« betrachtet. Diese Zahlen habe ich für die Geistes- und Sozialwissenschaften berechnet.2 Das Jahr 1908 ist das erste, für das einigermaßen zuverlässige Daten über die Mitgliedschaft in diesen Verbänden vorliegen. Promoviert waren damals nur 20 Prozent der Mitglieder der wichtigsten wissenschaftlichen Gesellschaften, die sich dann wenig später im American Council of Learned Societies zusammenschlossen. Freilich gab es seinerzeit viele professionelle Wissensarbeiter, die nicht promoviert waren. In dieser Gruppe waren vor allem zahlreiche College-Dozenten vertreten. Aber selbst deren Zahl summiert sich nicht zur Gesamtzahl der nichtpromivierten Mitglieder der Verbände. 1908 waren mindestens 40 Prozent – und wahrscheinlich ein höherer Anteil – der Mitglieder der wichtigsten wissenschaftlichen Organisationen Amateure der einen oder anderen Art. Aber die Zahl der Promovierten nahm zu. Um 1920 waren 25 Prozent der Mitglieder dieser Gesellschaften promoviert, bis 1925 waren es 30 Prozent, bis 1930 40 Prozent, bis 1935 60 Prozent und bis 1940 75 Prozent.3 Dementsprechend waren Organisationen wie die American Philological Association, die Modern Language Association und die American Historical Association bis zur Mitte der dreißiger Jahre in keinem Sinne des Wortes durch und durch professionelle Verbände. Viele ihrer Mitglieder waren Amateure oder auch »Berufswissenschaftler« ohne die ausschlaggebende Eintrittskarte zu ihrer Profession – das heißt: Sie hatten keinen Doktortitel.

Um zu zeigen, welchem Menschenschlag diese Amateure angehörten, möchte ich einige Amateur-Sozialwissenschaftler im Chicago des frühen 20. Jahrhunderts betrachten. Nehmen wir etwa Charles Richmond Henderson, der zu meinen vortrefflichen Vorgängern zählt und der um die Jahrhundertwende Professor für Soziologie an der University of Chicago und gleichzeitig Universitätspfarrer war. Damals scheint das niemand für befremdlich gehalten zu haben, während es heute eine völlig groteske Vorstellung wäre, sich auszumalen, ein Universitätspfarrer irgendeiner Konfession könnte in einem anderen Fachbereich als der Theologie auf wissenschaftlichem Niveau tätig sein. Tatsächlich wurde Hendersons Leistung von seinen Nachfolgern im Fach Soziologie – Robert Park und Ernest Burgess – schleunigst vergessen. In ihren Augen war diese Leistung nicht »wissenschaftlich«, womit sie allerdings weder »quantitativ« noch »positivistisch« meinten. Vielmehr meinten sie, daß seine Neutralität durch seinen Reformeifer in Mitleidenschaft gezogen wurde. Park schickte seine Studenten zwar ebenso wie Henderson hinaus in die Stadt, aber er schickte sie als Beobachter – nicht als Personen, die selbst mit zum Bild gehörten, sondern als wissenschaftlich orientierte Fremde. Dagegen waren die zahlreichen Studierenden Hendersons – ebenso wie ihr Lehrer – Reformer und Aktivisten.

In dieser Hinsicht war Park grundverschieden von seinem Freund und Kollegen William Isaac Thomas, der voller Eleganz in seinem Soziologenberuf aufging und deshalb 1918 entlassen wurde, als man ihn in einem Hotel der Innenstadt zusammen mit einer jungen Frau erwischte, deren Ehemann als amerikanischer Soldat in Frankreich diente. Der Schriftsatz, mit dem Thomas diesen spezifischen Vorfall zu rechtfertigen versuchte, wird normalerweise als läppischer Selbstverteidigungsversuch eines charmanten Lustgreises gedeutet, den man auf frischer Tat ertappt hatte. Tatsächlich konnte Thomas aber auf eine weit zurückreichende Geschichte aufrührerischer Äußerungen zum Verhältnis der Geschlechter und über die Rolle der Frau zurückblicken. Daher könnte man dieses Dokument – ja womöglich den ganzen Vorfall – als Beispiel für sein amateurhaftes Vorgehen lesen: Es galt als akzeptabel (wenn auch nur mit knapper Not), Dinge über das Verhältnis der Geschlechter zu sagen, die so revolutionär waren, daß selbst die Frauenrechtlerinnen schockiert waren. Dagegen war es – zu dieser Zeit jedenfalls – nicht mehr akzeptabel, in die Lebenspraxis umzusetzen, was man in der Theorie für richtig hielt.

Was es mit der amateurhaften Seite von Thomas auf sich hat, geht aus seinem umfangreichen Briefwechsel mit Ethel Sturges Dummer deutlich hervor. Diese Mrs. Dummer war mit ihm befreundet und unterstützte ihn, nachdem man ihn entlassen hatte, mit einer Reihe privater Forschungsstipendien. Ihre Briefe zeigen, daß Mrs. Dummer eine belesene und wagemutige Denkerin war. Von vielen der professionellen Wissenschaftler, die mit ihr korrespondierten, wurde sie freilich nicht wirklich für voll genommen. Adolf Meyer, William Alanson White und andere behandelten sie mit der Nachsicht, die sie für angebracht hielten, wenn sie es mit einer redlichen, wohlmeinenden und ziemlich wohlhabenden Frau zu tun hatten, die sie als Dilettantin einschätzten und deren Geld sie gebrauchen konnten. Thomas hingegen nahm sie völlig ernst, und der Briefwechsel zwischen den beiden ist eine Korrespondenz zwischen Gleichen. Das wiederum ist ein weiterer Hinweis darauf, daß er im Grunde doch ein Profi war, der sich darüber freute, selbständig forschen zu dürfen, und der sich durch den Verlust seiner Position an der Universität nicht besonders aus der Fassung bringen ließ.

Wer war diese Mrs. Dummer? Sie wurde 1866 als ältestes von neun Kindern des in Chicago ansässigen Bankiers George Sturges und seiner Frau Mary Delafield geboren. Sie heiratete Frank Dummer und spielte in der vornehmen Gesellschaft von Chicago und in den damit verbundenen amateurwissenschaftlichen Kreisen eine Rolle. In der Welt der sozialen Fürsorge war Mrs. Dummer zur gleichen Zeit aktiv wie Julia Lathrop, Allen Pond und Sophonisba Breckinridge, mit denen sie ebenso befreundet war wie mit den ebenfalls ihrer eigenen Generation angehörenden Psychiatern Adolf Meyer und William Alanson White, mit den Soziologen Robert Park und William Isaac Thomas, den Philosophen George Herbert Mead und George Patrick und dem Neurologen Charles Judson Herrick. Diese Männer und Frauen, die nach den damaligen Maßstäben allesamt als anerkannte Fachleute galten, gehörten zu den wichtigsten Gesprächspartnern von Mrs. Dummer. Aber auch zu der unmittelbar vorangehenden nichtprofessionellen Generation hatte sie Verbindungen, unter anderem zu Wegbereitern der Sozialfürsorge wie der Hilfswerkgründerin Mary McDowell, philanthropisch gesinnten Personen wie Lucy Flower und Louise De Koven Bowen und sogar zu dem Naturforscher William Ritter. Auch unter den Angehörigen der folgenden Generation hatte sie zahlreiche Protegés und Gesprächspartner: die feministische Schriftstellerin Katharine Anthony, sozial aktive Personen wie Edward Burchard und Jessie Binford, den Soziologen Ernest Groves sowie, in der darauffolgenden Generation, die Philosophen Scott Buchanan und Oliver Reiser, die Sozialarbeiterin Florence Beaman, die Pädagoginnen Irene Thuli und Elizabeth Woods, die Strafrechtlerin Miriam Van Waters, die Soziologen Ernest Bruges und Thomas Dawes Eliot, die Psychiater William Healy, Marion Kenworthy, Samuel Kraines und auch Persönlichkeiten aus unserer eigenen Zeit wie den kürzlich verstorbenen Milton Singer.

Diese verblüffende Liste zeigt, wie es Mrs. Dummer gelang, zu weit auseinanderliegenden disziplinären Welten Verbindung zu halten. Alle Gebiete waren Wasser auf ihre Mühlen, wurden in ihren Briefen, im Rahmen der von ihr subventionierten und veranstalteten Tagungen und in Gestalt der von ihr finanziell wie persönlich unterstützten Schützlinge unterschiedslos zusammengebracht. Diese Interdisziplinarität war – aus Sicht der professionellen Wissenschaftler – ebenso ein Kennzeichen des Amateurhaften wie ihre Abneigung dagegen, ihr Wissen in einer bestimmten Form zu systematisieren. Sie schätzte die Spiritistin und Pädagogin Mary Everest Boole genauso, wie sie Adolf Meyer oder Robert Park verehrte. Noch wichtiger war, daß sie ihr Wissen nicht in die Form scharf abgezirkelter, geradliniger Argumente goß, sondern durch assoziative Verbindungen zusammenstellte, die auf kühnen Analogien beruhten: Der Spiritismus wurde mit der Soziologie verknüpft, das Freudsche Denken mit pädagogischen Theorien, der Behaviorismus mit der Kultur.

Doch Interdisziplinarität und eine äußerst assoziative Form des Denkens waren nicht nur für Mrs. Dummer als Amateurin charakteristisch, sondern in gewissem Maße auch für Henderson und Thomas, obwohl beide durch und durch professionelle Wissensarbeiter waren. Und hier möchte ich eine weitere wichtige Eigenschaft hervorheben, die allen drei Personen gemeinsam war, nämlich den Mangel an Wissensentfremdung. Damit meine ich, daß ihre Sozialwissenschaft und ihr Alltagsleben ganz kontinuierlich ineinander übergingen. Das hatte nicht bloß damit zu tun, daß sie ein aktives Reformerleben führten, obwohl das für alle drei tatsächlich galt. Vielmehr hing es damit zusammen, daß sie sich selbst nicht als Fremde und Außenstehende, sondern als Bestandteile der von ihnen analysierten Welt sahen. Dazu war keine Reflexivität à la Bourdieu nötig, denn von der Sozialwissenschaft machten sie sich keine Vorstellung, die sie dem Zugriff ihres eigenen Erklärungsapparats entzogen hätte. Ihre Ideen galten auch für sie selbst. Ich werde geltend machen, daß Wissensentfremdung eines der maßgeblichen Merkmale von Wissenseliten ist und daß die Wiederherstellung der Verbindung mit Amateuren – eine Stärkung der Wissensdemokratie, wenn man es so ausdrücken möchte – heute aufgrund dieser Entfremdung besonders notwendig ist.



4. Wissensentfremdung

Unter »Wissensentfremdung« verstehe ich die problematische Trennung zwischen Arbeitswissen und Lebenswissen. In den verschiedenen Bereichen der Wissenschaft nimmt dieses Phänomen der Wissensentfremdung unterschiedliche Gestalt an. In den Sozialwissenschaften äußert es sich, wie meine Analyse nahelegt, in der Form, daß ein und dieselbe Person mit zwei verschiedenen Denksystemen arbeitet. Das eine System ist die Sozialwissenschaft, mit deren Hilfe der Sozialwissenschaftler die Tätigkeiten fremder Personen erklärt. Das andere System ist ein System normativer Überzeugungen, mit deren Hilfe der Sozialwissenschaftler das eigene Handeln nicht erklärt, sondern steuert. Um es unverblümt zu sagen: In den Sozialwissenschaften gehen wir heute tendenziell von der Vorstellung aus, die Gegenstände unserer Forschung ließen sich durch soziale und historische Kräfte erklären, während wir uns selbst als Kantische Individuen betrachten, die frei zwischen Werten, politischen Alternativen und verschiedenen Formen des Engagements wählen. Praktisch äußert sich das in der Vorstellung, Befürwortung und Objektivität seien getrennte Dinge und irgendwie seien wir dazu imstande, der Sozialwissenschaft auf »professionelle« Weise nachzugehen, so daß wir sie anschließend der Welt der »politischen« Maßnahmen zur Verfügung stellen können. Wir bilden uns ein, die Werte des letzteren Bereichs von der bewußten Entfremdung im ersteren Bereich trennen zu können.

In den Naturwissenschaften hingegen äußerte sich die Wissensentfremdung in der Form, daß man den Versuch, die natürliche Welt zu verstehen, von der Frage trennte, wie man sich bemühen könnte, die Stellung des Menschen in dieser Welt zu verstehen. Wirft man einen Blick auf die Astronomie gegen Ende des 19. Jahrhunderts, fällt eine ziemlich große Gruppe von Amateuren auf, die sich in der American Association of Variable Star Observers zusammengefunden hatten. Diese Personen wurden am Observatorium der Harvard University von professionellen Astronomen eingewiesen. Dort leisteten sie tatsächlich wichtige Arbeit, deren Resultate in die Theorien der Sternentwicklung Eingang fanden. In der Praxis hieß das, daß diese Leute folgendes taten: Nacht für Nacht betrachteten sie die Sterne und schätzten, ob sie ab- oder zunahmen. Die Lektüre ihrer Aufzeichnungen ist alles andere als spannend. Doch verstreut unter den Angaben der richtigen Aszendenz- und Azimut-Werte findet sich eine Vielzahl ästhetischer und religiöser Urteile. Im Field Book of the Skies von William Tyler Olcott4 stößt man auf die folgende Schilderung des Sternbildes Schwan: »Am Heiligen Abend zeichnet es sich um neun Uhr vor dem westlichen Himmel ab: ein Sternensymbol des christlichen Glaubens, ein Zeichen der Verheißung aus einem jenseitigen Reich.«5 In der Mehrzahl der Fälle sind diese Urteile jedoch rein ästhetischer Art: »Dieses herrliche Objekt (M 13) ist der schönste Kugelsternhaufen am Nordhimmel.«6 Oder:


»Stets erfreut Orion das Auge jedes Betrachters. Das Erstaunlichste am Orion ist der große Orionnebel. […] Dieser Nebel ist eine kaum zu fassende Masse aus Gas im Zustand heftigster Erregung, ein gigantischer Strudel […] durch ein großes Teleskop betrachtet, bietet sich ein prächtiger und wunderbarer Anblick. Unsere Worte reichen nicht aus, um seine Schönheit zu beschreiben.«7



Das ist nicht die Sprache professioneller Astronomen. Aber dennoch wußten die Verfasser nicht nur eine ganze Menge über Astronomie, sie steuerten auch viele der Daten bei, auf deren Grundlage die moderne Theorie der Sterne aufgestellt wurde. Bei ihnen handelte es sich, ebenso wie im Fall der sozialwissenschaftlichen Amateur-Experten, nicht bloß um Liebhaber mit guten Absichten, obwohl das gewiß dem Bild entsprochen hätte, das sich die Wissenschaftler von ihnen machten. Freilich fehlten ihnen die mathematischen Theorien und die abstrakte Schulung der Astronomen, von denen sie »benutzt« wurden. Andererseits jedoch hatten sie noch nicht das kollektive Vorhaben preisgegeben, durch das dem Projekt der Menschheit im Universum ein Sinn gegeben werden sollte. Im Gegensatz zu vielen Wissenschaftlern waren sie keine entfremdeten Verfahrensanwender.

Warum bin ich der Meinung, die Naturwissenschaftler seien entfremdet gewesen? Weil auch sie in ihrer Wissensarbeit eine andere Theorie der Welt gelten ließen als im Alltagsleben. Als Naturwissenschaftler hielten sich die meisten von ihnen an den Begriff des gottlosen Universums; und wer sich wirklich auskannte, hatte sogar – in Einklang mit den letzten Formulierungen von Bohrs Quantentheorie8 – die Vorstellung von einer objektiven Realität fallengelassen. Mit Gödels Beweis hatte die Wissenschaft zudem den Gedanken einer vollständigen und widerspruchsfreien axiomatischen Grundlegung der Mathematik aufgegeben, also jener Disziplin, die ihrerseits die Grundlage der modernen Naturwissenschaft überhaupt bildet. Diese Dinge erinnern uns natürlich daran, daß die Naturwissenschaft (nicht anders als die meisten großen Ideensysteme) im Grunde auf einem unbeweisbaren Glauben basiert – in diesem Fall auf dem Glauben an die gesetzmäßige Natur der objektiven, materiellen Wirklichkeit.

Im Alltag jedoch verhalten sich die professionellen Wissenschaftler sowohl in ihrem Beruf als auch bei ihren Interaktionen mit Nicht-Wissenschaftlern nicht unbedingt wie Leute, die wissen, daß die objektive Realität eine Fiktion und die Mathematik eine Hypothese ist. Ganz im Gegenteil: Der kontingente Charakter ihres Glaubens an die objektive Wirklichkeit und dessen Tragweite für ihre Wissenschaft ist ihnen häufig nicht bewußt. Noch wichtiger ist vielleicht, daß sie die Implikationen dieser Kontingenz für ihr Alltagsleben sicher außer acht lassen. Das ist beispielsweise dann der Fall, wenn sie viele ihrer Einstellungen zu anderen Forschern und zur Öffentlichkeit auf genau diesen unhaltbaren Objektivitätsglauben gründen. Doch Einstein erkannte Wissensentfremdung, sobald er ihrer ansichtig wurde. Als er sagte: »Religion ohne Wissenschaft ist lahm, und Wissenschaft ohne Religion ist blind«, brachte er das Wesen der in den Naturwissenschaften herrschenden Wissensentfremdung auf den Begriff.

Auch in den Geisteswissenschaften ist das Phänomen der Wissensentfremdung anzutreffen. Viele geisteswissenschaftliche Gebiete wurden zunächst von Amateuren aufgebaut, unter anderem auch deswegen, weil sie über das nötige Geld verfügten, um die Manuskripte und Kunstwerke zu erwerben, auf denen die neuen Fächer basierten. Aber auch bei manchen bemerkenswerten geisteswissenschaftlichen Meisterleistungen – unter denen das Oxford English Dictionary besonders hervorsticht – spielten Amateure eine wesentliche Rolle. Ein weiteres Beispiel ist die im ausgehenden 19. und frühen 20. Jahrhundert erfolgte Bearbeitung der Werke von zwei Dutzend englischen Dichtern, deren Schriften mit Hilfe gedruckter Stichwortregister erfaßt wurden. Die Verzettelungsarbeit wurde – unter Leitung von Professor Lane Cooper vom Englischen Seminar der Cornell University – in vielen Fällen von den Ehefrauen der Dozenten und anderen Einwohnern der Stadt Ithaca im US-Bundesstaat New York geleistet.

Im Grunde wurde das Phänomen der Wissensentfremdung zuerst in den Geisteswissenschaften erörtert, wenn auch freilich nicht unter dieser Bezeichnung. Junge amerikanische Forscher kamen während ihrer wissenschaftlichen Wanderjahre zu der Überzeugung, daß das an den deutschen Universitäten gepflegte hochprofessionalisierte philologische Studium klassischer Werke einer Würdigung der literarischen Qualität nur wenig Raum ließ. Ja, in den ersten Jahrzehnten des 20. Jahrhunderts wurde die gelehrte deutsche Forschung mit ihrer Strenge und ihrem Interpretationsverzicht von vielen amerikanischen Literaturwissenschaftlern ausdrücklich abgelehnt. Männer wie Wilbur Cross (Yale) und Bliss Perry (Harvard) lehnten sich dagegen auf, indem sie Lehrveranstaltungen über moderne Literatur abhielten, um den Studierenden ein Mittel zur allgemeinen Selbstverbesserung und Selbstbildung an die Hand zu geben. Zugleich waren sie als Herausgeber allgemeinbildender Zeitschriften tätig, die das Publikum mit der literarischen Kultur bekannt machen sollten.

Solche Revolten gegen die seit kurzem strenge und professionalisierte Geisteswissenschaft waren nicht gegen das Wissen selbst gerichtet. Ganz im Gegenteil: Es handelte sich um Aufstände gegen die Wissensentfremdung, die mit der Beschlagnahmung des Wissens durch die Klasse der gelehrten Forscher einherging. Nach der Vorstellung dieser Revolutionäre gab es kontinuierliche Übergänge zwischen Generalisten- und Spezialistentum und keine scharfen Grenzen zwischen Amateuren und Professionellen. Ungefähr in der Mitte dieses Kontinuums, meinten sie, könne es so etwas wie den »spezialisierten Amateur« geben, mithin das Wissen nichtprofessioneller Personen, die ein Spezialgebiet zu ihrem Steckenpferd machten und einen großen oder den größten Teil ihrer »Mußezeit« einem bestimmten Wissenszweig widmeten.

Aus der Rückschau ist der spezialisierte Amateur kaum in den Blick zu bekommen. Denn der ideale Leser der von Bliss Perry herausgegebenen Zeitschrift Atlantic Monthly oder der Yale Review von Wilbur Cross war – ebenso wie der ideale Leser der sozialwissenschaftlichen Pendants The Survey und The Outlook – ein Leser, der seinerseits keine Artikel veröffentlichte. Vielmehr gab er sein Wissen an den Ehepartner oder an Essensgäste weiter, redete im Klub über das Gelesene und plauderte nach dem Gottesdienst, beim Spaziergang im Park oder bei einem Geschäftsplausch mit Freunden über Ideen. Aber man sah die Sache nicht als wichtig an. Und letztlich haben sich die Geisteswissenschaften in eine Sprache und eine Reihe von Fragestellungen geflüchtet, die nicht weniger geheimnisvoll und entfremdet sind als die der Natur- und der Sozialwissenschaftler.



5. Fazit

Abschließend möchte ich folgendes sagen: Uns direkten Nachfahren der Professionalisierer kommt die im frühen 20. Jahrhundert erfolgte Professionalisierung des Wissens wie ein unvermeidlicher Schritt auf dem Weg des Fortschritts der wissenschaftlichen Verfahren vor, wobei es sich nicht nur um Fortschritte der Methode und der Strenge, sondern auch des passionierten und intensiven Engagements handeln soll. Es gab jedoch viele, die diese Entwicklung beklagten. In den Sozialwissenschaften wurden das neue Engagement und die neue Strenge offenbar um den Preis einer immer geringeren Beteiligung an sozialen Hilfsprojekten erkauft. Sogar im Bereich der sozialen Dienste wurden die nichtprofessionellen Mitarbeiter ständig hinausgedrängt. Dadurch wurden die seit langem bestehenden Verbindungen zwischen dieser Berufsgruppe und jener umfassenden Koalition aus Geistlichen, Philanthropen und Aktivistinnen, deren Initiative diese Profession ihre Existenz verdankt, immer schwächer. Während sich das Expertentum ausbreitete, wurde das Wissen der Nicht-Experten in Frage gestellt und in der Mehrzahl der Fälle bestritten. Die professionellen Wissenschaftler schritten auf dem Weg zum abstrakten Wissen und zur Wissensentfremdung voran.

Am ehesten hat sich der Amateur als Spezialist in den Naturwissenschaften halten können, vor allem in den Bereichen, wo routinemäßige Datenerfassung eine große Rolle spielt. Amateur-Astronomen bleiben veränderlichen Sternen auf der Spur, und Botaniker sammeln seltene Arten, während Freizeit-Meteorologen die Aufzeichnung der lokalen Wetterdaten besorgen, die für die Durchführung des umfassenderen Projektes ihrer professionellen Fachgenossen erforderlich sind. In Großbritannien gibt es heute eine Million Vogelbeobachter, die zum jährlich erhobenen Garten-Zensus beitragen. Auf solchen Gebieten können spezialisierte Amateure tatsächlich zu wissenschaftlichen Veröffentlichungen beitragen oder ihre eigenen, »nichtprofessionellen« Zeitschriften mitgestalten. Vielleicht erinnern sie die professionellen Wissensarbeiter weiterhin an die Gefahren der Entfremdung. In den Geistes- und Sozialwissenschaften war die Situation jedoch eine andere. In den Anfangsjahren der Sozialforschung steuerten Amateure viele der Fallbeschreibungen bei, auf deren Grundlage die Fächer dieses Gebietes aufgebaut wurden. Im Laufe der Zeit jedoch entwickelte sich auch das Datensammeln zu einem Bereich, der den professionellen Wissenschaftlern vorbehalten blieb.

Mir scheint also, daß wir professionellen Wissenschaftler etwas sehr Wichtiges lernen können, indem wir in demokratischerer Form über das Wissen nachdenken. Dazu ist es nicht nötig, über das Wissen abzustimmen. Aber wir müssen ein offeneres und toleranteres Verhältnis zu den Amateuren herstellen, aus denen sich unsere engsten Verbündeten und unser größtes potentielles Publikum rekrutieren. Dazu müssen wir das verhedderte Begriffsknäuel aufdröseln, das wir benutzt haben, um die Schranken des Professionalismus zu errichten. Früher wurde oft behauptet, der Fachjargon sei der Kern dieses Knäuels mit seinen albernen Fachausdrücken, unnötig komplexen Modellen und kindisch scharfzüngigen Polemiken. Dagegen möchte ich geltend machen, daß Wissensentfremdung womöglich ein gefährlicheres Resultat ist. Unsere Isolation hat zu einem gewissen Mangel an Authentizität im Kern unseres Denkens geführt. Vielleicht können unsere Freunde – die Amateure – diese Krankheit heilen.

Aus dem Englischen von Joachim Schulte








Bruno Latour

Warten auf Gaia

Komposition der gemeinsamen Welt

durch Kunst und Politik*

Was sollen wir tun, wenn wir uns mit einer ökologischen Krise konfrontiert sehen, die keiner der bisher bekannten kriegsbedingten oder wirtschaftlichen Krisen ähnelt, deren Ausmaße zwar beeindruckend sein mögen, doch an die wir in einem gewissen Sinne gewöhnt sind, da sie menschlich-allzu-menschlichen Ursprungs ist? Was soll man tun, wenn Tag für Tag in immer schrilleren Tönen verkündet wird, unsere heutige Zivilisation sei zum Untergang verurteilt? An der Erde selbst sei dermaßen herumgepfuscht worden, daß es keinen Weg gibt, auf dem sie je zu einem ihrer früheren stabilen Zustände zurückkehren könnte. Was kann man tun, wenn man beispielsweise ein Buch wie jenes von Clive Hamilton liest, das den Titel trägt Requiem for a Species: Why We Resist the Truth About Climate Change, und die gemeinte Spezies nicht etwa der Dodo oder der Wal ist, sondern wir, also Sie und ich?1 Oder ein Buch wie Harald Welzers Klimakriege: Wofür im 21. Jahrhundert getötet wird2 – ein Buch, das hübsch in drei Teile gegliedert ist: Wie wurde gestern getötet, wie wird heute getötet, und wie wird man morgen töten. In jedem Kapitel muß man, um die Toten zu verbuchen, seinem Rechner mehrere Größenordnungen hinzufügen.

Ich weiß schon, die Zeit der großen Erzählungen ist vorbei, und es könnte lächerlich wirken, wollte man eine so enorme Fragestellung von einem dermaßen engen Zugangspunkt aus angehen. Doch das ist genau der Grund, warum ich so verfahren möchte. Was soll man tun, wenn die Fragen für jeden zu groß sind, insbesondere wenn sie für den Autor – also mich selbst – viel zu groß sind?

Einer der Gründe, warum wir uns so ohnmächtig fühlen, wenn wir dazu aufgefordert werden, uns wegen der Umweltkrise Sorgen zu machen – der Grund, warum ich zumindest mich so ohnmächtig fühle –, ist die unüberbrückbare Kluft zwischen der Reichweite, der Natur und dem Maßstab dieser Phänomene sowie den Emotionen, Denkgewohnheiten und Empfindungen, die nötig wären, um mit diesen Krisen zurechtzukommen – womit nicht einmal gemeint ist, daß wir handelnd auf sie reagieren, sondern bloß, daß wir ihnen mehr als nur ganz oberflächliche Aufmerksamkeit schenken. Im vorliegenden Essay wird es daher hauptsächlich um diese Kluft gehen und um die Frage, wie man ihr beikommen kann.

Gibt es eine Möglichkeit, den Abstand zwischen dem Maßstab der geschilderten Phänomene und der winzigen Umwelt [deutsch im Original; Anm. d. Übers.] zu überbrücken, um in ihrem Rahmen – wie der Goldfisch im Glas – einen Ozean von Katastrophen beobachten zu können, die sich demnächst abspielen sollen? Wie sollen wir uns vernünftig verhalten, wenn es nirgends eine Bodenkontrollstation gibt, an die wir den Hilferuf schicken könnten: »Houston, wir haben hier ein Problem«?

 

Das Sonderbare an diesem so großen Abstand zwischen den kleinlichen egoistischen Sorgen, die wir Menschen uns machen, und den großen Umweltfragen liegt darin, daß es genau dieser Abstand ist, der in vielen Gedichten, Predigten und erbaulichen Vorträgen über die Wunder der Natur so hochgehalten worden ist. Falls diese Darbietungen wirklich etwas dermaßen Wundervolles hatten, lag es gerade an dieser Kluft. Sich ohnmächtig zu fühlen und von diesem Schauspiel der »Natur« überwältigt und völlig beherrscht zu werden macht einen großen Teil dessen aus, was wir spätestens seit dem 19. Jahrhundert als das Erhabene zu würdigen gelernt haben. Denken wir an Percy Shelley:


In the wild woods, among the mountains lone,

Where waterfalls around it leap forever,

Where woods and winds contend, and a vast river

Over its rocks ceaselessly bursts and raves.*



Wie liebten wir es doch, uns klein zu fühlen inmitten der gewaltigen Kräfte der Niagarafälle, der atemberaubenden Unermeßlichkeit der arktischen Gletscher oder der ausgedörrten Wüstenlandschaft der Sahara! Welch erlesener Kitzel, unser eigenes Format und das der Galaxien nebeneinanderzuhalten! Verglichen mit der Natur sind wir klein, doch was das Moralische betrifft, sind wir soviel größer als selbst ihr großartigstes Kräfteaufgebot! Es gibt so viele Gedichte, so viele Meditationen über den Mangel an Kommensurabilität zwischen den immerwährenden Kräften der Natur und den mickrigen Menschlein, die diese Kräfte zu erkennen oder zu beherrschen beanspruchen.

Man könnte also doch sagen, diese Kluft habe es immer schon gegeben und sie sei die innere Quelle des Gefühls des Erhabenen.


The everlasting universe of things

Flows through the mind, and rolls its rapid waves,

Now dark – now glittering – now, reflecting gloom –

Now lending splendour, where from secret springs

The source of human thought its tribute brings.*



Doch was ist in letzter Zeit aus dem Erhabenen geworden – jetzt, da wir aufgefordert werden, eine andere Kluft zu betrachten, nämlich diesmal die Kluft zwischen den gigantischen Handlungen, die wir als Menschen, als Menschen insgesamt vollbracht haben, einerseits, und unserem völligen Unvermögen, uns auf diese Kollektivhandlung einen Reim zu machen, andererseits?

Denken wir einen Augenblick über den Begriff »Anthropozän« nach, diese verblüffende lexikalische Erfindung, mit deren Hilfe die Geologen unsere gegenwärtige Zeit bezeichnen wollen. Man spürt, daß sich das Erhabene in Luft auflöst, sobald wir nicht mehr als jene mickrigen, von der »Natur« überwältigten Menschlein aufgefaßt werden, sondern ganz im Gegenteil als kollektiver Riese, der (in Terawatt gemessen) so gewaltig zugelegt hat, daß er zur wichtigsten geologischen Kraft geworden ist, welche die Erde prägt.

Diese Anthropozän-Argumentation hat auch eine ironische Seite, denn sie wird gerade zu einer Zeit vorgebracht, in der einige Avantgarde-Philosophen unsere Epoche als »posthumane« Zeit apostrophiert haben, zu einer Zeit, da andere Denker den Vorschlag gemacht haben, denselben Augenblick als das »Ende der Geschichte« zu bezeichnen. Wie es aussieht, hat nicht nur die Natur, sondern auch die Geschichte noch mehr als einen Trick in petto. Denn wir erleben nun eine Beschleunigung und Steigerung der Geschichte, allerdings nicht mit einem posthumanen, sondern vielmehr mit einem postnatürlichen Dreh. Wenn es stimmt, daß der Anthropos die Erde buchstäblich (und nicht nur metaphorisch durch Symbole) zu gestalten vermag, ist das, was wir derzeit erleben, ein Anthropomorphismus auf Anabolika.

In seinem vortrefflichen Buch Eating the Sun macht uns Oliver Morton mit einem aufschlußreichen Energiemaßstab bekannt:3 Global gesehen bringt unsere Zivilisation es auf einen Energieverbrauch von ungefähr 13 Terawatt (TW), während der Energiestrom aus dem Erdzentrum etwa 40 TW beträgt. Ja, jetzt können wir uns mit der Plattentektonik messen. Natürlich kommt dieser Energieverbrauch nicht im entferntesten an die 170000 TW heran, die wir von der Sonne erhalten, aber er ist doch schon ziemlich gewaltig, wenn man ihn mit dem primären Ausstoß der Biosphäre vergleicht (130 TW). Und wenn alle Menschen den gleichen Energieverbrauch hätten wie die Nordamerikaner, lägen wir bei 100 TW, das heißt: Wir könnten doppelt soviel Muskeln spielen lassen wie die Plattentektonik. Das ist keine schlechte Leistung. »Ist es ein Flugzeug? Ist es die Natur? Nein, es ist Superman!« Wir sind Superman geworden, ohne auch nur zu merken, daß wir in der Telefonzelle nicht bloß die Kleidung gewechselt haben, sondern auch enorm gewachsen sind. Können wir darauf stolz sein? Na ja, nicht so richtig. Und das ist das Problem.

Die Kluft hat sich so drastisch verschoben, daß sie kein Gefühl des Erhabenen mehr erzeugt, denn jetzt sind wir dazu aufgerufen, uns für die raschen und unumkehrbaren Veränderungen der Erdoberfläche, die zum Teil infolge unseres gewaltigen Energieverbrauchs eingetreten sind, verantwortlich zu fühlen. Wir sind dazu aufgefordert, einen neuerlichen Blick auf die Niagarafälle zu werfen, doch diesmal mit dem irritierenden Gefühl, daß das Wasser möglicherweise bald nicht mehr hinunterströmen könnte (was für Shelleys immerfort springende Wasserfälle nicht so erfreulich wäre). Wir sind dazu aufgefordert, einen neuerlichen Blick auf das ewige Eis zu werfen, wobei uns allerdings das flaue Gefühl überkommt, daß es sich vielleicht doch nicht mehr so lange hält. Und wir sind dazu aufgerufen, die ausgedörrte Wüste noch einmal zu betrachten, wobei sich jedoch die Ahnung einstellt, sie werde unerbittlich größer, weil wir so katastrophal mit dem Land umgehen. Vielleicht bleiben uns nur die Galaxien und die Milchstraße übrig, um das alte demütigende Spiel des Staunens zu spielen, denn sie sind weit von der Erde entfernt (und somit für uns unerreichbar, da sie zu jenem Teil der Natur gehören, der in der Antike unter die Kategorie des Supralunaren fiel – darauf komme ich später zurück).

Wie soll man das Erhabene spüren, während die Schuld an den Eingeweiden nagt? Und sie nagt in einer neuen, unerwarteten Weise, denn natürlich trage ich die Verantwortung genausowenig wie Sie. Keiner ist für sich genommen verantwortlich. Alles, was geschieht, wirkt so, als sei das einstige Gleichgewicht zwischen der Betrachtung des moralischen Gesetzes in uns und der Betrachtung der unschuldigen Naturkräfte außer uns durch und durch gestört worden. Es sieht so aus, als hätten all jene Empfindungen des Staunens zusammen mit der Moral die Seite gewechselt. Die Frage, die wir uns heute stellen, lautet eher: Wie kann man mir diese Schuld vorwerfen, ohne daß ich mich im geringsten schuldig fühle, ohne daß ich irgend etwas Böses getan habe? Der Mensch als kollektiver Akteur, von dem behauptet wird, er habe die Tat begangen, ist keine Figur, über die man nachdenken, die man kritisch beäugen oder messen kann. Diesem Menschen begegnet man nicht. Er ist nicht einmal dasselbe wie das Menschengeschlecht als Ganzes, denn der Verursacher ist nur ein Teil des Menschengeschlechts: Es sind die Reichen und die Wohlhabenden, also eine Gruppe ohne klare Konturen, ohne Grenze und gewiß ohne politische Vertretung. Wie kann es denn sein, daß »wir« es waren, die »all das« getan haben, wo es doch gar keinen politischen, moralischen, denkenden oder fühlenden Körper gibt, der »wir« sagen kann – noch jemanden, der stolz verkündete: »Jetzt ist Schluß mit dem Weitergeben des Schwarzen Peters!« Denken wir doch nur an die erbärmlichen Sitzungen, die 2009 in Kopenhagen stattfanden, als alle diese Staatsoberhäupter in Geheimverhandlungen einen unverbindlichen Vertrag auskungelten, wobei sie einander beschimpften und wie die Kinder um einen Beutel mit Murmeln feilschten.

Doch der zweite Grund, warum das Erhabene verschwunden ist und warum wir uns wegen der Verübung von Verbrechen, für die wir keine Verantwortung empfinden, so schuldig fühlen, ist die zusätzliche Komplikation, die durch die Klimaskeptiker oder vielmehr (um den Gebrauch des positiven und ehrwürdigen Ausdrucks »Skeptiker« zu vermeiden) die Klimaleugner ins Spiel kommt. Sollen wir diesen Typen die gleiche Gelegenheit wie den Klimaforschern geben, um ihre Gegenposition zu vertreten? In diesem Fall riskieren wir, unsere Verantwortung abzuwälzen und mit Kreationisten gemeinsame Sache zu machen, die gegen Darwin und die ganze Biologie kämpfen. Oder sollen wir Partei ergreifen und uns weigern, den Leugnern eine Plattform zu überlassen, um das zu beschmutzen, was wahrscheinlich die größte Gewißheit, über die wir je verfügen werden, hinsichtlich dessen ist, wie sehr wir unserem eigenen Ökosystem Schaden zugefügt haben? In diesem Fall riskieren wir, uns für einen ideologischen Kreuzzug rekrutieren zu lassen, um nochmals unsere Verbindungen zur Natur zu moralisieren und den Prozeß gegen Galileo neu zu inszenieren, so als ginge es um die Mißachtung der einsamen Stimme der Vernunft im Kampf gegen die große Masse der Experten.

Kein Wunder, daß so viele von uns angesichts dieser neuen Kluft die Bewunderung der unschuldigen Kräfte der Natur preisgeben, um sich völliger Mutlosigkeit hinzugeben und sogar den Klimaleugnern Gehör zu schenken. In Requiem for a Species behauptet Clive Hamilton, in einem gewissen Sinn seien wir alle Klimaleugner, denn wir haben keinen Begriff von dieser kollektiven Figur, dem Anthropos des Anthropozäns, dem »Menschen« dieser »von Menschen ausgelösten« Katastrophe. Es liegt an unserer eigenen, von vornherein in uns angelegten Gleichgültigkeit, daß wir dahin gelangen, die Erkenntnisse unserer Wissenschaft zu leugnen. Man denke doch nur: Es wäre so schön, in die Vergangenheit zurückzukehren, in der die Natur erhaben sein konnte, während wir – die mickrigen Menschlein – belanglos waren und uns am inneren Gefühl unserer moralischen Überlegenheit über die reine Gewalt der Natur erfreuen durften. In gewisser Weise ist die Kluft selbst die eigentliche Quelle der Leugnung.

Was bedeutet es, in der Zeit des Anthropozäns moralisch verantwortlich zu sein, in einer Zeit also, in der die Erde von uns, von unserem Mangel an Moral geformt wird und sogar die Schleife, die unser kollektives Handeln mit seinen Konsequenzen verbindet, in Frage gestellt wird – nur daß es kein in akzeptablem Sinne erkennbares »Wir« gibt, dem man das Gewicht dieser Verantwortung aufbürden könnte?

Um meinen ersten Gedanken zu resümieren: Wie ist es nach wie vor möglich, angesichts der folgenden Gegebenheiten bei der Betrachtung der von Shelley besungenen immerwährenden Wasserfälle das Gefühl der Erhabenheit empfinden zu wollen? Denn erstens ist es so, daß man gleichzeitig das Gefühl hat, sie könnten verschwinden. Zweitens könnte es sein, daß man für ihr Verschwinden verantwortlich ist. Drittens fühlt man sich doppelt schuldig, weil man sich nicht verantwortlich fühlt. Und auf der vierten Ebene der Verantwortung spürt man, daß man sich mit der sogenannten Klimakontroverse nicht eingehend genug beschäftigt hat; daß man nicht genug darüber gelesen, nicht genug darüber nachgedacht und nicht genug empfunden hat.

 

Anscheinend läuft der einzige Lösungsansatz darauf hinaus, die Kluft zu erkunden und damit zu rechnen, daß das menschliche Bewußtsein unser moralisches Engagement auf eine so hohe Ebene heben wird, wie es für diese Kugel aller Kugeln – die Erde – erforderlich ist. Doch wenn man sich an neuere Meldungen hält, dürfte es ein wenig riskant sein, sich auf Bewußtseinsbildung zu verlassen, denn die Zahl der amerikanischen und chinesischen und sogar der britischen Bürger, welche die anthropogene Herkunft des Klimawandels bestreiten, nimmt nicht ab, sondern zu. (Sogar im »rationalistischen« Frankreich ist es einem früheren Bildungsminister mit dem hübschen, erbaulichen Spitznamen »Professor Fröhlich« [gemeint ist Claude Allègre; Anm. d. Übers.] gelungen, einem großen Teil unserer besonders aufgeklärten Öffentlichkeit einzureden, wir bräuchten uns um das Klima eigentlich keine Sorgen zu machen, weil es ein dermaßen kontroverses Thema sei.)

Wie es aussieht, verhalten wir uns eher wie die Menschen in Lars von Triers Film Melancholia und genießen still das einmalige Schauspiel, wie der fremde Planet mit unserer Erde zusammenstößt, indem wir es im lächerlichen Schutz einer Kinderhütte betrachten, die Tante Steelbreaker (Justine) aus ein paar Zweigen errichtet hat. Das ist so, als ob das Abendland gerade jetzt, da die kulturelle Aktivität der Gestaltung der Erde endlich nicht mehr in symbolischem, sondern in buchstäblichem Sinne zu verstehen ist, auf eine völlig aus der Mode gekommene Vorstellung von der Magie als einem Mittel, die Welt vollständig zu vergessen, zurückgriffe. In der frappierenden Schlußszene dieses höchst frappierenden Films besinnen sich diese hyperrationalen Menschen auf das, was alte primitive Rituale leisten sollten, nämlich kindliche Gemüter vor der Einwirkung der Realität zu schützen. Vielleicht hat von Trier wirklich begriffen, was geschieht, nachdem das Erhabene verschwunden ist. Haben Sie etwa gedacht, am Jüngsten Tag würden die Toten wiederauferstehen? Keineswegs. Wenn die Posaunen des Gerichts in Ihren Ohren widerhallen, werden Sie in Melancholie verfallen. Da wird Ihnen kein Ritual helfen. Setzen wir uns doch einfach in unsere Zauberhütte und fahren bis zum bitteren Ende fort zu leugnen, zu leugnen und zu leugnen.

Was sollen wir also tun, wenn wir es mit einer Frage zu tun haben, die für uns einfach zu groß ist? Wenn nicht leugnen, was dann? Eine mögliche Lösung ist die, auf die Techniken achtzugeben, mit deren Hilfe man zu Maßstäben gelangt, sowie auf die Instrumente, die Kommensurabilität überhaupt erst ermöglichen. Der bloße Begriff des Anthropozäns impliziert ja ein solches gemeinsames Maß. Falls es zutrifft, daß »der Mensch das Maß aller Dinge ist«, könnte es auch an diesem kritischen Punkt funktionieren.

Es ist ein Grundsatz der Wissenschaftsforschung und der Akteur-Netzwerk-Theorie, daß man niemals annehmen sollte, Unterschiede des Maßstabs existierten von vornherein. Vielmehr sollte man stets herauszubekommen versuchen, wie Maßstäblichkeit produziert wird. Zum Glück ist es so, als wäre dieser Grundsatz wie für die ökologische Krise gemacht: Es gibt nichts an der Erde als Erde, was wir nicht erst durch die Disziplinen, Instrumente, Vermittlungen und Erweiterungen wissenschaftlicher Netze wüßten. Das gilt für die Größe der Erde ebenso wie für ihre Zusammensetzung, ihre weit zurückreichende Geschichte und so weiter. Selbst die Bauern verlassen sich auf das Spezialwissen der Agronomen, der Bodenkundler und so fort. Für das Erdklima gilt das sogar in noch höherem Maße: Per definitionem ist der Globus nichts Globales, sondern in ganz buchstäblichem Sinne ein maßstäbliches Modell, das durch zuverlässige, sichere Netze mit Stationen verbunden ist, an denen Daten gesammelt und an die Modellierer zurückgeschickt werden. Das ist keine relativistische These, die diese Wissenschaft in Frage stellen könnte, sondern ein relationentheoretischer Grundsatz, der die Robustheit jener Disziplinen erklärt, welche die Verbindungen herstellen, vermehren und instand halten sollen.

Es tut mir leid, daß ich auf einem Verfahren beharre, das wie Haarspalterei aussieht, aber es gibt keine Möglichkeit, einen Ausweg aus der Kluft zu erkunden, es sei denn, wir schaffen Klarheit über das Instrument zur Maßstabsbildung, das lokal das Globale erzeugt. Mein Argument (oder eigentlich: das Argument der Wissenschaftsforschung) besagt, daß es keinen Zoomeffekt gibt: Die Dinge sind nicht der Größe nach geordnet, so als wären sie Schachteln im Inneren weiterer Schachteln. Vielmehr sind sie durch ihre Verknüpftheit geordnet, so als wären sie Knotenpunkte, die mit anderen Knoten verbunden sind. Niemand hat das besser gezeigt als Paul Edwards in seinem schönen Buch über die Klimaforschung (A Vast Machine).4 Sofern es den Meteorologen und später den Klimaforschern gelungen ist, sich einen »globalen« Überblick zu verschaffen, dann deswegen, weil sie mit Erfolg immer leistungsfähigere Modelle konstruiert haben, die die von immer zahlreicheren Stationen oder Dokumenten – Satelliten, Jahresringen, Logbüchern längst verstorbener Seefahrer, Eiskernen und so weiter – stammenden Daten rekalibrieren können.

Interessanterweise ist dies genau der Punkt, an dem die Klimaleugner ansetzen: Sie finden, dieses Wissen sei zu indirekt, zu vermittelt, zu weit weg vom unmittelbaren Zugang (ja, diese ungläubigen Thomasse der Epistemologie glauben anscheinend nur an unmittelbare Erkenntnis). Es ärgert sie zu sehen, daß Einzeldaten als solche keinen Sinn haben, daß alle diese Daten neu berechnet und neu formatiert werden müssen. Die Klimaleugner halten es genauso wie die Holocaust- oder Völkermordleugner und geben sich, im Hinblick auf künftige Verbrechen, einen positivistischen Anstrich, um in das außergewöhnliche Rätsel der kreuz und quer verlaufenden Dateninterpretationen Löcher zu bohren. Die Klimaforschung ist kein Kartenhaus, sondern ein Gewebe, wahrscheinlich eines der schönsten, stabilsten und komplexesten Gewebe, die je zusammengefügt wurden. Natürlich sind Löcher darin – Löcher gehören wesentlich dazu, wenn man Fäden miteinander verknüpfen will. Doch dieses Gewebe ist aufgrund der angewandten Webtechnik verblüffend widerstandsfähig, denn die Daten können von den Modellen rekalibriert werden – und umgekehrt. Anscheinend ist die Geschichte des Anthropozäns (und die Klimaforschung besteht per definitionem aus einer Reihe verschiedener historischer Fächer) das am besten dokumentierte Geschehen, mit dem wir es überhaupt je zu tun hatten. Gegen Ende seines Buches behauptet Paul Edwards sogar, wir würden niemals mehr über den gegenwärtigen Erderwärmungstrend in Erfahrung bringen, als wir derzeit wissen, da unser Handeln die Meßgrundlage Jahr für Jahr in so hohem Maße modifiziere, daß wir niemals über eine Meßgrundlage verfügen werden, um die Abweichung vom Mittelwert berechnen zu können. – Wie pervers! Wir sind Zeugen eines Vorgangs, durch den die Menschheit ihre Taten tilgt, indem sie so weit von dieser Grundlage abweicht, daß die Spuren ihrer weiteren Abweichungen durch niemanden mehr weiterverfolgt werden können.

Der Grund, weshalb es so wichtig ist, diesen langsamen Webprozeß der Kalibrierung, Modellierung und Uminterpretation zu betonen, ist folgender: Auch für die Klimaforscher, so geht aus diesem Prozeß hervor, besteht keine Möglichkeit, die Erde auf direktem Weg zu messen. Dank der langsamen Kalibrierungsvorgänge vieler Standardisierungsinstitutionen verfahren sie so, daß sie in ihrem Laboratorium aufmerksam ein lokales Modell beobachten. Hier besteht also keine Kluft, deren Überwindung auch noch ins Auge gefaßt werden müßte: Es ist nicht so, als gäbe es hier einerseits die Wissenschaftler, die von einem vollständigen Überblick über den Globus profitierten, und andererseits den armen Normalbürger mit seiner begrenzten, lokalen Sicht. Es gibt hier ausschließlich lokale Betrachtungsweisen. Allerdings betrachten manche von uns miteinander verbundene Maßstabsmodelle, die auf Daten beruhen, die mit Hilfe immer leistungsfähigerer, von einer stets wachsenden Zahl angesehener Institutionen erprobter Programme neu formatiert worden sind.

Für diejenigen, die die Lücke überbrücken und die neue Kluft ausloten möchten, kann dieses Herausstreichen der Meßinstrumente ein äußerst wichtiges Hilfsmittel sein – diesmal auf politischem Gebiet. Es bringt dem ökologisch motivierten Aktivisten gar nichts, wenn er den Versuch macht, den Normalbürger zu beschämen, weil dieser nicht global genug denke und weil er kein Gefühl für die Erde als solche habe. Keiner sieht die Erde global, und keiner sieht ein ökologisches System vom Punkte Nirgendwo aus. Dazu sind Wissenschaftler genausowenig imstande wie Bürger, Bauern oder Umweltschützer – oder, um auch seiner zu gedenken, der Erdwurm. Die Natur ist nicht mehr das, was sich von einem weit entfernten Standpunkt aus erfassen ließe, von dem aus sich der Betrachter im Idealfall einen Überblick über die Dinge »als Ganzes« verschaffen könnte. Sie ist vielmehr eine Assemblage widersprüchlicher Entitäten, die zusammengefügt werden müssen.

Diese Montagearbeit ist besonders dann notwendig, wenn wir uns ein Bild von dem »Wir« machen wollen, dem sich die Menschen zugehörig fühlen sollen, wenn sie die Verantwortung für das Anthropozän übernehmen. Zur Zeit gibt es keinen Weg, der vom Auswechseln der Glühbirne in meiner Wohnung direkt zum Schicksal der Erde führt. Eine solche Treppe hat keine Stufen, eine solche Leiter hat keine Sprossen. Ich müßte schon springen, und das wäre förmlich ein Salto mortale! Alle Assemblagen brauchen vermittelnde Instanzen: auf jeden Fall solche Dinge wie Satelliten, Sensoren, mathematische Formeln und Klimamodelle, aber auch Nationalstaaten, Nichtregierungsorganisationen, Bewußtsein, Moral und Verantwortung. Kann man diese Lektion des Zusammenfügens in die Tat umsetzen?

 

Ein winziger Pfad hin zu einer solchen Assemblage führt über eine »kartographische Darstellung wissenschaftlicher Kontroversen«, wie sie von einigen Wissenschaftlern, die meine Ansichten teilen, vorgenommen werden. Kontroversen sind nichts, wovor man fliehen sollte, sondern etwas, was man – ein Akteur nach dem anderen – genauso komponieren sollte, wie man ein Klimamodell zusammenstellt, indem man die Akteure nacheinander auftreten läßt: erst die Luftturbulenzen, dann die Wolken, dann die Landwirtschaft und anschließend das Plankton, so daß man mit jedem Auftritt eine realistischere Wiedergabe dieses wahren Globus-Theaters erzielt.

Der Versuch einer solchen kartographischen Darstellung von Kontroversen ist ein Beispiel für die Instrumente zur partiellen Überbrückung der Kluft zwischen der Größe der Probleme, mit denen wir konfrontiert sind, und unserem begrenzten Vermögen zu verständnisvoller, aufmerksamer Betrachtung. Das gilt besonders dann, wenn wir die durch digitale Informationen gebotene Chance nutzen, Dokumente aus dem wissenschaftlichen und aus dem öffentlichen Bereich im selben optischen Raum zusammenzubringen.

Zunächst ist die Verwirrung furchtbar, so als wären Tatsachen und Meinungen durcheinandergemischt. Aber darum geht es ja gerade: Tatsachen und Meinungen sind schon durcheinandergemischt, und künftig werden sie in noch höherem Maße durcheinandergemischt sein. Was wir nicht benötigen, ist ein weiterer Versuch, die Welt der Wissenschaft und die Welt der Politik gegeneinander zu isolieren. Wie soll man sich das überhaupt vorstellen, das Funktionieren eines solchen Programms ausgerechnet im Anthropozän – diesem größten aller Kuddelmuddel – zu gewährleisten? Was wir benötigen, ist der Versuch, das relative Gewicht der ineinander verhedderten Kosmologien mit Hilfe einer neuen Metrologie zu entziffern. Da es jetzt die Welten sind, die in Frage stehen, wollen wir Kosmologien miteinander vergleichen. Anstatt zu versuchen, das nicht mehr Unterscheidbare zu unterscheiden, sollte man die folgenden Schlüsselfragen stellen: Welche Welt ist das, die ihr da zusammenfügt? Mit welchen Personen stimmt ihr euch ab? Mit welchen Entitäten habt ihr vor zusammenzuleben?

Genau dieses Vorgehen hat es vor kurzem den Forschern erlaubt, mitzuverfolgen, wie das menschliche Verschulden exzessiver Klimaphänomene – ein Faktum, das vor 15 oder 20 Jahren als nachgewiesen galt – in den Augen von Millionen von Menschen zu einer bloßen Meinung degradiert wurde. Sehr rasch gelang es den Forschern mit Hilfe der gleichen Instrumente, die dem Registrieren der Wissenschaftsproduktion dienen (Suchmaschinen, szientometrische und bibliometrische Werkzeuge, Karten der Blogosphären), den Personen, Lobbys, Gutachten und Geldströmen derjenigen nachzuspüren, die darauf bestanden, aus diesem Thema eine Kontroverse zu machen. Hier denke ich an die Arbeiten von Naomi Oreskes und James Hoggan. Wie aufschlußreich es doch ist, die Verbindungen sichtbar zu machen, die zwischen Ölindustrie, Zigarettenherstellern, Abtreibungsgegnern, Kreationisten, Republikanern und einer Weltsicht bestehen, die sehr wenige Menschen und sehr wenige natürliche Entitäten beinhaltet. Wenn es wirklich so ist, daß hier Kosmogramme gegen Kosmogramme antreten, dann wollen wir Kosmogramme miteinander vergleichen. Das ist es, was aus der Politik geworden ist. Nun, da es ein Krieg der Welten ist, wollen wir die Welten gegeneinander Aufstellung nehmen lassen.

Genau darum habe ich versucht, die Wörter »Komposition« und »Kompositionismus« in die Philosophie einzuführen. Der Grund liegt also nicht nur darin, daß hier eine hübsche Verbindung zu »Kompost« besteht. Vielmehr kann damit zudem genau beschrieben werden, welche Art von Politik dem Weg der Klimaforschung folgen könnte. Die Aufgabe dürfte kaum die sein, die Klimaforschung vom unzulässigen Gewicht politischer Einflüsse »zu befreien«. (Das entspräche der These des texanischen Gouverneurs Rick Perry, die Wissenschaftler seien wegen der Fördergelder im Geschäft und wegen der Chance, eine sozialistische Agenda durchzusetzen, die nicht einmal Lenin den couragierten Yankees habe aufoktroyieren können.) Nein, die Aufgabe besteht darin, den Fäden zu folgen, aus denen die Klimaforscher die Modelle zusammengesetzt haben, die erforderlich sind, um die ganze Erde auf die Bühne zu bringen. Haben wir diese Lektion gelernt, können wir damit beginnen, uns auszumalen, wie dasselbe im Hinblick auf unsere Bemühungen zu leisten wäre, einen politischen Körper zusammenzufügen, der seinen Teil der Verantwortung für den sich wandelnden Zustand der Erde übernehmen kann.

Dieses Gemisch aus Wissenschaft und Politik wird ja eben durch den Begriff des Anthropozäns verkörpert. Warum sollten wir weiterhin versuchen, Dinge voneinander zu trennen, die von den Geologen – einem Menschenschlag, dessen Geradsinnigkeit ihresgleichen sucht – durcheinandergemischt worden sind? Im Grunde hat es der Geist unserer Sprache immer schon gesagt, indem er Humus, human und Humanität miteinander verband. Wir Erdlinge sind aus ebenjenem Boden und Staub hervorgegangen, zu dem wir auch wieder zurückkehren werden, und darum gehört der Bereich dessen, was man das »Humanistische« (humanities) zu nennen pflegte, ab jetzt mit zu unseren Wissenschaften.

 

Bisher habe ich eine Seite der Kluft betont, nämlich jene, welche die hilflose Menschheit dazu veranlaßt hat, ihre Kleider widerwillig gegen die Superman-Kleider zu tauschen. Jetzt ist es an der Zeit, die Aufmerksamkeit auf die andere Seite zu richten, die früher unter die Bezeichnung »Natur« fiel. Der verzwickte Begriff »Anthropozän« modifiziert die beiden Seiten, zwischen denen eine Brücke geschlagen werden soll. Die Seite des Menschen hat er mit Sicherheit verändert, denn wir haben keine Möglichkeit mehr, das Erhabene zu fühlen. Aber auch die Seite der geologischen Kräfte ist davon betroffen, an der wir Menschen jetzt ausgerichtet und gemessen werden. Zur gleichen Zeit, da die Menschen, ohne schon an ihre Riesenkleider gewöhnt zu sein, die Gestalt der Erde verändert haben, hat sich die Erde verwandelt und ist (um mit James Lovelock zu reden) zu Gaia geworden. Jetzt ist Gaia die große Gauklerin unserer Gegenwartsgeschichte.

Auf den restlichen Seiten dieses Essays möchte ich erörtern, wie sehr sich Gaia von der Natur früherer Epochen unterscheidet. Sobald wir die beiden Verwandlungen – die eine auf der Seite der Erdlinge, die andere auf der Seite der Erde – zusammengebracht haben, werden wir uns vielleicht in einer besseren Ausgangsposition befinden, um die Lücke zu überbrücken.

Erstens: Gaia ist kein Synonym für Natur, denn sie ist etwas in hohem und erschreckendem Maße Lokales. Während der von Peter Sloterdijk untersuchten Zeit der Globen (also der Zeit zwischen dem siebzehnten und dem ausgehenden zwanzigsten Jahrhundert) bestand eine gewisse Kontinuität zwischen allen Elementen des sogenannten Universums, denn es bildete tatsächlich eine Einheit – allerdings war es zu rasch vereinigt worden. Nach Alexandre Koyré sollten wir den Schritt vom beschränkten Kosmos zum unendlichen Universum ein für allemal zurückgelegt haben. Sobald wir die enge Grenze der menschlichen Polis überschritten, bestand alles übrige aus demselben materiellen Stoff: das Land, die Luft, der Mond, die Planeten, die Milchstraße und sogar der Urknall. Das war die Revolution, die mit den Adjektiven »kopernikanisch« und »galileisch« impliziert wurde: Es gab keinen Unterschied mehr zwischen der sublunaren und der supralunaren Welt.

Wie überraschend ist es aber, wenn man nun ganz plötzlich erfährt, daß doch ein Unterschied zwischen der sublunaren und der supralunaren Welt besteht; und wenn man erfährt, daß nur Roboter und vielleicht eine Handvoll Cyborg-Astronauten die Möglichkeit haben könnten, weiter hinauszureisen, während der Rest von uns – ganze sieben Milliarden – hier unten festsitzt an diesem Ort, der schon zur Zeit des alten Kosmos eine »Kloake aus Verdorbenheit und Verfall« war – oder zumindest ein Gedränge voller Risiken und ungewollter Konsequenzen. Kein Jenseits. Kein Fortkommen. Kein Ausweg. Wir können zwar, wie schon gesagt, immer noch das Erhabene spüren, aber nur noch im Hinblick auf das, was jenseits des Mondes von der Natur übrig ist, und auch das nur, wenn wir den Nirgendwo-Standpunkt einnehmen. Weiter unten gibt es nichts Erhabenes mehr. Folgendes ist eine ungefähre Periodisierung: Auf den Kosmos folgt das Universum, aber auf das Universum folgt wieder der Kosmos. Wir sind zwar nicht postmodern, aber immerhin postnatürlich.

Zweitens: Gaia ist im Gegensatz zur Natur nicht gleichgültig gegenüber unserer Misere. Es ist zwar nicht so, als ob sie sich »um uns sorgte« wie eine Göttin oder die Mutter Natur aus den ökologischen New-Age-Broschüren. Ja, sie ähnelt nicht einmal dem Pachakamaq aus der Inka-Mythologie, der vor kurzem als neues Objekt der lateinamerikanischen Politik wieder zum Leben erweckt wurde. James Lovelock hat zwar häufig mit Göttlichkeitsmetaphern geliebäugelt, aber seine Erkundung von Gaias Gleichgültigkeit macht mir sehr viel mehr Kummer, denn Gaia reagiert überaus empfindlich auf unser Handeln, und zugleich strebt sie nach Zielen, die keineswegs auf unser Wohlergehen gerichtet sind. Sofern Gaia überhaupt eine Göttin ist, dann ist sie eine, die sich leicht von uns aus dem Gleichgewicht bringen läßt, während sie ihrerseits vielleicht die seltsamsten Formen von »Rache« fordert (um Anleihen beim Titel von Lovelocks schrillstem Buch zu machen*), indem sie uns abschüttelt und uns sozusagen durch ihr »Zittern und Beben« vernichtet. Letztlich ist sie also zu zerbrechlich und unbesorgt um unser Schicksal, um die beruhigende Rolle der alten Mutter Natur zu spielen, und zu unfähig, sich durch Angebote und Opfer günstig stimmen zu lassen, um als Göttin aufzutreten.

Erinnert sich noch jemand an den ganzen Aufwand, der von einer Unzahl von Wissenschaftlern getrieben wurde, um den Unterschied zwischen Natur und Erziehung – zwischen nature und nurture – zu tilgen? Was geschieht nun, wenn wir uns der »Natur« zuwenden und merken, daß wir es sind, die sie so »erziehen« sollten, daß wir durch die plötzliche Veränderung ihres stationären Zustandes nicht bis zur Belanglosigkeit aufgerieben werden? Sie wird bleiben. Um sie brauchen wir uns keine Sorgen zu machen. Wir sind es, denen Ärger droht. Anders gesagt: Bei diesem rätselhaften Anthropozän kommt so etwas wie ein Möbiusband ins Spiel, so als hätten wir Gaia im Griff – da wir sie bedrohen können –, während sie zur gleichen Zeit uns im Griff hat – da wir nirgendwo anders hinkönnen. Wirklich eine Gauklerin, diese Gaia.

In diesem Essay kann ich zwar nicht alle Merkmale durchgehen, die für Gaias Originalität verantwortlich sind, aber dennoch muß ich abschließend zwei weitere Eigenschaften nennen. Das dritte und wahrscheinlich wichtigste Merkmal ist dies: »Gaia« ist ein wissenschaftlicher Begriff. Dieser Begriff wäre völlig uninteressant, wenn man ihn mit einem vagen, mystischen Wesen in Verbindung brächte wie Aywa, der Netz-Gaia des Planeten Pandora in James Camerons Film Avatar. Lovelock ist zwar ein schon seit langem heterodoxer Wissenschaftler, der weitgehend an seiner Außenseiterrolle festhält, aber der wirklich interessante Aspekt des von ihm aus lauter Stücken und Einzelteilen zusammengesetzten Begriffs liegt darin, daß er eben wirklich aus lauter Stücken und Einzelteilen zusammengesetzt ist. Wenn man vom Namen absieht, der Lovelock von William Golding vorgeschlagen wurde, stammen die meisten dieser Einzelteile aus naturwissenschaftlichen Fächern. Wollte man einen Begriff entwickeln, der nicht hauptsächlich wissenschaftlichen Gehalt hat, so wäre das Zeitverschwendung, denn unsere Epoche verlangt, dem Anthropozän auf Wegen nachzuspüren, die durch seinen hybriden Charakter vorgeschrieben sind. Was man unter Spiritualität versteht, ist durch falsche Vorstellungen von der Wissenschaft zu sehr geschwächt worden, um irgendeine Alternative zu bieten. So gesehen ist das Übernatürliche viel schlimmer als das Natürliche, von dem es herstammt. Trotz des Namens spielt Gaia also, soweit wir es der vergleichenden Religionswissenschaft entnehmen können, nicht wirklich die ältere Rolle einer Göttin. Soweit ich mir ein Bild davon machen kann, ist Gaia, wie auch das bekannte Modell »Daisyworld«* zeigt, nichts weiter als eine Menge kontingenter, positiver und negativer kybernetischer Schleifen. Wie es der Zufall will, ziehen diese Schleifen die völlig unerwartete Wirkung nach sich, daß sie – eine nach der anderen – die Bedingungen für neue positive und negative Schleifen von immer verschlungenerer Komplexität schaffen. Im Rahmen einer solchen Argumentation ist für Teleologie oder Vorsehung kein Platz.

Natürlich sollten wir mit diesem Etikett vorsichtig umgehen: Wenn ich sage, Gaia sei ein »wissenschaftlicher« Begriff, verwende ich das Adjektiv nicht in dem epistemologischen Sinn eines Mittels zur Einführung eines scharfen und nachvollziehbaren Unterschiedes zwischen wahr und falsch, rational und irrational, natürlich und politisch. Ich gebrauche das Wort in dem neuen und gewissermaßen sehr viel älteren Sinn von »wissenschaftlich«, in dem es als kosmologischer (oder vielmehr kosmopolitischer) Ausdruck fungiert, der nicht nur die Suche, sondern auch die Zähmung und Einbeziehung von neuen Entitäten bezeichnet, die ihren Platz im Kollektiv zusätzlich zu den menschlichen Entitäten zu finden versuchen – meistens indem sie diese letzteren verdrängen. Das Großartige an Lovelocks Gaia ist, daß sie reagiert, fühlt und uns abservieren könnte, ohne eine ontologische Einheit zu bilden. Sie ist kein Superorganismus, der mit einem einheitlichen Handlungsvermögen ausgestattet wäre.

Im Grunde ist es dieser völlige Mangel an Einheit, durch den Gaia in politischer Hinsicht interessant wird. Sie ist keine souveräne Macht, die über uns gebietet. Es steht in Einklang mit den Einsichten einer nach meinem Dafürhalten gesunden Philosophie des Anthropozäns, daß Gaia keine einheitlichere Handlungsinstanz darstellt als das Menschengeschlecht, das sich auf der anderen Seite der Brücke aufhalten soll. Die Symmetrie ist vollkommen, denn über ihre Zusammensetzung wissen wir ebensowenig Bescheid wie über unsere eigene. Darum ist Gaia-in-uns bzw. Wir-in-Gaia – also dieses sonderbare Möbiusband – in so hohem Maße dazu geeignet, die Aufgabe der Komposition zu erfüllen. Gaia muß Stück für Stück komponiert werden, und für uns gilt das gleiche. Kontinuität ist etwas, was aus dem Universum verschwunden ist – jedenfalls aus seinem sublunaren Teil. Ja, Gaia ist die vollkommene Gauklerin.

Der vierte und letzte Gauklertrick, den ich hier betrachten möchte, wirkt freilich überaus deprimierend. Die ganze Idee der Kluft, über die ich hier einen Überblick gegeben habe, beruht auf der Vorstellung von einer gewaltigen Bedrohung, auf die wir nur langsam reagieren und auf die wir uns gar nicht einstellen können. Das ist die Feder, mit der die Falle gespannt wurde. Natürlich, angesichts einer dermaßen bedrohlichen Falle werden die Vernünftigsten unter uns mit dem durchaus einleuchtenden Gegenargument reagieren, apokalyptische Verkündigungen seien genauso alt wie die Menschheit. Und es stimmt auch, daß meine Generation zum Beispiel die Bedrohung durch den nuklearen Holocaust überlebt hat, den etwa Günther Anders seinerzeit prächtig mit den Mitteln einer Sprache analysiert hat, die den Formulierungen heutiger Weltgerichtspropheten überaus ähnlich war – und dennoch sind wir immer noch da. In der gleichen Weise könnten Umwelthistoriker darauf verweisen, die Warnung vor dem Dahinsterben der Erde sei so alt wie die sogenannte industrielle Revolution. Und eine weitere Dosis gesunder Skeptizismus scheint berechtigt zu sein, wenn man etwa liest, daß Dürer – ja, kein Geringerer als der große Dürer – seine Seele auf den im Jahr 1500 erwarteten Weltuntergang vorbereitete und gleichzeitig einen ordentlichen Batzen Geld investierte, um in der Hoffnung auf einen saftigen Gewinn seine herrlichen, teuren Darstellungen der Apokalypse stechen zu lassen. Eingedenk dieser tröstlichen Überlegungen könnten wir uns nun im Hinblick auf die Dummheit der Weltgerichtsprophezeiungen in Sicherheit wiegen.

Ja, ja, ja. Es sei denn, die Dinge liegen genau umgekehrt, und was wir jetzt mitbekommen, ist wieder mal ein Fall, in dem schon zu häufig blinder Alarm geschlagen worden ist. Was wäre, wenn wir von einer symbolischen und metaphorischen Definition des menschlichen Handelns zu einer buchstäblichen übergegangen wären? Genau das ist schließlich mit dem Begriff »Anthropozän« gemeint: Alles, was früher symbolisch war, muß jetzt buchstäblich genommen werden. Damals haben die Kulturen auf symbolische Weise »die Erde geformt«; heute verleihen sie ihr hingegen die endgültige Gestalt. Außerdem hat sich der Kulturbegriff selbst – zusammen mit dem Begriff der Natur – aus dem Staub gemacht. Wir sind postnatürlich – das stimmt; aber auch postkulturell.

Unter Bezugnahme auf die erste berühmte Untersuchung zum Begriff der kognitiven Dissonanz (When Prophecy Fails von Festinger, Riecken und Schachter5) macht Clive Hamilton geltend, wir sollten uns diese Studie über die Weltuntergangsprognosen von Mrs. Keech noch einmal genau ansehen. Vielleicht liegt die Kluft in unserem Fall nicht darin, daß wir das Ende erwarten und dann das System unserer Überzeugungen neu ordnen müssen, um zu erklären, warum es nicht gekommen ist. (So mußten die frühen Christen verfahren, als sie merkten, daß das Ende nicht in der Gestalt eines mit apokalyptischem Feuerwerk durch den Himmel stürzenden Christus kommen werde, sondern in der Gestalt der allmählichen Expansion des Konstantinischen Reiches.) Für uns Heutige könnte die Kluft darin liegen, daß wir glauben, der endgültige Weltuntergang sei nicht im Anmarsch. Das wäre ein hübsches und entsetzliches Beispiel für When Prophecy Succeeds – Wenn die Prophezeiung zutrifft! Und in diesem Fall hieße »leugnen« soviel wie: das System unserer Überzeugungen neu ordnen, um nicht zu sehen, was da Großes auf uns zukommt. Das ist der Grund, weshalb Clive Hamilton die sonderbare und erschreckende Behauptung aufstellt, wir sollten die Hoffnung aufgeben, wenn wir uns wirklich auf Transaktionen mit Gaia einlassen möchten. Die Hoffnung – die unablässige Hoffnung – ist nach Hamilton der Ursprung unserer Melancholie und die Ursache unserer kognitiven Dissonanz.

Hoffentlich (ach, schon wieder die Hoffnung!) ist es mir geglückt zu zeigen, warum es wichtig, ja dringlich sein könnte, alle möglichen Ressourcen zusammenzubringen, um – ohne Melancholiker oder Leugner zu werden – die Lücke zu schließen zwischen der Größe und dem Maßstab der anstehenden Probleme und den emotionalen und kognitiven Zuständen, die wir mit den Aufgaben in Verbindung bringen, die erfüllt werden müssen, um dem Aufruf zur Verantwortung nachzukommen. Das ist der Hauptgrund, warum wir (an der Sciences Po) den altmodischen Begriff der »politischen Künste« für unseren neuen Studiengang wieder zum Leben erweckt haben. Im Rahmen dieses Studienganges sollen professionelle Künstler sowie Sozial- und Naturwissenschaftler lernen, mit der dreifachen Aufgabe der wissenschaftlichen, politischen und künstlerischen Darstellung zurechtzukommen.

Die Idee, die uns dabei vorschwebt, ist kühn und bescheiden zugleich: Da wir inzwischen zu einer großen Bürde auf Gaias Schultern geworden sind, während sie umgekehrt auf den unseren lastet, könnten wir vielleicht einen Handel – oder ein Ritual – in Erwägung ziehen. Womöglich sind wir, ebenso wie die Großbanken, »too big to fail« – zu groß, um uns scheitern zu lassen. Unsere Schicksale sind so miteinander verknüpft, daß die Sache so ausgehen könnte, wie sie auf diesem faszinierenden Bild des Meisters von Meßkirch dargestellt wird.
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Abb. 1: Meister von Meßkirch,

»Der heilige Christophorus«.



 

Dort hält Christophorus den jungen Christus, der seinerseits in einen geschlossenen Kosmos eingebettet ist. Mir scheint, Christophorus ist eine etwas hoffnungsvollere Leitfigur als Atlas mit seiner allzu schweren Bürde – allerdings nur, wenn die Hoffnung überhaupt noch ein Segen sein kann.

 

Aus dem Englischen von Joachim Schulte



*

Ich danke Michael Flower für seine zahlreichen Hinweise und Vorschläge sowie für die Korrektur des englischen Originaltextes.

* Percy Bysshe Shelley, Mont Blanc, Zeilen 8-11. Hervorhebungen des Verfassers: »In den wilden Wäldern, inmitten der einsamen Berge, / Wo Wasserfälle umher immerfort schäumen, / Wo Wald und Wind miteinander ringen und ein gewaltiger Fluß / Unaufhörlich wirbelnd über die Felsen tost.«

* Ebd., Zeilen 1-5. Herv. d. Verf.: »Das immerwährende Universum der Dinge / Strömt durch den Geist und wirbelt seine raschen Wellen / Bald dunkel – bald glitzernd – bald Düsternis spiegelnd – / Bald Glanz verleihend, wo aus geheimen Ursprüngen fließend / Der Quell des menschlichen Denkens mit einmündet.«

* Gemeint ist The Revenge of Gaia, London: Penguin Books 2007; Anm. d. Übers.

* »Daisyworld« bezeichnet ein 1983 von James Lovelock und Andrew Watson veröffentlichtes Computermodell, mit dem die Gaia-Hypothese belegt werden sollte, der zufolge die Biosphäre selbst als eine Art Lebewesen betrachtet werden kann, das als sich selbst regulierendes System die Bedingungen für das Leben auf der Erde erhält; Anm. d. Übers.








Philip Kitcher

Platons Rache

Undemokratische Nachrichten von einem

überhitzten Planeten1



1.

Als im Sommer des Jahres 2099 Rekordtemperaturen aus immer zahlreicheren Gegenden gemeldet wurden, veröffentlichte das zwischenstaatliche Amt für Umweltforschung endlich die Antwort auf eine seit langem umstrittene Frage. Für den Anstieg der durchschnittlichen Erdtemperatur im 21. Jahrhundert waren schon viele Zahlen vorhergesagt worden, doch wie sich herausstellte, betrug der tatsächliche Wert 5,24 Grad Celsius, also mehr, als die Optimisten erwartet, und etwas weniger, als die Pessimisten befürchtet hatten. Über diesen Bericht diskutierten die früheren Bewohner der Malediven und des Golfs von Bengalen in den verschiedenen Ländern, in die sie geflohen waren, ebenso wie die Menschen, die die große italienische Wüste und die kalifornischen Salzsümpfe hatten verlassen müssen, während die wenigen, die richtige Prognosen gestellt hatten, mit Gläsern voller Schaumwein von den Hebriden anstießen. Das war für viele der zwei Milliarden Vertriebenen dieser Welt der gegebene Anlaß, der Milliarde oder mehr Menschen aus ihren früheren Heimatländern zu gedenken, die bei Flut- und Sturmkatastrophen, Dürren, Hungersnöten und im Zuge der Verheerungen umgekommen waren, die die sechs großen Pandemien angerichtet hatten, von denen der Erdball in den letzten vier Jahrzehnten heimgesucht worden war. Zugleich war es die Gelegenheit für einen ungewöhnlich populären Podcast (eine kuriose und längst veraltete Form der Kommunikation, die nur in Universitätskreisen der tiefsten Provinz überlebt hatte).

Niemand hätte erwartet, daß eine unbekannte, auf die Geschichte der antiken Philosophie spezialisierte Professorin – also eine der inzwischen sehr selten gewordenen Vertreterinnen dieses offenbar unnützen Fachgebietes – ein dermaßen großes Publikum ansprechen könnte, aber irgendwie fanden ihre Worte ein günstiges Echo. Natürlich fanden sich in den Diskussionsforen dieser Welt seit Jahrzehnten zahlreiche Beschuldigungen, die gegen jene Wähler des frühen 21. Jahrhunderts erhoben wurden, die immer wieder für Politiker gestimmt hatten, die schworen, das Gerede von der anthropogenen Erderwärmung sei eine Ente, oder die später gelobten, das Problem könne angegangen werden, ohne an den herkömmlichen Mustern des Energieverbrauchs etwas zu ändern. Vor allem in den Katastrophengebieten und in den Flüchtlingslagern hatten die Überlebenden voller Zorn über die gräßliche Verantwortungslosigkeit debattiert, die die Klimakrise letztlich verschuldet hatte. Auf diese Frage ging unsere Professorin zwar nicht ein, aber sie wies überzeugend darauf hin, daß eine Katastrophe dieser Art von einem Denker der Antike vorhergesagt worden war.

Schon der Anfang des Podcasts klang ein wenig skurril, denn im ersten Satz gebrauchte die Professorin eine längst ausgestorbene Form des Konjunktivs:


»Lebte Platon heute, so fiele es ihm schwer, den Ausruf ›Ich habe es euch gesagt!‹ zu unterdrücken.2 Abgesehen davon, daß er sich von Demokratie ein anderes Bild machte als wir heute – und daß er unser System als eine eigenartige Form von Oligarchie aufgefaßt hätte –, lautet eine seiner zentralen Aussagen: Das Geschäft des Regierens ist zu schwierig, um es den Unwissenden zu überlassen. Wenn man jenen, die von wichtigen Dingen keine Ahnung haben, gestattet, auch nur den geringsten Einfluß auf die Politik zu nehmen, bestehe die ernsthafte Gefahr, daß törichte Handlungen vollzogen oder notwendige Handlungen unterlassen werden. Die sogenannten demokratischen Gesellschaften seien Katastrophen, die der Verwirklichung harren, und im 21. Jahrhundert ist das Unheil schließlich in ganz großem Maßstab ausgebrochen. Die Ratschläge der Experten wurden selbst dann, wenn sie laut und eindringlich erteilt wurden, in den Wind geschlagen. Opfer, die dringend notwendig waren, wurden nicht gebracht. Unser Festhalten an einem verfehlten politischen System führte zur irreversiblen Veränderung des einen Planeten, den wir haben, und zum Tod von über einer Milliarde Menschen – ganz zu schweigen davon, daß weitere Milliarden dazu verdammt wurden, ein Leben in Not und Elend zu führen.«



Im Zuge ihrer weiteren Ausführungen nannte die Professorin noch einige akademische Einzelheiten, doch es war dieser Anfang ihrer Rede, der trotz des ungeschickten und antiquierten Stils im Bewußtsein des großen Publikums nachhallte. Jetzt war endlich klar, was schiefgelaufen war: Unsere Spezies bezahlte den Preis dafür, daß sie sich dermaßen für einen politischen Fetisch begeistert und zwanghaft an der Demokratie festgehalten hatte.



2.

Vielleicht kommt es nicht so schlimm, wie meine Geschichte nahelegt, aber möglicherweise geschieht noch größeres Unheil. Unter den Klimaexperten besteht Konsens, daß wir, sofern nichts unternommen wird, bestenfalls auf eine Erhöhung der Durchschnittstemperatur der Erde bis zum Ende des Jahrhunderts um zwei bis drei Grad Celsius hoffen können.3 Eine wirklich pessimistische Einschätzung ginge von sechs bis sieben Grad aus. Die Zahl, die ich mir ausgedacht habe, liegt ungefähr in der Mitte des Intervalls. Selbst wenn der Anstieg am unteren Ende der Skala läge, würde der ansteigende Meeresspiegel tiefliegende Inseln und Küstengebiete verschlucken, beispielsweise die Malediven und den Golf von Bengalen. Die italienische Wüste ist da eher eine Mutmaßung, und es könnte sein, daß die bella campagna sogar bei einem Temperaturanstieg von fünf Grad diesem schrecklichen Schicksal entgeht, falls es in der Entwicklung der Wettermuster zu einigen (freilich unwahrscheinlichen) Veränderungen kommt. Dieser Temperaturanstieg würde mit hoher Gewißheit das kalifornische Längstal überschwemmen und so dafür sorgen, daß sich sehr viel – von Sumpfgebieten durchzogenes – Salzwasser ausbreitet (und der kalifornischen Landwirtschaft ein Ende macht). Der Schaumwein von den Hebriden ist eine humorige Eventualität, doch die traditionellen Weinanbaugebiete werden gewiß nicht mehr die notwendigen Trauben hervorbringen. Die zunehmende Häufigkeit und Heftigkeit schädlicher Wetterereignisse – Dürren, Überschwemmungen und Orkane – ergeben sich als unmittelbare Folge aus dem Anstieg der Durchschnittstemperatur. Rasch schmelzende Schneeflächen sind die Ursache dafür, daß der Sommer mit Überschwemmungen beginnt, während es anschließend zu Dürreperioden kommt. Überschwemmungen wiederum werden dafür sorgen, daß die Wasservorräte kontaminiert werden. Wasserknappheit, Verseuchung von Quellen und Flüssen, Störungen der landwirtschaftlichen Produktion und Völkerwanderungen werden gewaltige Krankheitsausbrüche nach sich ziehen und sogar die schnelle Entwicklung neuer Formen der Krankheitsübertragung ermöglichen.

In den letzten drei Jahrzehnten hat sich unter den Klimaforschern der Welt ein überwältigender Konsens herausgebildet. Wie James Hansen, Steven Schneider und Michael Mann gezeigt haben, läßt die graphische Darstellung des zeitlichen Verlaufs der irdischen Durchschnittstemperatur eine außergewöhnliche Korrelation mit dem Anstieg der Treibhausgase in der Atmosphäre erkennen (wobei es sich hauptsächlich, aber keineswegs ausschließlich um Kohlendioxid handelt).4

Wie jeder Wissenschaftler weiß und Klimaleugner immer wieder betonen, ist eine Korrelation nicht dasselbe wie ein Beweis für direkte Verursachung, doch in diesem Fall ist nicht nur eine vorzügliche Korrelation gegeben, sondern auch ein – von den Erforschern der Erde und der Atmosphäre seit weit über einem Jahrhundert anerkannter – Mechanismus, der für den Temperaturanstieg bei Kohlendioxid-Zunahme verantwortlich ist. Obendrein gibt es keinen einleuchtenden Alternativmechanismus, mit dessen Hilfe sich dieser Effekt erklären ließe. Wenn Ihr literarischer Lieblingsdetektiv etwa ein Dutzend Korrelationen zwischen dem Mord und dem Verdächtigen nachweist und zeigt, wie dieser das schreckliche Verbrechen verüben konnte, während es keine plausible Konkurrenzerklärung gibt, werden weder seine weniger talentierten fiktiven Rivalen noch seine begeisterten wirklichen Leser ihre Zustimmung verweigern. Wenn Klimaforscher ein um mehrere Größenordnungen überzeugenderes Indiziengeflecht anzubieten haben und zeigen können, welcher potentielle Mechanismus für die Entwicklung verantwortlich ist, während sie die vorgeschlagenen Konkurrenzerklärungen verbindlich ausschließen können, wäre es starrsinnig und töricht, ihre Behauptungen nicht zu akzeptieren.

Der Minimalkonsens läßt folgenden Schätzwert zu: Selbst wenn wir sofort etwas unternehmen, um den Ausstoß von Treibhausgasen zu reduzieren, dürfte die Durchschnittstemperatur auf der Erde bis 2100 um zwei bis drei Grad ansteigen. Entgegenkommenderweise und vielleicht allzu optimistisch gehe ich von dieser Zahl als Basiswert aus, und zwar auch für den Fall, daß wir weiterhin nichts unternehmen. Die Wahrscheinlichkeiten, die verschiede
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Abb. 2: The Greenhouse Gamble.



 

nen Werten des Temperaturanstiegs üblicherweise zugeordnet werden, lassen sich aus Abbildung 2 ersehen.

Die Klimaforscher haben im Hinblick auf die Faktoren, die die Durchschnittstemperatur beeinflussen, verschiedene Modelle anzubieten (denn es gibt Meinungsverschiedenheiten darüber, welches Gewicht den für die eventuelle Verstärkung oder Abschwächung des Treibhauseffektes verantwortlichen Faktoren beizumessen ist). Außerdem schätzen sie den Grad des Meeresspiegel-Anstieges, die Auswirkungen auf Wettermuster und verschiedene geographische Regionen unterschiedlich ein. Es gibt jedoch einige Wirkungen, die nicht umstritten sind. Niemand zweifelt etwa daran, daß der durchschnittliche Meeresspiegel genügend ansteigen wird, um bestimmte tiefliegende Gegenden zu überschwemmen. Niemand stellt in Frage, daß extreme Wetterereignisse immer häufiger werden. Das heißt, die Verteilung von Wet
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Abb. 3: Temperatur und CO2-Konzentration in den letzten 400000 Jahren (die Daten stammen aus dem Vostok-Eiskern).



 

terereignissen wird sich so verändern, daß das, was früher selten war, häufiger vorkommt, während die neuerdings »seltenen« Ereignisse (die neuen Enden der Verteilung) ohnegleichen sind.

Aus dieser übereinstimmenden Expertenmeinung ergibt sich eine auf mehreren Ebenen zu führende Debatte. Auf der untersten Ebene geht es um die Existenz der anthropogenen Erderwärmung; und was diese Ebene betrifft, sollten abweichende Meinungen längst verstummt sein. Auf der zweiten Ebene handelt es sich um die Frage, ob die wahrscheinlichen Zunahmen der irdischen Durchschnittstemperatur unerfreuliche oder katastrophale Folgen haben werden. Im Idealfall würde die auf dieser Ebene geführte Debatte mit einer Zuordnung genauer Wahrscheinlichkeiten zu den Intervallen beginnen, in deren Rahmen die Zunahme liegen könnte. Dazu könnte man beispielsweise fest
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Abb. 4: Ein Anstieg der Durchschnittstemperatur kann zur Häufung extremer Wetterphänomene führen.



 

stellen, die Wahrscheinlichkeit für eine Zunahme um vier bis fünf Grad liege, sofern dem Ausstoß von Treibhausgasen kein Einhalt geboten wird, bei 0,19. Außerdem könnte man die exakten Folgen eines solchen Temperaturanstieges angeben und beispielsweise jene Regionen der Welt ermitteln, die überschwemmt werden oder von extremer Dürre betroffen sein werden, und so weiter. Realistisch gesehen, ist nichts dergleichen möglich. Angenommen, wir beschränken unsere Aufmerksamkeit auf die Konsequenzen für das menschliche Wohlergehen – und das ist, angesichts der Schwierigkeit der Berücksichtigung aller ökologischen Variablen, die das Überleben nichtmenschlicher Arten beeinflussen könnten, und angesichts der sehr unterschiedlichen Sorgen, die sich die Menschen im Hinblick auf den Artenschutz machen, eine durchaus sinnvolle Einschränkung. Doch selbst wenn man von dieser Annahme ausgeht, ist bereits die Schätzung des Anstiegs des Meeresspiegels eine schwierige Sache; doch die Einbeziehung der zahllosen Faktoren, die zu Dürre, Einbrüchen der landwirtschaftlichen Produktion, Häufigkeit katastrophaler Wetterereignisse und Krankheitsausbreitung führen, wäre noch weitaus schwieriger.

Was eine vernünftige Auseinandersetzung auf dieser zweiten Ebene betrifft, wäre es auf jeden Fall besser, einen Begriff der »katastrophalen Folgen« zu bestimmen und im Hinblick auf spezifische Intervalle des Temperaturanstiegs die Frage aufzuwerfen, wie groß die Chance ist, dieses Ergebnis zu vermeiden. In diesem Sinne könnte man etwa feststellen, daß eine Situation, in der innerhalb eines Jahrzehnts mindestens eine Milliarde Menschen infolge der Erderwärmung ums Leben kommt, eine katastrophale Konsequenz inakzeptablen Ausmaßes darstellt, um sodann die Frage zu stellen, mit welcher Wahrscheinlichkeit sich dieses Ergebnis verhindern ließe, wenn der Anstieg der Durchschnittstemperatur 3,5 bis 4,5 Grad betrüge. Jede Antwort auf diese Frage wäre freilich eine Sache des Expertenurteils. Dennoch ist es wohl wahrscheinlich, daß jene, die sich intensiv damit befaßt haben, die überaus vielfältigen, der Darstellung möglicher Beeinträchtigungen des menschlichen Wohlergehens und des menschlichen Überlebens dienenden Szenarios zu artikulieren, ungefähr folgendes sagen würden: Zieht man die unterschiedlichen Faktoren in Betracht, von denen schon die Rede war – Anstieg des Meeresspiegels, Dürre, Wasserverseuchung, Einbrüche der landwirtschaftlichen Produktion, Veränderungen im Muster von Krankheitsübertragungen und notgedrungene Völkerwanderungen –, dürfte es, wenn die Durchschnittstemperatur der Erde zwischen 3,5 und 4,5 Grad anstiege, höchst unwahrscheinlich sein, daß die Zahl der verlorenen Menschenleben in den letzten Jahrzehnten des 21. Jahrhunderts unter der Schwelle von einer Milliarde gehalten werden könnte. Wer solche Expertenurteile verspottet, verhält sich nicht vernünftiger als jemand, der sich über die Pläne vorsichtiger Eltern lustig macht, die gründlich über ihre gegebenen Verhältnisse, ihre Aussichten und die Bedürfnisse ihrer Kinder nachdenken, um anschließend Entscheidungen über verschiedene Versicherungs- und Geldanlagestrategien zu treffen.

Auf der dritten Ebene geht es darum, das auf der zweiten Ebene erzielte Ergebnis in eine möglichst gründliche Untersuchung des wahrscheinlichen Resultats alternativer Strategien einzubetten. Der vernünftige Kern der Proteste gegen die bekannten Vorschläge zur Beschränkung des Ausstoßes von Treibhausgasen besteht in der richtigen Feststellung, daß diese Vorschläge jetzt lebenden Personen und unseren Nachkommen Lasten auferlegen. Hier ist die vergleichende Analyse von entscheidender Bedeutung. Man muß nicht nur einsehen, daß die Konsequenzen uneingeschränkten Weitermachens inakzeptabel und schlimm sind, sondern man muß außerdem erkennen, daß diese Konsequenzen noch schlimmer sind als das Resultat, das sich einstellen würde, wenn man die Bremse zöge. Wenn die Auseinandersetzungen auf der untersten Ebene beendet sein sollten (so, wie es meiner Überzeugung nach der Fall sein sollte) und die Umrisse einer Lösung auf der zweiten Ebene bereits sichtbar sind, müssen die Fragen auf der dritten Ebene sehr viel klarer artikuliert werden, als es bis jetzt der Fall ist. Um unsere politischen Diskussionen voranzubringen, benötigen wir einen gründlichen Überblick über alle Alternativen zum alltäglichen Trott, der kenntnisreiches und phantasievolles Denken beizusteuern vermag, sowie möglichst sorgfältige und präzise Skizzen der Folgen, die sich für den Menschen ergeben werden. Auf dieser Ebene spielt das Expertenurteil eine noch wichtigere Rolle als auf der zweiten, denn welche spezifischen Szenarios für wahrscheinlich gehalten und ausgewählt werden, hängt seinerseits von der Gewichtung der Stärke von Faktoren ab, die jeder Fähigkeit zur Angabe numerischer Schätzwerte spotten; und der nächste Schritt, bei dem die Chancen des Eintretens dieser Faktoren miteinander verglichen werden müssen, würde Urteile voraussetzen, bei denen selbst die am besten unterrichteten Personen zu Recht ein ungutes Gefühl beschliche. Vielleicht dürfen wir hoffen, die Erkundung der Alternativen fiele phantasievoll genug aus, um ein einleuchtendes Szenario ausfindig zu machen, das den hervorstechendsten Konkurrenten deutlich überlegen wäre. Das könnte beispielsweise dann der Fall sein, wenn es kluge und überzeugende Vorschläge dafür gäbe, wie Energiequellen, die keine Umweltprobleme mit sich bringen, nutzbar gemacht werden könnten. Ohne ein besonders einleuchtendes Szenario muß sich unsere Spezies eventuell ganz bewußt auf eine Wette einlassen. Vielleicht befinden wir uns in der peinlichen Lage, die William James am Schluß seines Aufsatzes »Der Wille zum Glauben« heraufbeschwört:5 In einem Schneesturm, der ihm die Sicht nimmt, muß sich der Wanderer für irgendeine Richtung entscheiden, obwohl er sich völlig darüber im klaren ist, daß er vielleicht auf einen Abgrund zugeht.

Auf der vierten und letzten Ebene kommen zu den Erwägungen der dritten Stufe wichtige einschränkende Bedingungen hinzu, die dem Bereich der Ethik und der Gerechtigkeitstheorie entstammen. Die Bürden und die Vorteile bestimmter Reaktionen auf die ansteigende Durchschnittstemperatur unseres Planeten belasten verschiedene Personengruppen in unterschiedlicher Weise. Die Bewohner verschiedener Regionen sind unterschiedlich betroffen. Die Angehörigen von Gesellschaften, die aus früherer Anwendung fossiler Brennstoffe Vorteile gezogen haben, sind anders betroffen als die Angehörigen von Ländern, die noch auf dem Weg zur Industrialisierung sind. Wer heute lebt, ist anders betroffen als die Nachgeborenen. Selbst wenn die Konsequenzen der auf der dritten Ebene entfalteten möglichen Reaktionen völlig klar wären, müßten diese Reaktionen dennoch zunächst einer ethischen Prüfung unterzogen werden, um eine gerechte Behandlung aller Betroffenen zu gewährleisten – und mit »Betroffenen« sind alle Angehörigen unserer Spezies ab heute bis weit in die Zukunft gemeint. Auch wenn man skeptische Bedenken berücksichtigt, denen zufolge ethische Probleme überhaupt nicht lösbar sind, konfrontiert uns die Erderwärmung mit Gerechtigkeitsfragen, die wir Menschen beantworten – und zwar gemeinsam beantworten – müssen.

Hier habe ich die Debatte, die uns die Natur abverlangt, bloß skizziert, ohne auf alle möglichen Überlegungen einzugehen, die bei einer detaillierten Darstellung eine Rolle spielen müßten. Für unser jetziges Anliegen ist eine Skizze jedoch ausreichend. Es geht mir nämlich darum, zu verstehen, inwiefern unsere gegenwärtigen Mißverständnisse der Demokratie und der Anforderungen, die das Engagement für die Demokratie mit sich bringt, die globalen politischen Diskussionen stört, die wir so dringend brauchen.



3.

Überall auf der Welt ist die Beachtung, die dem Klimawandel aus politischer Perspektive geschenkt wird, zurückgegangen. Auch Länder, die sich vermeintlich darauf festgelegt hatten, den Ausstoß von Treibhausgasen ernsthaft zu beschränken, nehmen jetzt Abstand von solchen (wie die Industriellen sagen) »lästigen« Regulierungsmaßnahmen. In Großbritannien und den USA ist die Situation besonders unheilvoll. Ein offenkundiger Faktor, der hilft, diese Widerrufung zu erklären, ist der Zustand der globalen Wirtschaft: Im Grunde ziehen die Nationalstaaten voreilige Schlüsse hinsichtlich der Diskussionen auf der dritten und vierten Ebene, denn aus ihrer Sicht sind ihre derzeitigen ökonomischen Aussichten gefährdet. Verstärkt wird der Rückzug aus der aktiven Klimapolitik dadurch, daß die Öffentlichkeit Zweifel an der Notwendigkeit hegt, dieser Frage Aufmerksamkeit zu schenken. Im Anschluß an gewisse Enthüllungen über E-Mails zwischen Klimaforschern und einen (geringfügigen) Fehler in einem Abschnitt des IPCC-Berichts haben viele Medien herumgetönt, das Gerede von der Erderwärmung sei eine Ente. Die Anzahl amerikanischer Senatoren und Angehörigen des Repräsentantenhauses, die geneigt sind, diese Auffassung zu akzeptieren, reicht aus, um ernsthafte politische Entscheidungen seitens der größten Wirtschaftsmacht der Erde unmöglich zu machen. Die Vereinigten Staaten haben zwar das Glück, einen Präsidenten zu haben, der von dieser Problematik ein wenig versteht, doch ihm sind die Hände gebunden, und seine Aufmerksamkeit ist abgelenkt. Außerdem ist es möglich, daß sein zukünftiger Nachfolger den großen Ölkonzernen nahesteht und völlig davon überzeugt ist, daß Warnungen vor der zunehmenden Erdtemperatur nichts weiter sind als skandalöse Lügen.

Es gibt eine von der Yale University veröffentlichte Studie zu den Einstellungen der Amerikaner, die von manchen Autoren zum Anlaß genommen wird, ein tröstlicheres Bild zu zeichnen. Die Studie kam unter anderem zu folgenden Ergebnissen:

Die Mehrheit (63 Prozent) der Amerikaner hat erkannt, daß die Erderwärmung tatsächlich voranschreitet, während 19 Prozent behaupten, es gebe sie nicht, und 19 Prozent sagen, sie wüßten es nicht.

Die Hälfte der Amerikaner (50 Prozent) sagt: Wenn die Erderwärmung real ist, ist sie hauptsächlich durch menschliches Handeln verursacht. Über ein Drittel (35 Prozent) sagt: Falls sich die Erde tatsächlich erwärmt, sind die Ursachen natürlicher Art, während sieben Prozent die Frage zurückweisen und sagen, es gebe gar keine Erderwärmung.

39 Prozent sagen, die meisten Wissenschaftler seien der Ansicht, daß die Erderwärmung voranschreitet, während 38 Prozent behaupten, die Wissenschaftler seien ganz unterschiedlicher Meinung darüber, ob die Erderwärmung im Gange ist oder nicht.

Gut die Hälfte aller Amerikaner gibt an, sie mache sich sehr große (16 Prozent) oder ziemlich große Sorgen (39 Prozent) wegen der Erderwärmung, während 45 Prozent sagen, sie machten sich keine großen (26 Prozent) oder gar keine Sorgen (19 Prozent).6

Eigentlich sind diese Zahlen nicht sonderlich beruhigend. Erstens gilt es festzuhalten: Die Wahrscheinlichkeit einer Konjunktion kann den Gesetzen der Wahrscheinlichkeitsrechnung entsprechend nicht größer sein als die Wahrscheinlichkeit ihres am wenigsten wahrscheinlichen Konjunktionsgliedes. Also glauben höchstens 50 Prozent der amerikanischen Bevölkerung an anthropogene Erderwärmung. Offenbar sind die Amerikaner über den außergewöhnlichen internationalen Konsens unter Klimaforschern gar nicht gut unterrichtet. Offensichtlich handelt es sich auch nicht um ein Gebiet, das den amerikanischen Bürgern große Sorgen bereitet.

Die Tatenlosigkeit der letzten Regierungen der Vereinigten Staaten spiegelt also die Stimmung des Volkes wider. Man könnte meinen, genauso solle es sich in einer Demokratie auch verhalten. Denn einer schlichten Auffassung der Implikationen von Demokratie zufolge sollte die Politik dem Willen der Öffentlichkeit entsprechen. Wenn die Öffentlichkeit nicht glaubt, daß eine bestimmte Frage behandelt werden sollte, sei es auch völlig richtig, daß in dieser Sache nichts unternommen wird. Platon meinte, darauf sei die Demokratie grundsätzlich festgelegt; und da er erkannte, daß viele Menschen über das, was wirklich in ihrem Interesse liegt, getäuscht oder in die Irre geführt werden können, zog er den Schluß, die Demokratie sei eine politische Katastrophe.

Viele Freunde der Demokratie sind ebenso wie Platon der Meinung, das von ihnen befürwortete politische System sei auf diesen Grundsatz festgelegt. Da sie außerdem die Möglichkeit einräumen müssen, daß die tatsachenbezogenen Meinungen der Öffentlichkeit völlig verkehrt sein können – und da sie ferner einsehen müssen, daß diese Möglichkeit in verschiedenen Gesellschaften und verschiedenen Situationen Wirklichkeit geworden ist –, können sie nicht umhin, die gleiche Zwischenkonklusion zu ziehen wie Platon, der zufolge Demokratien manchmal (und vielleicht häufig) politische Maßnahmen ergreifen, die den Interessen der meisten ihrer Bürger zuwiderlaufen. Wenn man das nicht als Katastrophe bezeichnen will, muß das entweder daran liegen, daß die mangelnde Übereinstimmung zwischen Politik und Interessen unter demokratischen Regierungen weniger häufig vorkommt als in anderen Systemen, oder daran, daß die von der Demokratie gewährte Freiheit einen besonderen Wert hat, der die Vereitelung von Mehrheitsbestrebungen wettmacht.

Es ist in der Tat möglich, politische Idealsysteme zu ersinnen, die den Interessen der Bürgermehrheit vollkommen gerecht werden. Platon selbst hat eine solche Utopie entworfen, in deren Rahmen die perfekte Übereinstimmung gewährleistet sein sollte. Zum Teil läßt sich die Demokratie mit dem Hinweis verteidigen, so etwas wie eine auch nur annähernde Entsprechung zwischen Politik und Mehrheitsinteressen sei in einer von Menschen bestimmten Welt nicht durchzusetzen: Kein Bildungssystem könne die Wächter hervorbringen, die in ihrer Person tiefe Einsicht und Unbestechlichkeit miteinander verbinden. Doch selbst wenn man seine Zweifel hinsichtlich der unvermeidlichen Käuflichkeit politischer Führer suspendiert, bliebe dem demokratischen Entscheidungsprozeß ein weiterer Vorteil erhalten, und zwar ein Vorteil, der sich aus der durch Demokratie ermöglichten Freiheit ergibt. Es ist nämlich wirklich etwas dran an der Vorstellung, daß wir durch eigenständiges Handeln auch dann etwas gewinnen, wenn andere in unserem Namen bessere Entscheidungen treffen könnten. Die Freiheit, sich zu äußern, überwiegt die zusätzlichen Fehler.

Wie weit kann das gehen? Angenommen, den meisten Angehörigen eines Gemeinwesens – oder sogar der überwältigenden Mehrheit der Menschen überhaupt – sei ein grundlegendes Anliegen gemeinsam. Ferner sei angenommen, dieses Anliegen sei für das Leben und die persönlichen Pläne der Menschen so bedeutsam, daß ihr Leben und ihre Pläne völlig ruiniert und gescheitert wären, falls dieses Anliegen nicht erfüllt wird. Wäre eine Demokratie, deren Politik dieses Anliegen gefährden – oder sogar schädigen – würde, einer Autokratie vorzuziehen, deren Politik der Verwirklichung dieses Anliegens förderlich wäre? Ist die Freiheit, selbständig entscheiden zu dürfen, wertvoller als die Beeinträchtigung der wichtigsten Ziele und Interessen der meisten Menschen?

Für viele von uns Menschen gilt, daß unsere Hoffnungen im Hinblick auf unsere Nachfahren mit einem Gefühl für die eigene Identität verknüpft sind. Zum Ausdruck kommen diese Hoffnungen in den Opfern, die wir unseren Kindern und Enkeln bringen, aber der Bereich, auf den sich unsere Hoffnungen beziehen, reicht weiter als diese Opferbereitschaft: Unser Leben verliert seinen Wert, falls wir einsehen müssen, nicht das Nötige getan zu haben, um unseren Nachfahren zu ermöglichen, ihrerseits ein sinnvolles Leben zu führen (wobei unter »Nachfahren« nicht nur biologische Verwandte zu verstehen sind, sondern auch die nach uns kommenden Angehörigen unserer Gemeinschaft). Kämen wir zu der Überzeugung, wir hätten ihre Lebenswelt gefährdet und Dinge getan, die es ihnen unmöglich machen, auf unserem Planeten ein sicheres und gesundes Leben zu führen, würden wir glauben, eine wichtige Pflicht, die wir ihnen schulden, versäumt zu haben. Da wäre es kaum ein Trost, auf den vermeintlich hohen Wert zu pochen, der der Mitwirkung an zutiefst uninformierten demokratischen Entscheidungen zukommen soll.

Die der Demokratie unterstellte »grundsätzliche Festlegung« gehört zu einem allzu simplen Bild von Demokratie. Platon und die Freunde der Demokratie, die ich mir oben ausgemalt habe, sind im Irrtum. Freilich ist die demokratische Freiheit eine wertvolle Sache, doch ihr Wert gründet in der Förderung der Bürgerinteressen. Die eigene Stimme spielt im demokratischen Prozeß deshalb eine Rolle, weil sie es ermöglicht, die eigenen Interessen deutlich zu machen. Insofern die zum Ausdruck gebrachten Präferenzen jedoch unseren Interessen zuwiderlaufen, hat die abgegebene Stimme keine Bedeutung.

Die Demokratie ist ein politisches System, das sich geschichtlich entwickelt. Ihr Ansehen beruht nicht auf der naiven Überlegung, die »Regierung durch das Volk« werde zu politischen Maßnahmen führen, die den Volkswillen ausdrücken, sondern es beruht auf der offenkundigen Fähigkeit der Demokratie, das Problem der identifizierbaren Repression zu lösen. Dieses Problem stellt sich in Gesellschaften, in denen die große Mehrheit der Menschen ganz deutlich erkennen kann, daß die Regierenden in einer Art und Weise handeln, die den Mehrheitsinteressen direkt zuwiderläuft: Die Entbehrungen und Leiden, die sie zu spüren bekommen, lassen sich problemlos und fehlerfrei auf die Handlungen ihrer Unterdrücker zurückführen. Die Festsetzung bestimmter Grenzen in einer geschriebenen oder ungeschriebenen Verfassung ist ein erster Schritt zur Selbstverteidigung gegen tyrannische Übergriffe, doch wenn die Regierenden die Grenzen überschreiten, ist es die Maschinerie der Wahlen und der Stimmabgabe, die ihre Abberufung ermöglicht. Wenn man über das vorige Jahrhundert und die Diktaturen nachdenkt, die sich in vielen Weltgegenden erfolgreich gehalten haben, wird klar, wie wichtig es ist, eine Lösung für dieses Problem zu finden.

Heute haben es die menschlichen Gesellschaften jedoch mit einem anderen Problem zu tun, nämlich mit dem Problem der nicht identifizierbaren Repression. Selbst in den besonders wohlhabenden Demokratien von heute leiden bestimmte Bürger unter politischen Regierungsmaßnahmen, die ihnen die Chance zur Verwirklichung ihrer legitimen Interessen nehmen. Weder die Kinder, die gefährliche, miserabel ausgestattete Schulen mit schlecht ausgebildeten Lehrern besuchen, noch ihre Erziehungsberechtigten (häufig ein alleinerziehender Elternteil oder eine lustlose Großmutter) können die Ursachen der Verhältnisse, die ihre Zukunftsaussichten von frühester Jugend an derart schmälern, ohne weiteres erkennen. Die Auswirkungen einer Nebelwolke bürokratischer Regierungsentscheidungen »rieseln herab« auf ihr muffiges Leben (endlich einmal ist der Ausdruck »trickle down« angemessen). Erst wenn die demokratische Regierungstätigkeit durch öffentliches Wissen verstärkt wird, kann die Demokratie mit solchen Problemen fertig werden. Sind die für die Beeinträchtigung der Bürgerinteressen verantwortlichen Faktoren den meisten unbekannt, verkommt die »Regierung durch das Volk« zu einem nichtssagenden frommen Wunsch. Zum Teil hatte Platon eben doch recht.

In einer Welt mit komplexer Arbeitsteilung, in der folgenreiche Entscheidungen von Spezialkenntnissen abhängen, deren Formulierung im Regelfall für die allermeisten Menschen unverständlich ist, sind Probleme der nicht identifizierbaren Repression überall anzutreffen. Bei vielen Ursachen der heutigen Repression ist es nicht ausreichend, wenn sich die Demokratie damit begnügt, den Schutz gegen offensichtliche Tyrannei zu gewährleisten (obschon dieser Schutz wichtig ist). Die Demokratie muß sich weiterentwickeln.
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An diesem Punkt könnte der folgende naheliegende Gedanke ins Spiel kommen: Demokratische Gesellschaften sind nicht nur auf verfassungsmäßige Garantien und Chancen zur Abwahl derjenigen festgelegt, die gegen Normen verstoßen, sondern sie zeichnen sich außerdem durch »freie und offene« Diskussionen aus. Damit wird uns genau das geliefert, was wir benötigen. Ausgestattet mit Mutterwitz, gesundem Menschenverstand, naturgegebener Vernunft (oder was uns sonst noch einfallen mag), vermögen die Bürger den für sie relevanten Streitfragen Gehör zu schenken, sie zu beurteilen und die Dinge, die sie wissen müssen, als solche zu erkennen. Die heutige Begeisterung für die Wunderwirkungen »fairer und ausgeglichener« Debatten – die allenfalls von der Begeisterung für die Wunderwirkungen des »freien Marktes« eingeholt wird – übersetzt Ideen in den modernen Kontext, die auf elegante und beredte Weise schon vor Jahrhunderten formuliert worden sind. So stellt John Milton die rhetorische Frage: »Wer hat je gehört, daß die Wahrheit in einem freien und offenen Gefecht unterlag?«, und John Stuart Mill preist die »deutlichere Wahrnehmung und den lebhafteren Eindruck des Richtigen, der durch den Widerstreit mit dem Irrtum entsteht«.7 Vielleicht hatten Milton und Mill recht mit ihrer Überzeugung, die öffentliche Diskussion werde im Hinblick auf die Streitfragen, die ihnen am meisten am Herzen lagen, den erwarteten Nutzen bringen. Aber die Umstände, unter denen wir heute leben, sind andere als damals.

Milton, Mill und ihre Nachfolger setzen die Geltung eines Prinzips der Harmonie des Belegmaterials voraus: Die öffentliche Diskussion über Streitfragen spiele sich so ab, daß sich jene, die das abschließende Urteil sprechen, dabei auf die empirischen Belege stützen können, die die konkurrierenden Standpunkte jeweils unterfüttern. Im Rahmen der Debatte, von der dieser Essay ausging, wird dieses Prinzip offensichtlich mißachtet. Denn nur ein winziger Bruchteil derjenigen, deren Interessen vom Klimawandel betroffen sein werden, ist auch nur im mindesten dazu in der Lage, mit den Belegen für oder gegen die Hauptthesen, die in der öffentlichen Kontroverse eine Rolle spielen, etwas anzufangen. Die Annahme, nach der die Leser der Zeitungsartikel, die Hörer der Radiosendungen, die Zuschauer der Fernsehnachrichten oder die Besucher der diversen Internet-Adressen dadurch zu einer »deutlicheren Wahrnehmung und einem lebhafteren Eindruck des Richtigen« gelangen, ist ein absurdes Hirngespinst. Wenn man allen diesen Medienquellen auf den Grund geht, wird offensichtlich, daß diejenigen, die die Wahrheit unterdrücken wollen, über zahlreiche Waffen verfügen. Leugner des Klimawandels lassen sich von spendierfreudigen großindustriellen Paten großzügig ausstatten, um ihre Botschaft mit raffiniert gemachten Videoclips zu verbreiten. Rhetorisch schmücken sie sich mit den Tugenden der Diskussionsfreiheit und rühmen ein wackeres Ideal, während sie zur selben Zeit Bedingungen schaffen – nämlich Arenen, in denen Produktionszahlen an die Stelle von Gründen treten –, die jede Aussicht auf Verwirklichung dieses Ideals zunichte machen.

In der heutigen Welt ist es unwahrscheinlich, daß Marktmechanismen die Verbreitung zutreffender Informationen begünstigen. Selbst wenn Ungenauigkeiten aufgespürt und für wichtig erachtet werden, läßt sich ihre öffentliche Verbreitung behindern. Die Medien dürfen mit hohen Gewinnen rechnen, wenn sie nüchterne Reportage durch Sensationsmache und Aufklärung durch Unterhaltung ersetzen. Vor allem in Gesellschaften, in denen tiefreichende politische und religiöse Differenzen bestehen, können Marktnischen mit einem Zusammenhang von Einstellungen definiert werden, der mit Hilfe der neuesten »Nachrichten« ständig verstärkt werden muß. Wer den entsprechenden Sender einschaltet, kann sicher sein, daß seine Grundüberzeugungen nicht in Frage gestellt werden. Außerdem gilt: Je ungenauer das Weltbild der Bürger, desto weniger sind sie dazu imstande, sich kritische Gedanken über ihre bevorzugten »Informations«-Quellen zu machen. Die Welt, in der sie leben, ist von den Vorstellungen, die sich Milton und Mill gemacht haben, weit entfernt.

Doch selbst wenn diese vertrauten Merkmale der Verbreitung »öffentlichen Wissens« nicht gegeben wären, würde es dennoch schwerfallen, die Probleme der nicht identifizierbaren Repression, denen wir gegenüberstehen, zu bewältigen. Es gibt nämlich eine wichtige Einsicht, die auf Thomas Kuhn – und letztlich auf Ludwik Fleck – zurückgeht und jede Möglichkeit einer rechtzeitigen Beilegung technischer Kontroversen in einem öffentlichen Forum in Frage stellt. Kuhns historische Beispiele zeigen klar, daß die Überlegungen, die vielen wissenschaftlichen Debatten zugrunde liegen, subtil und heikel sind, daß Lösungen nur langsam erreicht werden und daß ein komplexes Argumentationsgewebe ausgearbeitet werden muß, ehe man auch nur zu einem annähernden Konsens gelangen kann.8 Das wissenschaftliche Entscheidungsverhalten gehorcht keinem Algorithmus (auch wenn die Philosophen weiter von einem solchen Algorithmus träumen), und es gibt weder ein einzelnes Indiz noch ein einzelnes Argument, das jeden überzeugen könnte. Also selbst wenn man allgemeines Entgegenkommen und tadellose Aufrichtigkeit unterstellen dürfte, würde uns die Aufgabe, die Kontroverse um den Klimawandel öffentlich einer Lösung zuzuführen, vor gewaltige Herausforderungen stellen. Es ist schlicht unrealistisch, zu erwarten, daß die Festlegung der Demokratie auf »freie und offene Diskussionen« die zahlreichen Probleme der nicht identifizierbaren Repression lösen wird, denen sich die Bürger moderner Gesellschaften gegenübersehen, oder daß offene Debatten die politischen Führer unter genügend Druck setzen werden, um sie zur Gestaltung politischer Maßnahmen zu veranlassen, die den eigentlichen und zentralen Interessen fast aller Menschen gerecht werden. Wie es scheint, ist die Bewahrung der Demokratie nicht mit der Rettung unseres Planeten vereinbar.
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Ist dies Platons Rache? Ich hoffe nicht, und meine Hoffnungen beruhen auf der Überlegung, daß die Demokratie ein sich entwickelndes politisches System ist – daß sie in Entwicklung begriffen sein muß. Platon hatte recht, als er sein politisches System mit einem Bildungsprogramm verknüpfte. John Dewey, der zu den größten Verfechtern der Demokratie gehört, tat das gleiche. Bildung, ernstzunehmende Bildung, muß im Mittelpunkt der Demokratien der Zukunft stehen (sofern es sie überhaupt noch geben wird), doch wie Dewey erkannte, kann Demokratisierung selbst eine Form von Bildung sein.9 Jenseits der oberflächlichen Maschinerie der Abstimmungen und Wahlen – jenseits der »freien Diskussionen«, bei denen die Parteigänger unterschiedlicher Couleur um die Unterstützung der Bürger kämpfen – liegt das wechselseitige Aufeinandereingehen der Bürger, der Austausch der Standpunkte, die gegenseitige Anerkennung. Die Reform der Bildungssysteme der heutigen Welt ist wahrscheinlich ein wichtiger Schritt, aber sie wird zu langsam vonstatten gehen, um auf einige der Herausforderungen, denen unsere Spezies jetzt gegenübersteht, zu reagieren. Auch wenn die Wähler der kommenden Generationen mehr von den Fragen verstünden, die den Klimawandel betreffen, können wir doch nicht so lange warten. Kurzfristig gesehen, ist das, was wir dringend brauchen, die Wiederherstellung des Vertrauens in echtes Expertenwissen. Wie könnte das geschehen?

Eine Möglichkeit besteht darin, eine Form des demokratischen Diskutierens umzugestalten, die schon oft im Mittelpunkt gedeihender Volksregierungen gestanden hat: Bürger mit unterschiedlichen Betrachtungsweisen können zusammengebracht werden, so daß sie mit Vertretern der einschlägigen Bereiche der Fachforschung ins Gespräch kommen und in diesem Rahmen dazu ermuntert werden, zu einem Konsens zu gelangen. Was diese Leute zu berichten haben, kann dann einer größeren Gruppe von Bürgern helfen, sich ebenfalls dieses Verständnis der Experten anzueignen. Vertrauen kann wiederhergestellt werden, indem kleinen, repräsentativen Gruppen »ein Blick hinter die Kulissen« gewährt wird. Sobald sie wieder hervortreten aus den Kulissen, können sie andere Bevölkerungsgruppen über ihre Eindrücke unterrichten. Das ist eine erweiterte Form des Ideals der wohlgeordneten Wissenschaft, das dem Versuch dient, ein realistisches Bild des wissenschaftlichen Unterfangens mit demokratischen Werten zu verbinden.10

In den letzten Jahrzehnten ist die Autorität der wissenschaftlichen Experten drastisch zerrüttet worden.11 Dafür ist keine bestimmte philosophische Bewegung verantwortlich – das postmoderne Denken wird ja nicht mit dem Trinkwasser verabreicht. Ebensowenig liegt es daran, daß der schlüssige Nachweis für die Unzuverlässigkeit wissenschaftlicher Ergebnisse erbracht worden wäre. Schuld ist vielmehr erstens der auf Wissenschaftler ausgeübte Zwang, sich zu dringlichen Fragen zu äußern, ehe ein klar artikulierter Konsens gegeben ist, der in unkomplizierter Sprache vorgestellt und begründet werden kann; zweitens die Funktionsweise der »Prestigewirtschaft«, die den Verfahrensweisen wissenschaftlicher Gemeinschaften zugrunde liegt; und drittens die unvermeidliche Vermischung von wissenschaftlicher Arbeit und Werturteilen.

Wir leben in einer Welt mit zahlreichen großen Problemen. Die darauf bezogenen wissenschaftlichen Äußerungen müssen vorläufiger Art sein, was bedeutet, daß deren Erörterung häufig öffentliche Streitgespräche zwischen »Experten« mit sich bringt. Außerdem wird die begrüßenswerte Vielfalt wissenschaftlicher Perspektiven häufig durch Konkurrenz zwischen Wissenschaftlern, die um Prestige kämpfen, verstärkt. Selbst wenn ein Konsens offenbar in greifbare Nähe gerückt ist, gibt es für die Vertreter abweichender Meinungen Anreize, mit ihren Ideen vor ein fachfremdes Publikum zu treten, das überhaupt nicht dazu in der Lage ist, den Wert ihrer Aussagen zu beurteilen.

Von besonders grundlegender Bedeutung ist jedoch die zunehmende Einsicht, daß die Wissenschaftler bei der Wahl ihrer Problemstellungen, bei der Durchführung ihrer Forschung und sogar bei der Bewertung ihrer Schlußfolgerungen entscheiden müssen, ob die von ihnen erwogenen Hypothesen und die von ihnen verfertigten praktischen Werkzeuge tauglich genug sind, um für die anstehenden Zwecke eingesetzt zu werden. An diesem Punkt kommen Werturteile ins Spiel. Sobald dieser Sachverhalt erkannt ist, kann den Wissenschaftlern, die eine Konsensmeinung vertreten, der Vorwurf gemacht werden, sie vernachlässigten das wissenschaftliche Ideal und ließen sich von unzulässigen Vorurteilen leiten. Zusätzlich kompliziert wird die Situation durch weitverbreitetes Mißtrauen gegenüber der Möglichkeit einer ernsthaften Wertediskussion. Der nachdenkliche Klimaforscher, der sein Urteil über Konsequenzen für den Menschen ausspricht, wird im Prinzip genauso behandelt wie die Verkünder von Ansichten, die frappierend mit den Zielen der Privatunternehmen übereinstimmen, die ihre Forschung finanzieren.

Innerhalb der Familie und in kleinen Gemeinschaften ist eine lohnende Diskussion über Werte und Ziele durchaus möglich und sogar recht verbreitet. Die richtigen Sorgen, die man sich im Hinblick auf die »Experten« machen sollte, beziehen sich nicht darauf, daß sie überhaupt Werte ins Spiel bringen – das läßt sich sowieso nicht vermeiden –, sondern darauf, daß sie Werte ins Spiel bringen, die im Rahmen einer umfassenden demokratischen Diskussion nicht zu halten sind, da sie nicht den gemeinsamen Grundinteressen der weitaus meisten Angehörigen unserer Spezies entsprechen, sondern gewisse Spezialinteressen bedienen. Was wir dringend brauchen, sind Kommunikationskanäle, die solche Zweifel beschwichtigen. Daher mein (provisorischer) Vorschlag: Kleine, repräsentative Bürgergruppen sollten sich hinter die Kulissen begeben und nach ihrer Rückkehr über die Beschaffenheit des Konsenses und die betreffenden Werte berichten. Um auf Platons Herausforderung zu antworten, muß etwas dergleichen unternommen werden, damit der Ahnungslosigkeit der Öffentlichkeit, der die Zukunft unserer Kinder derzeit ausgeliefert ist, abgeholfen werden kann.

Am Ende muß das demokratische Gespräch wirklich global werden. Was den Klimawandel betrifft, müssen die vom Weltklimarat eingeführten und ausgearbeiteten charakteristischen Verfahrensweisen in Diskussionen eingebettet werden, bei denen Bürger aus allen Weltgegenden und mit ganz verschiedenen Blickrichtungen zusammenkommen und gemeinsam Entscheidungen treffen. Die Gemeindeversammlungen, in denen Alexis de Tocqueville zu Recht ein pulsierendes Element der amerikanischen Demokratie erblickte, könnten auch in großem Maßstab stattfinden, wenn die Bürger – die Bürger dieser Welt – zusammenkämen, um das oben im zweiten Abschnitt skizzierte mehrstufige Gespräch zu führen. Keiner sollte annehmen, daß das unproblematisch ist, noch sollte man davon ausgehen, daß dem Unternehmen unbedingt Erfolg beschieden sein muß. Doch wenn wir es vermeiden wollen, daß Platon mit seinem ätzenden Lachen als letzter lacht, fällt es schwer, sich eine ernstzunehmende Alternative vorzustellen.

Aus dem Englischen von Joachim Schulte








Nikolas Rose

Demokratie in den heutigen Biowissenschaften

Am Morgen des 13. Juni 2011 brachte das Radioprogramm der BBC in einer Sendung über aktuelle Ereignisse eine Nachricht aus der Wissenschaft. Das ist um zehn vor sieben keine Seltenheit, und normalerweise ist von einem »Durchbruch« die Rede, der laut Meldung einer Universitätspressestelle unser Leben verändern wird.1 Dabei geht es häufig um ein vorläufiges Experiment, etwa eines an 18 Ratten, das den bemitleidenswerten Forscher in die peinliche Situation bringt, den Anspruch auf direkte klinische Relevanz für den Menschen verteidigen zu müssen. Diesmal jedoch handelte es sich um eine Nachricht anderer Art: Das Thema war die Wissenschaft selbst. Die Wissenschaft, sagte der Sprecher, soll offen, transparent, zuverlässig, selbstkritisch und so weiter sein. Aber ist sie das? Und warum hat die Royal Society – die älteste wissenschaftliche Akademie auf unserem Planeten – eine Untersuchung veranlaßt, die sich mit dem Zustand wissenschaftlicher Debatten befassen soll?2 Nun, meinte der Vorsitzende der mit dieser Untersuchung befaßten Arbeitsgruppe, die Welt hat sich verändert, und die Wissenschaft muß mit der Welt Schritt halten und sich zusammen mit ihr verändern. Einesteils ist das ein Resultat des gewaltigen Erfolges der Wissenschaft und ihrer Auswirkungen auf den Alltag. Andernteils liegt es daran, daß man in unseren demokratischen Gesellschaften nicht mehr alles so hinnimmt wie früher: Das alte Klischee »Vertrau mir, ich bin Wissenschaftler!« wird von den Menschen nicht mehr einfach akzeptiert. Daher muß die Wissenschaft in den Demokratien für den Erhalt des Vertrauens seitens der Öffentlichkeit sorgen. Um das zu erreichen, muß sie die Menschen »einbeziehen« und sich »öffnen«, indem zum Beispiel alle Daten, auf die sie ihre Aussagen stützt, öffentlich zugänglich gemacht werden, so daß sie nicht nur von anderen Wissenschaftlern, sondern vielleicht sogar von Angehörigen der Öffentlichkeit selbst verifiziert werden können. Offene Wissenschaft? Demokratische Wissenschaft?3 Was ist mit der Wissenschaft los, daß sie heutzutage – von der Erforschung des Klimawandels bis hin zur Neurowissenschaft, von der Nanotechnologie bis hin zur synthetischen Biologie – zu einem solchen Hort von Hoffnung und Erwartung, von Hype und Enttäuschung geworden ist, während ständig die Forderung wiederholt wird, die »Allgemeinheit«, die »Öffentlichkeit«, müsse »einbezogen« werden? Hier möchte ich einige Beispiele aus meiner eigenen Erfahrung anführen.

In letzter Zeit habe ich mit einigen der führenden englischen Vertreter der Fächer Bioengineering und Systembiologie zusammengearbeitet, die sich mit der Weiterentwicklung der »synthetischen Biologie« befassen.4 Mehrere Millionen Pfund an Fördergeldern des britischen Engineering and Physical Science Research Council wurden unter der Bedingung vergeben, daß von Anfang an Sozialwissenschaftler beteiligt sind – upstream (»stromaufwärts«), wie es in unserem Jargon heißt. Daraus ergab es sich, daß meine Kollegen und ich von der Royal Society gebeten wurden, einen Bericht über »Governance« im Bereich der synthetischen Biologie zu schreiben, obwohl dieses Arbeitsgebiet noch in den Kinderschuhen steckt und obwohl begründete Zweifel daran bestehen, daß es realistisch ist, die Biologie je aus dieser »ingenieurwissenschaftlichen« Perspektive in den Griff zu bekommen.5 Wie ich festgestellt habe, gibt es bereits 29 Kommissionsberichte zum Thema »Governance und Ethik in der synthetischen Biologie« aus vielen verschiedenen Ländern. Jedes dieser Gremien hat seine eigenen Ansichten über die »Interessen der Öffentlichkeit«, und im Grunde steht in allen diesen Berichten das gleiche. Außerdem gehöre ich einer ganzen Reihe von Gremien an, die von illustren Organisationen wie der Academy of Medical Sciences eingesetzt wurden, um Fragen zu untersuchen wie zum Beispiel die Regulierung von Tierversuchen, bei denen menschliche Stoffe zum Einsatz gebracht werden. Beispiele sind »humanisierte« Mäuse, die gebraucht werden, um Medikamente zu testen, und Primaten mit menschlichen Genen, deren Anfälligkeit für die Parkinson-Krankheit geprüft werden soll.6

In jeder dieser Kommissionen sitzen aktive und pensionierte Naturwissenschaftler, Philosophen, Politiker, Verwaltungsbeamte und sogar Sozialwissenschaftler. Jede dieser Kommissionen ist dazu verpflichtet, in einen Dialog mit der Öffentlichkeit zu treten und sich dabei an bestimmte Verfahrensweisen zu halten. Im Vereinigten Königreich wird das von einer Organisation namens Sciencewise koordiniert, die sich selbst als »das nationale Zentrum für den öffentlichen Dialog zwischen Politik, Wissenschaft und Technik« bezeichnet.7 Sciencewise wurde von der britischen Regierung gegründet, nachdem es in einem Bericht des Oberhauses geheißen hatte: Es sei zu fordern, daß »sich Wissenschaftler, Politiker und Öffentlichkeit in sehr viel sinnvollerer Weise mit neu aufkommenden wissenschaftlichen Fragen befassen«.8 Ferner bin ich Mitglied des Nuffield Council on Bioethics. Offenbar muß jedes Land eine solche Bioethikkommission haben, und jede dieser Kommissionen hat die Aufgabe, die sozialen, ethischen, rechtlichen und verwaltungstechnischen Fragen zu untersuchen, die mit den sogenannten »aufstrebenden Biotechnologien« – von den nanotechnologischen Verfahren bis hin zur Neurowissenschaft – zusammenhängen.9 Welcher Faktor des wissenschaftlichen Geschehens – insbesondere in den Biowissenschaften und ihren »aufstrebenden Technologien« – hat nun dieses ganze Treiben ausgelöst? Wenn alle diese Kommissionen, Arbeitsgruppen, Berichte und Tätigkeiten Beiträge zu einer Lösung liefern sollen, stellt sich die Frage, worin eigentlich das Problem besteht.

Damit ist erst eine Dimension der zahlreichen Kräfte genannt, die jetzt die Tätigkeit der Forscher einkreisen und die eingeschlagenen wie die nicht eingeschlagenen Wege zu gestalten versuchen. Da sind unter anderem die Institutionen zur Wissenschaftsförderung mit ihrer derzeit zwanghaften Betonung des Imperativs der »Übersetzung«: Die Forschung solle ständig »Innovationen« fördern, um »gesellschaftlichen Herausforderungen« an das öffentliche Wohlergehen und die nationale Konkurrenzfähigkeit gewachsen zu sein. Aus der Sicht dieser Verwalter von Fördermitteln können Wissenschaftler, wie es scheint, ihre Entgegennahme von öffentlichen und gemeinnützigen Subventionen in einer demokratischen Gesellschaft nur dann rechtfertigen, wenn sie dazu imstande sind, Ergebnisse zu liefern, die unverzüglich zur Gesundheit und zum Reichtum der Nation beitragen. Doch dieser Übersetzungsimperativ hat sehr viel weiter reichende Konsequenzen.

Im neuen Leben der Wissenschaft10 umfaßt die zwanghafte Ausrichtung an dem Tauschgeschäft zwischen Investition und Übersetzung der Forschung in geistiges Eigentum und Produkte den ganzen Bereich von den universitären Abteilungen für Technologietransfer bis hin zu den Investoren von Risikokapital. Bekannt ist das Fernsehinterview, das Edward Murrow 1952 mit Jonas Salk am Tag nach dessen öffentlicher Erklärung führte, der von ihm entwickelte Polioimpfstoff sei sicher und wirksam. Murrow fragte, wer denn im Besitz des Patentes sei. Salk antwortete: »Na ja, ich würde sagen: das Volk. Es gibt kein Patent. Könnten Sie denn die Sonne patentieren?«11 Die heutige Situation läßt sich vielleicht besser anhand des Titels eines 2003 formulierten »Aktionsplans« erfassen, der aus dem dänischen Ministerium für Forschung und Innovation stammt: »Neue Wege zwischen Forschung und Wirtschaft: Vom Gedanken zur Rechnung« (»Fra tanke til faktura«).12 Die Forschungslandschaft ist heute kartographisch erfaßt, genau untersucht, abgezirkelt und den Vorhersagebemühungen zahlloser Organisationen ausgesetzt, die Unternehmen und Investoren im Hinblick auf die Bereiche des schnellsten potentiellen Marktwachstums beraten wollen und so aktiv die Wege beeinflussen, auf denen sich die Forschung entwickelt, indem sie die anerkannten Fakten und Erklärungen prägen sowie die Technologien, die manchmal irreversibel unser Leben beeinflussen.

Auch Ludwik Fleck hat sich über diese Beziehungen zwischen Wissenschaft und Wirtschaft geäußert. In einer seiner letzten Arbeiten, dem 1960 verfaßten Artikel über »Krise in der Wissenschaft«, schreibt er: Da die Wissenschaftler offiziell beschlossen haben, die Prägung ihrer Wissensformen durch das Denkkollektiv, dem sie angehören, unbeachtet zu lassen, werden sie zu Opfern dieses Denkkollektivs und sind außerstande, darüber hinauszudenken. Würden sich die Wissenschaftler selbst über die Geschichte der Denkstile informieren, so würde die »wissenschaftliche Wahrheit […] sich von etwas Starrem und Stillstehendem in eine dynamische, entwickelnde, kreative menschliche Wahrheit wandeln«.13 Auf diese optimistische Einschätzung werde ich weiter unten zurückkommen. Aber vielleicht sind diese Verstrickungen – dieser Bereich, in dem die Wissenschaft als finanziell bestechlich angesehen wird – einer der dynamischen Faktoren, die das moderne Ökosystem schaffen, in dem die Wissenschaft überleben muß – ein Ökosystem, von dem sich Fleck kaum eine Vorstellung machen konnte.

In den Biowissenschaften sind die Bioethiker in den letzten beiden Jahrzehnten zu wichtigen Teilnehmern an diesem Einkreisungsprozeß geworden, und dazu gehören nicht nur jene Philosophen, die sich eine soziale Rolle, eine berufliche Laufbahn und einen respektablen Job verschaffen wollen, sondern auch sonstige Amateure, die in diese regulatorischen Aktivitäten hineingezogen werden. Dieses Ökosystem wird auch von vielen anderen Akteuren bevölkert. So gibt es Kämpfer für die Erforschung und Subventionierung dieser oder jener Krankheit. Paul Rabinow würde hier vielleicht von »biosozialen« Gruppen sprechen, die im Umkreis »ihrer« Krankheit eine politische und vielleicht auch personale Identität organisieren.14 Ferner gibt es Kämpfer gegen diesen oder jenen medizinischen Mißbrauch: Brustimplantate, die nicht richtig funktionieren, und Unternehmen der Pharmaindustrie, die mit Ärzten gemeinsame Sache machen, um sich von der »Wahrheit zu dispensieren« oder »bittere Pillen« zu verschreiben, die nicht nur keine heilende Wirkung haben, sondern sogar Schaden anrichten.15 Außerdem gibt es Journalisten, Sozialwissenschaftler und selbst einige Mediziner, die der Industrie vorwerfen, das akademische Veröffentlichungswesen zu zerrütten, indem sie scheinbar objektive, wissenschaftliche Artikel als Marketinginstrumente benutzen, »Krankheit verkaufen«, ahnungslosen Personen erfundene Krankheiten andichten und vieles mehr.16 Manche Autoren meinen, diese neue agonistische Landschaft könne ihrerseits einen Fortschritt für die Demokratie bedeuten: Es sei so, daß die Menschen, die selber von wissenschaftlichen Entwicklungen betroffen sind, ihre Stimme gefunden haben und ihre demokratischen Einflußmöglichkeiten nutzen, um die Richtung der Forschung und der technischen Entwicklung mitzugestalten oder in Frage zu stellen.17 Auf diese These werde ich gleich zurückkommen.

Als ob das nicht schon genug wäre, gibt es nun auch noch die Wissenschafts- und Technikforscher, die allen über die Schulter blicken und meinen, jeder Wahrheitsanspruch sei die Äußerung der Überzeugungen einer wissenschaftlichen Gemeinschaft, die von ihren internen, soziale Interessen widerspiegelnden und stützenden Lehr-, Hierarchie- und Autoritätsstrukturen ebenso getragen werde wie von experimentellen Verfahrensweisen, die sich vielfach durch sich selbst rechtfertigen. Es komme durchaus vor, daß bestimmten Standpunkten bei Kontroversen der Sieg auf eine Weise zuerkannt wird, die kaum etwas mit jenen Rationalitätsprinzipien zu tun hat, die in den normativen Lehrbüchern der Wissenschaftstheorie dargestellt werden.18 Die meisten von ihnen sind anderer Meinung als Fleck und halten die wissenschaftliche Epistemologie nicht für etwas Offenes, sondern für etwas Geschlossenes; und die soziologische wie die historische Forschung zeigen, daß wissenschaftliche Wahrheiten weit davon entfernt sind, »dynamische, entwickelnde, kreative menschliche Wahrheit[en]« zu sein. Da ist der naive Forscher, der glaubt, die Natur im Hinblick auf ein edles Wahrheitsziel und zum höheren Nutzen der Menschheit zu erkunden, doch wohl nur zu bemitleiden.

Freilich ist das Bild, das ich hier zeichne, eine übermäßig vereinfachte Karikatur. Dennoch könnte man fragen, wie es soweit kommen konnte. Ist das alles bloß Ausdruck eines globalen Niedergangs der Achtung, des Vertrauensverlustes den Autoritäten gegenüber oder des Aufstiegs neuer Formen »aktiver Bürgerbeteiligung«? Steht irgend etwas davon in einem Zusammenhang mit der Demokratie?



Demokratie

Nun möchte ich mich der Demokratie zuwenden. Ich bin versucht, zunächst einige Worte des bedeutenden Demokratietheoretikers Robert Zimmerman meinen Zwecken nutzbar zu machen:


Democracy, I spoke the word

As if a wedding vow

Ah, but I was so much older then

I’m younger than that now.19



Was würde oder könnte man denn überhaupt meinen, wenn im Hinblick auf die Wissenschaft von Demokratie die Rede ist? Sind wissenschaftliche Wahrheiten denn nicht notwendigerweise das Produkt einer in einem bestimmten Denkstil geschulten, einem Denkkollektiv angehörenden Elite, die bestimmte exotische Konstruktionen benutzt, welche es den Dingen ermöglichen, sich in einer Weise zu zeigen, die außerhalb des Laboratoriums nicht vorkommt? Setzen diese Wahrheiten nicht häufig oder gar immer voraus, daß man sich vom Konkreten, vom Offensichtlichen und unmittelbar Erkennbaren, vom Common sense entfernt, der nichts zu bieten hat außer einer Menge erkenntnistheoretischer Hindernisse? Alles, was wir über die gesellschaftliche Formung der wissenschaftlichen Erkenntnis wissen – alles, wovon wir uns mit Bezug auf diese »Wissenschaft« genannten Praktiken ein Bild machen können –, läßt sie in puncto Epistemologie, Lebensform, Denkstil und Praktiken der Wahrheitsproduktion »antidemokratisch« wirken.

Mit Demokratie könnte man also alle Fälle meinen, in denen die Entscheidungsgewalt beim »Volk« insgesamt liegt, sei es unmittelbar oder vermittelt durch gewählte Repräsentanten oder auch jene, die man heutzutage »Stakeholders« nennt. Kein Wunder, daß diejenigen, die Wissenschaft für etwas anderes halten als von esoterischer Schulung, Spezialausbildung und so fort abhängige Meinung, Anschauung oder moralische Überzeugung, schon beim bloßen Gedanken an eine »demokratische« Wissenschaft erschaudern und auf die zahlreichen abgedroschenen Beispiele für Wahrheitsverdrehung durch Macht sowie Wahrheitsverleugnung und -verfolgung durch Vorurteile verweisen. Dennoch, sofern man nicht davon ausgehen möchte, daß alle skizzierten Aktivitäten der »Öffentlichkeitsbeteiligung an der Wissenschaft« Lösungen auf der Suche nach einem Problem sind (und nicht umgekehrt), ist klar, daß sich, zumindest was die Biowissenschaften betrifft, etwas an der Wahrheitspolitik geändert hat, was eine Antwort verlangt.



Aktive biologische Bürger, Wahrheit und Demokratie

Zum Teil ist das vielleicht eine Reaktion auf den Aufstieg der aktiven biologischen Bürgerschaft. Den Ausdruck »biologischer Bürger« benutzt Adriana Petryna in ihrer Untersuchung über die Ukraine in der Zeit nach Tschernobyl. Die Regierung der damals seit kurzem unabhängigen Ukraine gründete ihre Regierungsansprüche auf den demokratisch geäußerten Willen der Bürger. Jene Bürger, die behaupteten, sie seien der durch das Reaktorunglück freigesetzten Strahlung ausgesetzt gewesen, meinten, ein Recht auf Gesundheitsversorgung und soziale Unterstützung zu haben, das sie im Namen ihrer beschädigten biologischen Körper gegenüber der Regierung geltend machen dürften:


»Die bloße Vorstellung von Bürgerschaft trägt jetzt die zusätzliche Last des Überlebens. […] [E]in großer und weitgehend verarmter Teil der Bevölkerung hat gelernt, die Bedingungen seiner ökonomischen und sozialen Einbeziehung auszuhandeln und sich dabei auf den eigentlichen Grundstoff des Lebens zu berufen.«20



Bei diesen Bürgerschaftskampagnen ging es nicht um eine Demokratisierung der Biowissenschaften, sondern es ging darum, die Biologie als Mittel zur Einforderung von Wiedergutmachung für einen »Zustand der Verwundung« zu benutzen, für den andere – und letztlich der Staat selbst – verantwortlich waren. Das ist wissenschaftliche Wahrheit im Dienst einer von unten kommenden Forderung – wissenschaftliche Wahrheit als Waffe gegen politische Zweckdienlichkeit – oder (etwa in Fällen wie der Katastrophe von Bhopal) als Waffe gegen Bestechung und Unnachgiebigkeit von seiten der Wirtschaft – eine Form von demokratischem Wissenschaftsaktivismus, bei dem die Wahrheit der Wissenschaft Streitfragen beantworten und die Mächtigen im Namen der »Lebensrechte« der Bürger zur Rechenschaft ziehen soll. Sofern die Wahrheit selbst sprechen kann, wird sie es auf der Seite der Gerechtigkeit tun – das ist eine Hoffnung, die vielleicht noch naiver ist als das frühere Schlagwort, dem zufolge die Wahrheit immer revolutionär ist.

In ihrer Analyse der »genetischen Bürgerschaft« formulieren Deborah Heath, Rayna Rapp und Karen-Sue Taussig die Beziehung zwischen Wahrheit und Demokratie ein wenig anders: Es handele sich um eine bestimmte Art und Weise, die Rolle der Genetik im Bereich der menschlichen Gesundheit und der menschlichen Fähigkeiten zu deuten. Die Autorinnen führen aus, daß Entwicklungen in der Genetik nicht nur neue Weisen des Umgangs mit der Fortpflanzung aufkommen lassen, sondern auch »neue Formen der demokratischen Beteiligung, bei denen die Grenzen zwischen Staat und Gesellschaft sowie zwischen öffentlichen und privaten Interessen verschwimmen«.21 Das äußert sich in neuen Formen der Kollektivierung, neuen Diskussionsforen, neuen Stilrichtungen des Aktivismus, Forderungen nach Zugang zu Wissen und zur Subventionierung der Erforschung bestimmter Krankheiten:


»Es ist die ›genetische Bürgerschaft‹, die Diskussionen über Rechte, Anerkennung und Verantwortung mit intimen, fundamentalen Interessen an erblichen Identitäten, differentieller Verkörperung und einer Ethik der Anteilnahme in Zusammenhang bringt«.22



Dieser Aktivismus ist, wie die Autorinnen darlegen, angesichts der wissenschaftlichen Wahrheit keineswegs passiv, sondern er ist aktiv bemüht, die Richtung seiner Entwicklung gestaltend zu beeinflussen. Dabei wird von demokratischen Rechten Gebrauch gemacht, um die Subventionierung der Erforschung der »eigenen« Krankheit durchzusetzen: Man sorgt für Fördermittel oder gründet sogar Unternehmen, um Forschungsarbeiten voranzubringen, die der Suche nach Heilmitteln dienen. Hier haben die potentiellen Verwender oder Nutznießer wissenschaftlicher Wahrheiten zumindest dann, wenn es um Leben oder Tod geht, gewissermaßen das Recht erworben, fordern zu dürfen, daß Investitionen in die Wahrheitsproduktion ihren eigenen Prioritäten dienen und nicht denen des Profitstrebens, der wissenschaftlichen Neugierde oder des beruflichen Vorankommens.

Es handelt sich also um eine bestimmte Art von Demokratie. Die Macht solcher Bewegungen sollte man nicht unterschätzen, vor allem wenn sie mit den neuen technologischen Möglichkeiten des Internets einhergehen und mit deren Einsatz zum Aufbau starker sozialer Netzwerke wie PatientsLikeMe beitragen, die ebenfalls Anspruch auf ein demokratisches Element erheben.23 Allerdings laufen diese Bewegungen der Demokratie dann zuwider, wenn man ihr eine andere Bedeutung gibt und die Gleichberechtigung aller Bürger betont. Diese Bewegungen stützen sich auf Bürger mit der Fähigkeit zur Mobilisierung und mit Krankheiten, die die öffentliche Aufmerksamkeit auf sich lenken, Mitleid wecken und Forderungen nach aktiven Maßnahmen laut werden lassen; und hier sind die vorherrschenden kulturellen Werte ausschlaggebend, die Kinder vielleicht höher stellen als Erwachsene, Frauen höher als Männer, die Jugend höher als das Alter und so fort. In den aktivistischen Bewegungen an der vordersten Front der biomedizinischen Forschung ist es durchaus nicht so, als wären alle Bürger gleich stark vertreten.24 Während sie den Weg der Wahrheit so zu formen versuchen, daß er den Hoffnungen derjenigen, die davon profitieren möchten, entgegenkommt, lassen sie den Wahrheitsstatus dieses Wissens unberührt.

Hier kann der Übersetzungsimperativ – oder vielmehr: die Nichtübersetzung mitsamt ihren Implikationen – eine positive Rolle spielen. Doch der Kardinalfehler der seit ungefähr 50 Jahren massiv geförderten Biomedizin beruht auf der Überzeugung, daß sich medizinische Fortschritte ergeben, sobald wir die biologischen Grundmechanismen verstanden haben. Dabei ist die Übersetzung aus dem Laboratorium in die reale Welt ein notorisch schwieriges Problem. Einige Bewegungen aus dem Umkreis der aktiven biologischen Bürgerschaft sprechen dieses Thema an, wenn sie sich weigern, das Laboratorium selbst unangetastet zu lassen. Sie fragen: Wer hat das Recht, einen Wahrheitsanspruch zu beurteilen? Und wo sollte dieser Wahrheitsanspruch beurteilt werden? Nehmen wir uns ein bestimmtes Gebiet wie zum Beispiel die Psychiatrie vor: Auch hier werden diese Fragen durch die Stärkung der Bewegungen der Nutzer und der Überlebenden der Psychiatrie aufgeworfen, aber natürlich auch von vielen anderen Kritikern.25 Denn alle diese Psychopharmaka, die in den Laboratorien der Pharmariesen, in sämtlichen Phasen der nach den Regeln der evidenzbasierten Medizin durchgeführten klinischen Tests und bei den Kontrollen der Behörden offenbar alle Wahrheitsprüfungen überstanden haben, sind nicht nur außerstande, die Krankheitszustände zu bessern, für die sie verschrieben werden, sondern häufig macht der von ihnen angerichtete Schaden den Nutzen wett oder überwiegt diesen sogar.26

Kunstfehler, unzulängliche Prüfungen, gefügige und unkritische Kollegenurteile, Firmengeheimnisse, Behörden ohne Rückgrat und glatte Korruption sind natürlich ebenfalls Teil dieser Geschichte. Aber eine vielleicht ebenso fundamentale Rolle spielt die Frage, wo das Urteil über die Wahrheit gesprochen werden soll: in der abgeschlossenen und extrem vereinfachten Welt des Laboratoriums, des Experiments, der gereinigten Praktiken des Prüfverfahrens, der Korrelationskoeffizienten und Verhältniszahlen des wissenschaftlichen Fachartikels oder im realen, chaotischen, komplexen Alltagsleben der Patienten mit ihren Krankengeschichten, die sie wahrscheinlich von ebenjenen Versuchsreihen ausschlössen, anhand deren die für sie bestimmten Therapien beurteilt werden sollen? Und was ist mit den Patienten, die mehrere Arzneimittel nebeneinander einnehmen, aus deren Sicht die Nebenwirkungen ebenso wichtig sind wie die Hauptwirkungen und deren Urteil sich nicht auf die Wirksamkeit eines Medikamentes bezieht, sondern auf die Qualität ihres Lebens?27 Hier verlangt die Demokratie (sofern es sich wirklich darum handelt) eine radikalere Herausforderung der Denkstile, der Denkkollektive und der Praktiken der Wahrheitsproduktion und Wahrheitsprüfung selbst.



Die Heranbildung demokratischer und wissenschaftlicher Bürger

Das ist ein hervorragendes Beispiel für die Umkehrbarkeit von Machtverhältnissen. Diejenigen, die den biomedizinischen Verfahren unterworfen werden, sagen etwa folgendes: Wenn eure Praktiken und Interventionen den Anspruch erheben, uns nützlich zu sein, so erlangen wir schon allein dadurch ein Mitspracherecht bei der Beurteilung dieses Nutzens, der ihn angeblich untermauernden Wahrheitsansprüche und der zugrundeliegenden Prioritäten. Man benötigt keine Theorie des Widerstands, um solche Entwicklungen zu verstehen. Hier handelt es sich lediglich um die Umkehrung und Anwendung der Subjektivierungspraktiken auf diese Entwicklungen. Am Anfang stand die Rassenforschung, dann kamen die Eugenik und diverse Strategien zur Anwendung des Hygienegedankens – so haben seit über 100 Jahren und bis zum heutigen Tag bürgerschaftliche Praktiken (citizenship practices) auf dem Gebiet der Gesundheit versucht, biologische Bürger zu schaffen, die mit Hilfe körperbezogener und biologischer Begriffe ihre eigene Identität deuten, auf sich selbst einwirken und ihr Dasein gestalten.28 Heutzutage wird der Bürger von den Autoritäten dazu verpflichtet, die aktive Verantwortung für die Aufrechterhaltung, den Schutz und die Förderung der eigenen Gesundheit zu übernehmen: Er muß jene Formen der körperlichen Vorsicht walten lassen, die ich in früheren Arbeiten unter dem Begriff der »somatischen Individualität« zusammengefaßt habe.29 Von politischer Seite wird geltend gemacht, daß Rechte in der Demokratie zwingend mit Pflichten einhergehen: Aktive, verantwortungsvolle biologische Bürger müssen biomedizinische Bildung erwerben und ständig an ihrer Selbstbewertung arbeiten sowie an der Anpassung ihres Verhaltens, ihrer Ernährungsgewohnheiten, ihres Lebensstils und ihres Arzneimittelkonsums, um somit auf die Erfordernisse des dafür empfänglichen Körpers zu reagieren. Das ist die Ethik, die den neuen Bewegungen, die ihre Politik im Umfeld einer gemeinsamen biologischen Identität strukturieren, zugrunde liegt.

Im 20. Jahrhundert gab es viele begeisterte Befürworter der Schaffung einer wissenschaftlichen Bürgerschaft, die dadurch ermöglicht werden sollte, daß man der Masse die Entdeckungen der Wissenschaft zugänglich machte. Viele dieser Befürworter waren Sozialisten oder Radikale: Hier braucht man nur an Bücher wie Science for the Citizen von Lancelot Hogben (1938) oder The Social Function of Science von John Bernal (1939) zu denken.30 Wissenschaftliche Bildung und soziale Gerechtigkeit wurden miteinander verschmolzen. Doch obwohl die Wissenschaft auf der Seite von Fortschritt und Gerechtigkeit stehen sollte, hieß das nicht, daß die internen Wahrheitsansprüche der wissenschaftlichen Erkenntnis demokratisch beurteilt werden sollten. Diese Tradition wurde von radikalen Denkern der Nachkriegszeit fortgeführt. Vor allem im Anschluß an die Diskussionen über die Rolle der Wissenschaftler bei der Entwicklung von Atomwaffen argumentierten sie für die »gesellschaftliche Verantwortung der Wissenschaft«.31 Diese explizit politischen Bestrebungen wollten zugleich jene Wahrheitsansprüche kritisieren, die aus ihrer Sicht deshalb als ideologisch galten, weil sie Klassentrennung favorisierten und sich für Rassismus und – beispielweise im Hinblick auf den Intelligenzquotienten – für eine geschlechtsspezifische Diskriminierung aussprachen. Außerdem verlangten sie, die wissenschaftlichen Prioritäten sollten sich nicht am privaten Profit, an militärischer Überlegenheit oder an individuellen Karriereaussichten orientieren, sondern am Bedürfnis nach gesellschaftlicher Gerechtigkeit.

Von Politikern, die Investitionen in die Wissenschaft durchsetzen wollten, die aus ihrer Sicht für den nationalen Fortschritt unerläßlich waren, wurde immer wieder das Anliegen einer »Wissenschaft für den Bürger« betont. In einem Schriftstück der für Wissenschaftsfragen zuständigen Beratungskommission des amerikanischen Präsidenten hieß es 1959:


»Heutzutage müssen sich die Staatsbürger einer Demokratie mit der Wissenschaft vertraut machen, um an vielen nationalen Entscheidungen umfassend und informiert mitwirken zu können. Solche Entscheidungen werden heute schon getroffen.«



Dieses Zitat stammt aus einem Bericht mit dem Titel Education for the Age of Science, in dem (laut einem zwei Jahre später mit »Science for the Citizen« überschriebenen Editorial in der Zeitschrift Science) folgendes geltend gemacht wurde:


»Um die für eine gesunde Entwicklung der Wissenschaft nötige Unterstützung zu bekommen, müssen geeignetere Mittel und Wege gefunden werden, damit sich die Öffentlichkeit ein besseres Bild davon machen kann, was Wissenschaft und Technik leisten können, wie sie dabei verfahren und wie wichtig um ihrer selbst willen betriebene Grundlagenforschung als unverzichtbares Fundament einer voranschreitenden technischen Entwicklung ist.«



Am besten werde diese Aufgabe (diesem Bericht zufolge) von Wissenschaftsjournalisten, Kommentatoren und Redakteuren der Massenmedien erfüllt. Was man für nötig hielt, war ein verbessertes »Wissenschaftsverständnis seitens der Öffentlichkeit«.32

Fast ein Vierteljahrhundert später hieß es in einer Veröffentlichung der britischen Royal Society ganz ähnlich: Die Öffentlichkeit interessiere sich nicht für die Wissenschaft. Man hege Mißtrauen gegenüber der Wissenschaft, das großenteils aus Unkenntnis hervorgehe und sich außerdem dem Umstand verdanke, daß Wissenschaftler kein Talent hätten, die Öffentlichkeit über ihre Arbeit zu unterrichten.33 Zu dieser Zeit gab es bereits eine Vielzahl von Sozialwissenschaftlern, Wissenschafts- und Technikforschern sowie diverse Kritiker unterschiedlicher Couleur, die sich über solche Projekte zur Verbesserung des »Wissenschaftsverständnisses der Öffentlichkeit« lustig machten. Sie hielten solche Vorhaben für unzulänglich, da diese eine Legitimationsfunktion erfüllten und von einem Modell ausgingen, dem zufolge die »defizitäre« Öffentlichkeit auf dem Weg der Kommunikation mit Inhalt gefüllt werden sollte und dergleichen mehr.34 Diese Kritik an der Voraussetzung, das Problem beruhe vor allem auf der Uninformiertheit des Publikums, wurde dann mit einer Reihe weiterer Ereignisse verknüpft, aufgrund deren die Autorität des wissenschaftlichen Urteils in Frage gestellt wurde. Bei diesen Ereignissen handelte es sich um Kontroversen über den Rinderwahn, genetisch modifizierte Organismen und sonstige Fragen, die den Bürgern wichtig erschienen, weil es um ihr Leben und ihren Tod ging. Eine Reaktion auf diese Situation ist die oben skizzierte Szenerie voller Kommissionen, Arbeitsgruppen, Untersuchungsberichte, Enqueten und sonstiger Aktivitäten, die den Übergang vom »Wissenschaftsverständnis der Öffentlichkeit« zur »Einbeziehung der Öffentlichkeit« markieren.35

Selbst dort, wo man die Untersuchungen durchaus als Grundlagenforschung bezeichnen darf – wie zum Beispiel im Fall der Sequenzierung des menschlichen Genoms –, liegt die Betonung heutzutage auf den wirklichen oder potentiellen technischen Folgen. Das hat seinen Grund, denn in der Forschung selbst ist man ständig bestrebt, die Investition öffentlicher Mittel durch den Hinweis auf künftige »nützliche Ergebnisse« zu rechtfertigen. Der Versuch, neue Methoden zur Einbeziehung der Bürger zu entwickeln, ist im Grunde eine Reaktion auf das vielbeachtete Scheitern des als Begleitprogramm zum Humangenomprojekt und dessen potentieller »Übersetzung« in öffentliche Nutzeffekte geplanten ELSI-Projekts. ELSI steht für »Ethical, Legal and Social Implications« und geht offenbar auf eine spontane Verlautbarung von James Watson zurück, der auf unfreundliche Reporterfragen bezüglich der sozialen Aspekte des Humangenomprojektes erklärte, etwa fünf Prozent der Fördermittel würden in derartige Forschungen investiert werden.36 Dieses ELSI-Projekt wird nunmehr vielfach kritisiert, da es die in das wissenschaftliche Vorhaben selbst eingegangenen Prioritäten und Voraussetzungen außer acht gelassen, sich statt dessen auf »Implikationen« konzentriert und es unterlassen habe, Wissenschaft oder Politik gestaltend zu beeinflussen oder auch nur die Beschaffenheit oder die Konsequenzen der wissenschaftlichen und der technischen Entwicklung vorherzusagen.37

Die »Post-ELSI-Initiativen«, die anschließend in Gang gekommen sind, heben nur selten auf die Demokratisierung der Wissenschaft ab. Vielmehr bezeichnen sie sich als partizipatorische Technikbewertung, antizipatorische Governance, konstruktive Technikabschätzung, interaktive Technikbewertung, Echtzeit-Technikbewertung, upstream gerichtete Einbeziehung der Öffentlichkeit oder Technologie-Taxierung. Dabei kommt eine ganze Reihe verschiedener Methoden zum Einsatz, unter anderem Konsens-Konferenzen, Bürger-Jurys, Stakeholder-Workshops, Deliberationsforen (deliberative polling) und öffentliche Dialoge. In jedem dieser Fälle ist die Einbeziehung der »Öffentlichkeit« ein Teil der Antwort. Aber warum ist das so? In einem neueren Artikel von Claire Marris und mir heißt es mit Bezug auf diese Maßnahmen:


»In manchen Fällen spiegeln sie die [normative, Anm. d. Verf.] Überzeugung wider, daß Bürger, die von bestimmten Entscheidungen betroffen sind, das Recht darauf haben, an diesen Entscheidungen mitzuwirken, vor allem dann, wenn die betreffende Forschung durch Steuermittel finanziert wird. […] In anderen Fällen spiegeln sie den [instrumentellen, Anm. d. Verf.] Wunsch wider, Konflikte zu reduzieren, zum (Wieder-)Aufbau von Vertrauen beizutragen und beispiellosen Innovationen den Weg zu bahnen. […] In wieder anderen Fällen spiegeln sie die [inhaltliche, Anm. d. Verf.] Voraussetzung wider, diese Beteiligung seitens der Menschen, die eine bestimmte Technologie benutzen und/oder von ihr betroffen sind, werde Fragen aufwerfen, die sich auf das Funktionieren solcher Entwicklungen im realen Leben, also nach Verlassen des Laboratoriums beziehen – Fragen, die eventuell zu Neuerungen führen, die in komplexen Situationen der realen Welt besser abschneiden oder die in sozialer, ökonomischer und ökologischer Hinsicht vielleicht tragfähiger sind.«38



Wie bei allen wirklich existierenden demokratischen Mechanismen, so ist es auch in diesem Fall schwierig zu entscheiden, wie sich die Öffentlichkeit zusammensetzen soll: Betrifft dies jedermann, alle stimmberechtigten Erwachsenen, zufällig ausgewählte Bürger, Menschen mit bestimmten Interessen oder Kenntnissen, Bürger mit (oder ohne) ausgeprägte Vorurteile, besonders betroffene Gruppen wie Patienten oder Landwirte?

Diese Versuche, den Weg der technischen Entwicklung im Lichte von Erwägungen über künftige Folgen zu gestalten, kollidieren mit dem sogenannten »Collingridge-Dilemma«: Es ist nicht möglich, die gesellschaftlichen Folgen einer Technik in einem frühen Stadium ihrer Entwicklung vorherzusagen. Sobald die unliebsamen Folgen ermittelt sind, ist die betreffende Technik häufig so mit dem gesamten wirtschaftlichen und sozialen Gefüge verschmolzen, daß sie sehr schwer zu kontrollieren ist. Collingridge selbst spricht von einem »Kontroll-Dilemma«. Solange Änderungen leichtfallen, läßt sich ihre Notwendigkeit nicht absehen; sobald die Notwendigkeit von Veränderungen offenkundig wird, sind Veränderungen kostspielig, schwer durchzuführen und zeitaufwendig. In der Praxis ist es so, daß sich kühne Thesen der Befürworter bestimmter Forschungsrichtungen über künftige Vorteile ihrer Untersuchungen nur selten bewahrheiten. Signifikante mittelfristige Nebenwirkungen lassen sich bloß hin und wieder prognostizieren, und de facto werden sie nur selten vorhergesagt. Die wirklichen Folgen technischer Entwicklungen weichen oft selbst dann, wenn sie tatsächlich vorteilhaft sind, stark von den Prognosen ab; und die ausschlaggebenden Faktoren dieser Entwicklungen lassen sich kaum jemals im Rahmen der betreffenden Wissenschaft oder Technologie selbst ermitteln. Vielmehr ergeben sie sich aus Verkettungen sozialer, ökonomischer und technischer Kräfte, die im voraus kaum abzusehen sind. Aus diesen Gründen, so Collingridge, brauchen wir eine Theorie über Entscheidungen unter Bedingungen des Nichtwissens: »Da die Zukunft äußerst ungewiß ist, sind Optionen vorzuziehen, die es dem Entscheider gestatten, auf alle künftigen Entwicklungen zu reagieren.«39

Vielleicht ist es eine Reaktion auf solche Schwierigkeiten, daß jetzt ein neues Schlagwort in den Vordergrund getreten ist, nämlich die Rede von »verantwortungsvollen Innovationen«.40 Natürlich würde es schwerfallen, für verantwortungslose Innovationen zu argumentieren. Doch was ist hier gemeint? Wem gegenüber verantwortungsvoll? Und in welcher Weise verantwortungsvoll? Das Wort »verantwortungsvoll« wird hier offenbar so verstanden, daß es etwas mit der Zukunft zu tun hat. Verantwortung für die Abschätzung künftiger Risiken und für Risikobewältigung soll in einem frühen Stadium der Entwicklung übernommen werden. Befürworter dieses Gedankens behaupten, er impliziere »antizipatorische und adaptive Ansätze, die das verantwortungsvolle Aufkommen neuer Technologien in demokratischen Gesellschaften fördern«. Dabei sollen Sozialwissenschaftler mit den Forschern selbst zusammenarbeiten, um sie zu »reflektierter Betrachtung« anzuhalten und


»ihnen zu helfen, potentielle künftige Auswirkungen ihrer Arbeit zu ermitteln, soweit sie ökologische, gesundheitsrelevante, soziale und ethische Belange betreffen, und sie dabei zu unterstützen, ihre Risiken abzuschätzen und ihre Forschungsabläufe unter diesem Gesichtspunkt anzupassen oder umzugestalten«.41



Die Befürworter dieses Gedankens glauben, mit solchen Mitteln sei es möglich, die Ausschließung künftiger Optionen durch jetzige Entscheidungen zu verhindern. Man könne sich die Einbeziehung der Öffentlichkeit zunutze machen, um die Werte und Voraussetzungen zu erkunden, die im Rahmen der technischen Entwicklung verschiedenen Entscheidungen zugrunde liegen – den nicht eingeschlagenen Wegen ebenso wie den bloß vorgestellten Wegen –, und somit gewährleisten, daß Entscheidungen über Forschungsinvestitionen und -entwicklung nicht denen überlassen bleiben, deren eigennützigen Zwecken sie dienen, sondern offen, streng und öffentlich gerechtfertigt und unbefangen evaluiert werden.42

Aber es gibt Selbstzweifel. Zwar ist die Idee der Zukunftsverantwortung von Hans Jonas besonders eindrucksvoll artikuliert worden, doch andere Autoren haben dem entgegengehalten, die Vorstellung, man könne für eine ungewisse und unerkennbare Zukunft Verantwortung übernehmen, sei sinnlos und könne daher nur rhetorischer Art sein.43 Andere Autoren werfen die Frage auf, ob solche Formen des Engagements wirklich dazu angetan sind, Wege der wissenschaftlichen und technischen Entwicklung zu öffnen, statt sie zu schließen und zu legitimieren. Diese Frage stelle sich gerade in Anbetracht der Kräfte, die diese Wege gestalten – vor allem in Anbetracht der wirtschaftlichen und finanziellen Kräfte mit ihren Gewinnerwartungen.44

Sind demnach alle diese Kommissionen, Arbeitsgruppen und dergleichen, die uns soviel Zeit und Energie kosten, bloße Instrumente zur Förderung der Karriere und des Status pensionierter Philosophen, ihr Gewissen zur Schau tragender Naturwissenschaftler und Fördermittel jagender Sozialwissenschaftler sowie bequeme Möglichkeiten für die Politik, auf Distanz zu gehen und Ergebnisse aus kontroversen wissenschaftlichen Arbeiten zu verwalten und einzudämmen – also bloße Legitimierungsübungen in den Bereichen der Politik und der Ökonomie der heutigen Biotechnologie? Ein solches Urteil wäre harsch oder zumindest einseitig. In einer Zeit, da das Moment des »Bio« dermaßen in den Mittelpunkt unserer Lebensformen gerückt ist, sollte es nicht überraschen, daß jene, die über die Biotechnologien herrschen wollen, den Versuch machen, die Entscheidung über unlösbare Dilemmata auf andere abzuwälzen, während sie sich von den Bioethikern einen ethischen Persilschein erwarten und bemüht sind, heikle ethische Probleme in technische Fragen zu verwandeln, indem sie etwa Autonomie mit Hilfe des Apparates der »Einverständniserklärungen« bürokratisieren. Vielleicht müssen wir nicht nur dem Drang nach Kritik nachgeben, sondern auch beachten, was in dieser Forderung nach Engagement, Dialog und Partizipation zum Ausdruck kommt.

Im Bereich der Biowissenschaften können wir die Verflechtung des Biologischen mit dem Ethischen vermutlich in einer Dimension orten, die ich an anderer Stelle als »Ethopolitik« (ethopolitics) bezeichnet habe. Dabei geht es um die Politik des Lebens selbst und der Art, wie es geführt werden sollte.45 Ethopolitische Auseinandersetzungen betreffen die Empfindungen, Tugenden und leitenden Überzeugungen von Personen, Gruppen oder Institutionen sowie die Mittel, mit deren Hilfe Menschen sich selbst beurteilen und auf sich selbst einwirken sollten, um besser zu werden, als sie sind. Unter diesem Gesichtspunkt sollten wir uns ein anderes Bild von der Bioethik machen. Wir sollten sie nicht als moralische Prinzipien begreifen, sondern im Hinblick auf ethische Überlegungen, die von den Beteiligten für relevant angesehen werden, und zwar nicht bloß von Patienten und deren Angehörigen, sondern auch von Forschern, Klinikern, Verwaltungsbeamten und sogar jenen, die in der Welt der Wirtschaft tätig sind. Dabei sollten sie ihr tatsächliches Verhalten und ihr Leben im Verhältnis zu den Dilemmata sehen, denen sie gegenüberstehen, und im Hinblick auf die Urteile und Entscheidungen, an denen sie nicht vorbeikommen. Studien zum Verhalten dieser Akteure lassen keine ethikfreie Zone erkennen, in der nur bornierte Einzelinteressen und Berechnungen des finanziellen oder sonstigen Gewinns zum Zuge kämen. Amtspersonen und Fachleute, die heute in die Lebenspolitik eingebunden sind, mögen zwar ein gewisses Maß an Zynismus, Pragmatismus, Ehrgeiz, Gier und Rivalität an den Tag legen, aber zugleich kommen sie gar nicht umhin, nach Möglichkeiten zu suchen, um die Entscheidungen, die sie im Fall der Gefährdung menschlichen Lebens treffen müssen, abzuschätzen, zu beurteilen und ethisch zu rechtfertigen. Insofern ist die Arbeit der genannten Gremien zwar nicht eigentlich eine Sache der Demokratie, aber sie bezieht sich auf die Werte, nach denen wir leben wollen, und auf die Formen von Wissenschaft, die zur Entstehung von Lebensformen führen können, die wir uns als Rahmen wünschen. Bestenfalls beschäftigen sich diese Gremien mit politischen Zukunftsfragen, bei denen es darum geht, was für Personen wir sein wollen und was für ein Leben wir zu führen gedenken.



Fazit: Demokratie und Epistemologie

Cornelius Borck hat eine positiv gesinnte Interpretation von Ludwik Flecks Epistemologie vorgelegt, der zufolge Flecks Antirealismus mit einem historischen Prozeß zusammenhängt, der gegen Relativismus und Teleologie schützt und für Demokratie offen ist. Mit Bezug auf Flecks Artikel von 1929* schreibt Borck, nach Fleck verhalte es sich folgendermaßen:


»Der demokratische Wettstreit zwischen verschiedenen Denkstilen, den verschiedenen Erkenntnisformen, befreit die Wissenschaften von ›Gefühlen‹ und ›Mystik‹, so daß sie sich der ›nie abgeschlossenen Arbeit‹ der Gestaltung einer ›demokratischen Wirklichkeit‹ widmen können. [Fleck] trat für die Überzeugung ein, daß die Wissenschaft ein Weg ist, der zur Demokratie führt.«46



Demokratische Auseinandersetzungen finden zwar in spezifischen soziohistorischen Umständen statt, sind aber dennoch interner Art und werden durch die Offenheit des wissenschaftlichen Denkens selbst ermöglicht, obwohl der Begriff des Denkkollektivs eher auf Abgeschlossenheit hindeutet sowie auf einen »besonderen Trieb zur entsprechenden Objektivierung geschaffener Denkgebilde«, wie Fleck an anderer Stelle schreibt.47

Heute jedoch werden die Objektivierungstendenzen wissenschaftlicher Wahrheitsansprüche in einer Art und Weise angefochten, von der Fleck keine Vorstellung hatte. Zumindest in den Biowissenschaften und in der Biomedizin ist die Landschaft der wissenschaftlichen Forschung durch Konflikte, Auseinandersetzungen und Streitigkeiten gekennzeichnet, bei denen es nicht bloß um Implikationen geht, sondern um die Richtung der Forschung und ihre Prioritäten sowie – was vielleicht von besonders grundlegender Bedeutung ist – um Wahrheiten selbst. Darauf, daß Gruppen, die für ihre eigene spezielle Krankheit Aufmerksamkeit beanspruchen, die Wege der Forschung und der Innovation gestalten, habe ich bereits ebenso hingewiesen wie auf den Umstand, daß sich daraus mehrdeutige Folgen für die Demokratie ergeben. Auf diese Weise tragen solche Gruppen dazu bei, aus allen Wahrheitskandidaten diejenigen auszuwählen, die wirklich der Wahrheit entsprechen und jene Konsequenzen nach sich ziehen, die mit der Wahrheit einhergehen. Zumindest in manchen Fällen verkörpern solche Bewegungen eine Herausforderung der Mechanismen der Wahrheitsproduktion und der Wahrheitsbestätigung, die fundamentaler ist als die Herausforderung, die von der These ausgeht, Wahrheitsansprüche sollten nicht in der abgeschlossenen Welt des Laboratoriums und des von allen für das Leben jenseits des Labors charakteristischen Störungen gereinigten Experimentes beurteilt werden, sondern in der chaotischen Alltagswelt der Betroffenen selbst.

Solche Bewegungen werden von Michel Callon und seinen Kollegen im Rahmen ihrer Argumentation für eine technische Demokratie aufgewertet.48 In den hybriden Foren, die im Umkreis solcher Themen wie »genetisch modifizierte Organismen«, »Gentherapie«, »BSE« und so weiter Gestalt angenommen haben, halten sich Wissenschaft und Technik (wie die Autoren ausführen) nicht mehr an die Grenzen bestehender Strukturen; Wahrheitsansprüche verlassen ihre abgeschlossenen Schutzräume, während ihre technologisierten Resultate in die wilde Welt hinausströmen; und neue Gruppen und Identitäten machen sich jede Option zunutze, um das Expertentum herauszufordern, wo es ihr eigenes Leben berührt, um neue Formen kollaborativen Lernens zu schaffen. Bei diesen neuartigen Herausforderungen der wissenschaftlichen Autorität gelten alle konventionellen Unterscheidungen zwischen Wissenschaft und Technik oder zwischen Wahrheit und Nützlichkeit als ebenso veraltet wie die Trennungen zwischen Tatsache und Wert, Wahrheit und Macht, Experten und Laien – alle diese Dichotomien, die schon seit so langer Zeit unser Denken geprägt haben. Aus dieser Perspektive wird der Wissenschaft – diesem durch Laborforschung hervorgebrachten, durch Peer-Review, Fachzeitschriftenartikel und so weiter normierten und sanktionierten System der Wahrheitsansprüche – jegliche Fähigkeit abgesprochen, jene realweltlichen Folgen zu spezifizieren, die ihre Flucht in die Technik generieren könnte. Wenn die Wissenschaft überhaupt Gültigkeit hat, dann nur in ihren eigenen abgeschlossenen Schonräumen. Die Experten, die etwas anderes geltend zu machen versuchen, betreiben lediglich eine bestimmte Form von Politik mit anderen Mitteln. Ich möchte bezweifeln, daß dies die Schlußfolgerung ist, die sich Fleck angesichts der Flutwelle der Kritik erhofft hätte, die, ausgehend von der in seinen Arbeiten zur historischen Epistemologie vorausgeahnten Wissenschafts- und Technikforschung, über die Wissenschaft dahingerollt ist.

Für mich wäre es eine größere Herausforderung, über den Modus der »Kritik« wissenschaftlicher Erkenntnis und all die damit in Verbindung gebrachten, scheinbar radikalen Gesten hinauszugehen und wieder dazu fähig zu sein, theoretische Bestrebungen mit normativen Ansprüchen zu verknüpfen. Es ist keine leichte Sache, in den experimentellen Wissenschaften zur Wahrheit zu gelangen. Das Ziel der Kritik wäre es nicht, die Demokratie irgendwie zum Schiedsrichter über die Wahrheit zu machen, sondern es käme darauf an, Wahrheiten in den Dienst der Demokratie zu stellen. Das Wort »Wahrheit« benutze ich hier ganz bewußt, obwohl ich mir darüber im klaren bin, daß es aus der Mode gekommen ist. Denn was hier auf dem Spiel steht, ist wirklich die Wahrheit oder vielmehr: das, was als Wahrheit gelten soll. Für die Kritiker einer früheren Generation stand die Falschheit im Brennpunkt. Es ging um Ideologiekritik – die Kritik an den Falschheiten, die zur Unterstützung von Gruppeninteressen verbreitet wurden. Indem sie so verfuhren, unterließen sie die Frage nach dem Wahrheitsstatus, der erhalten bliebe, sofern und sobald sich jene zweckdienlichen Falschheiten aus dem Weg räumen ließen. Doch aus meiner Sicht ist die Zentralstellung der Wahrheit notwendig, damit der Kritik eine normative Dimension erhalten bleibt. Natürlich können wir die Genealogie der Wahrheiten schreiben und die Bedingungen der Wahrheitsschaffung, die Kriterien der Beurteilung von Wahrheitsansprüchen und die Befugnisse derjenigen, die die Wahrheit zu sprechen vermögen, analysieren. Diese Dinge haben eine Geschichte, aber es ist auch unsere eigene Geschichte.

Um bei kritischen Auseinandersetzungen über die Richtung und die Folgen der wissenschaftlichen Forschung und der technischen Entwicklung über ein Fundament zu verfügen, auf dem wir stehen können, müssen wir die strengsten Mechanismen der Wahrheitsbewertung zum Einsatz bringen, die uns in unserer Zeit und an unserem Ort zu Gebote stehen. Das Ziel der Kritik würde hier nicht darin bestehen, Wahrheiten zu schwächen, sondern darin, sie zu festigen. Dazu müßte man sich der schwierigen Aufgabe stellen, die streitenden Stakeholders – und zwar sowohl die Wissenschaftler als auch ihre Kritiker – von ihren jeweiligen Denkkollektiven »loszueisen«. Damit könnte das Schließen von Bündnissen mit Forschern, Experten, Stiftern und sogar mit Unternehmern und Risikokapitalgebern beginnen, um Wahrheitsansprüche zu stärken und ihre Implikationen so zu entfalten, daß wissenschaftliche und technische Entwicklungen derart altmodischen Werten dienen können wie dem gesellschaftlichen Fortschritt und einem global verstandenen Allgemeinwohl. Bei Argumenten für die Demokratie in der Wissenschaft ginge es weniger um Wissenschaftskritik als um die Förderung von Auseinandersetzungen um die Formen des Lebens, das wir führen wollen, und es ginge um Fragen wie: Welche Innovationen in den Bereichen der menschlichen wie der außermenschlichen Welt sind wünschenswert, akzeptabel oder problematisch? Und wer soll die Kontrolle darüber haben? Das hieße, alle Parteien ständig dazu anzuhalten, die unerreichbare, aber dennoch unerläßliche Bereitschaft zu zeigen, Verantwortung für die Zukunft zu übernehmen, die man herbeizuführen hilft.

 

Aus dem Englischen von Joachim Schulte



* Gemeint ist der Artikel »Zur Krise der ›Wirklichkeit‹«, in: Denkstile und Tatsachen. Gesammelte Schriften und Zeugnisse, herausgegeben von Sylwia Werner und Claus Zittel, Berlin: Suhrkamp 2011, S. 52-70; Anm. d. Übers.








Nachbemerkung

Die Beiträge dieses Buches basieren mit Ausnahme des einleitenden Essays und des Textes von Philip Kitcher auf Vorträgen, die anläßlich des Latsis-Symposiums »Science and Democracy« im Mai 2011 an der ETH Zürich gehalten wurden. Diese Tagung, dem Andenken des 50. Todestages von Ludwik Fleck gewidmet, habe ich gemeinsam mit Johannes Fehr, dem Leiter des Ludwik Fleck Zentrums am Collegium Helveticum, konzipiert. Durchgeführt wurde sie zusammen mit dem Collegium Helveticum und dem Zentrum Geschichte des Wissens, beide gemeinschaftliche Einrichtungen der ETH und der Universität Zürich. Mein Dank gilt neben Johannes Fehr insbesondere Rainer Egloff, Kijan Malte Espahangizi und Gerd Folkers für die schöne Zusammenarbeit. Joachim Schulte danke ich für seine famose Übersetzung der Texte von Abbott, Cooter, Gordin, Kitcher, Latour und Rose, Cédric Perriard für seine redaktionelle Durchsicht aller Beiträge. Ebenso danke ich Claudine Cohen und der École des hautes études en sciences sociales in Paris für die Möglichkeit, die Arbeit an diesem Buch in Ruhe zu beenden. Die Zusammenarbeit mit Heinrich Geiselberger und Christian Heilbronn vom Suhrkamp Verlag war eine Freude, und schließlich danke ich der Fondation Latsis Internationale, deren großzügige Förderung die Veranstaltung und das Buch überhaupt erst ermöglicht hat.

 

Paris, im Juni 2012
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21 
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